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XII IV. Sachverzeichnis 

IV. Sachverzeichnis 

E - Entscheidung (Rechtsprechung und Spruchpraxis; 
Zahlen in Klammern bezeichnen die laufenden Nummern der Spruchpraxis) 

L = Literatur (Schrifttum) 

Abbruchsanordnung 
- für auf Altlast errichtete Häuser 441 
- trotz fehlenden Konzeptes für flächendeckende Behebung 

baurechtlicher Mißstände E 732 (109) 
- und Vertrauensschutz E 732 (109) 
Abfallbeseitigung 
- Abfallvermeidung und Wiederverwertung von 

Abfällen E 588 
- aufgedrängter Abfall E 901 
- Ausschluß von Entsorgungspflicht E 405 (66) 
- Begriffe und Definitionen 1032 
- Beteiligung von Naturschutzverbänden im Planfeststel­

lungsverfahren 937 
- Einsammeln und Befördern von Abfällen . . . . E 405 (66) 
- Entsorgung von Sondermüll E 401 
- Entsorgungspläne 742, E 1089 
- ohne Genehmigung 1034 
- illegale Entsorgungsanlagen 1029 
-Normenkontrolle E 588, E 1089 
- ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung E349 
- Planfeststellung . E 401, E 405 (64), E 588, 737, 937, E 1089 
- Spannungsverhältnis zwischen -verwaltungsrecht und Ab­

fallstrafrecht 1029 
-Standortwahl E 405 (64), 737, E 1089 
- Störerauswahl E 405 (65) 
- und Strafrecht 1031 
- Übertragung gemeindlicher Zuständigkeit auf Land­

kreise E349 
- und Umweltschutz bei Standortwahl . . . E 405 (64), 737 
- Untersagung einer Altanlage E 903 
- Verbindlicherklärung der Entsorgungspläne durch Rechts­

verordnung E 1089 
Abgaben, Abgabenrecht 
- Abgabengleichheit und Vorhersehbarkeit von Abgaben­

pflichten E 220 
- Abwasserabgabe (s. auch dort) . E 176 (26), E 394, E 405 (63) 
- Anwendbarkeit der Verwaltungsverfahrensgesetze . 1054 
- Anzeigepflicht E 176 (25) 
- Bescheid über Aussetzungszins E 866 
- Erschließungsbeitrag E175(19),E863 
- Fehlbelegungsabgabe E 553 (79) 
- Gemeindeanteil am Erschließungsaufwand . . . E 176 (22) 
- Grenzen der Erhebung 1013 
- Herstellung einer Mischfläche E 176 (23) 
- Kommunalabgaben E 176 (25), 1053 
- Nachveranlagung E865 
- Rechtsetzungsbefugnis eines Zweckverbandes . E 176 (24) 
- Sonderabgaben 1017 

- steuerähnliche Sonderabgaben 1017 
-S t r aßenbaube i t r ag E 175 (20) 
- Straßenreinigungsgebühren E176 (27) 
- Tierkörperbeseitigungsgebühr E 176 (21) 
- Verrechnung der Vorausleistung E 863 
- Zulässigkeit öffentlich-rechtlicher Verträge 1053 
Abgeordnete 
- und Beteiligung fraktionsloser in Enquête-

Kommission E719 
- und Entziehung der Rechte durch Geschäftsordnung des 

Bundestages E719 
- Mindestredezeit E 719, 829 
- Mitgliedschaft fraktionsloser im Ältestenrat . . E 719, 829 
- und Mitwirkung des fraktionslosen im 

Ausschuß E 719, 829 
- Rechtsstellung fraktionsloser Bundestags­

abgeordneter E 719, 829 
- und Zuschuß für politische Arbeit fraktionsloser . E 719 
Abschiebung 
- Abschiebungshaft 114 
- Beförderung des Ausländers zum Bundesgrenzschutz .117 
- Betreten und Durchsuchen der Wohnung eines Ausländers 

zum Zwecke der Durchführung der Abschiebung . . .116 
- Flugunfähigkeit als Abschiebungshindernis 117 
- durch Polizeivollzugsdienst 114 
- Rechtsnatur der Abschiebung im Vergleich zur Freiheits­

entziehung 114 
- ohne richterliche Anordnung 114 
- als Vollstreckungsmaßnahme 115 
- vorläufige Inhaftierung zur Sicherung der 

Abschiebung 115 
Abschiebungsandrohung 
- und asylunabhängiges Aufenthaltsrecht E 905 
- und Gefahr des Untertauchens E 824 
Abschleppen 
- eines ordnungswidrig abgestellten Kraftfahrzeuges . E 172 
Abwägung 
- in abfallrechtlichen Planfeststellungsverfahren . . E 1089 
- bauplanungsrechtliches Abwägungsgebot als 

Amtspflicht 68 
- Drittbegünstigte des baurechtlichen Abwägungs­

gebotes 70 
- bei Erhaltung einer Sache als Kulturdenkmal . . . . E 79 
- im naturschutzrechtlichen Planfeststellungs­

verfahren E 85 (13) 
- Verbot bei genehmigungsfähigen Bauvorhaben . . . .937 
Abwasser 
- Bestimmung der Abwasserschädlichkeit E 394 
- in Drainageleitungen gesammeltes Grundwasser E 404 
Abwasserabgabe 
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IV. Sachverzeichnis XIII 

- Bescheidsystem E 394 
- bei Einleitung von Schmutzwasser E 176 (26) 
- Festsetzung nach Ergebnis behördlicher 

Überwachung E 394 
- Gegenstand der Schätzung E 405 (63) 
- Höhe nach Abwasserschädlichkeit E 394 
Allgemeinverfügung 
- Umbenennung einer Straße E 645 (95) 
Altlasten 
- Abbruchsanordnung bei Bebauung 441 
- Amtshaftung bei Bebauung 67, 441, E 548 
- Bebauung 441 
- Gefährdungspotential 68 
- rechtliche Probleme der Bebauung 67,441 
Amtshaftung 
- bei Bebauung von Altlasten 67, E 548 
- bei fehlerhafter Bauleitplanung 67, E 548 
- und geschützter Personenkreis bei Bauleitplanung . E 548 
- Mieter als Drittbegünstigter 72 
Amtshilfe 
- Streitkräfteeinsatz im Katastrophenfall 927 
Amtspflicht 
- bauplanungsrechtliches Abwägungsgebot 68 
Anfechtung 
- eines bestandskräftigen Verwaltungsaktes mit aufschie­

bender Wirkung E 361 (62) 
- von Nebenbestimmungen E779 
- eines Organisationsaktes E358 
Anfechtungsklage 
- Anfechtung der Wahl eines Stadtkämmerers . . E 600 (86) 
- und Begründung instanzieller Gerichtszuständigkeit für 

Entscheidung über Antrag auf Erlaß einer einstweiligen A n ­
ordnung E 361 (62) 

- des Erben gegen sozialhilferechtlichen Leistungs­
bescheid E 553 (82) 

- gegen Planfeststellungsbeschluß 204, E 645 (97 
Anhörung 
- von Abfindungswünschen bei Flurbereinigung . E 319 (48) 
- vor Anordnung der sofortigen Vollziehung 379 
- in Genehmigungsverfahren für Militär­

flugplatz E 230 (28) 
- von Verbänden im naturschutzrechtlichen Planfeststel­

lungsverfahren E 85 (13), E 775, 937 
- Verzögerungen der straßenrechtlichen Plan­

feststellung 932 
- von Widersprüchen gegen Flurbereinigungs­

plan E 318 (46) 
Anliegergebrauch 
- und Anspruch auf innerörtliche Wegweiser E 1040 
- und Zufahrt zur Straße E 1037 
Anschluß- und Benutzungszwang 
- behördliche Zuständigkeit E 594 
Antrag 
- auf Feststellung der Schwerbehinderung E 819 
- auf Mitwirkung des Personalrates bei Entlassung . E 679 
- auf Notwendigerklärung der Zuziehung einer Bevollmäch­

tigten E 642 
- auf Prozeßkostenhilfe E 40 (8) 
Antragsbefugnis 
- einer Gemeinde im Normenkontrollverfahren . . . E 858 
- eines Grundstückseigentümers gegen Gültigkeit einer Di r -

nensperrbezirksverordnung E 360 (58) 
- des Grundstückseigentümers bei Normen­

kontrolle E 588, E 1089 

- eines Naturschutzverbandes im vorläufigen Rechtsschutz­
verfahren E775 

- Statthaftigkeit eines Normenkontrollantrags . . E 360 (61) 
- eines Steinmetzes bei Änderung der Friedhofs­

satzung E 360 (60) 
Arb eit sf ör derung 
- und Gemeinderatsbeschlüsse 655 
Arbeitsrecht 
- Allgemeinverbindlichkeitserklärung eines Tarif­

vertrages E 449 
- Feiertags-und Arbeitszeitrecht 626 
- Fundhefte für Arbeits-und Sozialrecht L 132 
- Kündigung eines Arbeitnehmers bei noch nicht endgültig 

festgestellter Schwerbehinderung E819 
Arzt 
- Altersgrenze für Kassenärzte 580 
- Fortpflanzungsmedizin und Humangenetik - Strafrecht­

liche Schranken? L 363 
- Praxisgründungsdarlehen einer Gemeinde E 34 
- Widerruf der Approbation E912(139) 
Asylrecht, Asylverfahren 
- Abschiebung: s. dort 
- Abschiebungsandrohung und asylunabhängige Aufent­

haltsrechte E 905 
- Ausreiseaufforderung E 905 
- Ausweisung eines Asylberechtigten E 940 
- Bürgerkriegsverhältnisse und politische Verfolgung . E 993 
- und Einbürgerungsbewerbung E 319 (50, 51) 
- Entwicklung 419 
- Fluchtbeendigung im Drittstaat E 993 
- und Gemeinschaftsunterkunft in reinem 

Wohngebiet E 999 
- und Interessenabwägung E 940 
- Kürzung der Regelsatzbeihilfe E 776 
- latente Gefährdungslage bei Entstehung subjektiver Nach-

f luchtgründe E995 
- Nachfluchtgründe, selbstgeschaffene E 995 
- Sozialhilfe für Asy l ­

bewerber E 554 (85), E 776 , E 1097 (167) 
- subjektive Nachfluchttatbestände 424 
- Verfolgungsgefahr 420 
- und vorläufiges Bleiberecht E997 
- Zuweisungsentscheidung und Fiktionswirkung des § 21 

Abs. 3 Satz 1 AuslG E 997 
Atomrecht 
- Erklärung des Gemeindegebietes zur atomwaffenfreien 

Zone 655,660 
- Planung kerntechnischer Anlagen 574 
- probabilistische Methoden bei der Schadens­

vorsorge L555 
Aufenthaltserlaubnis 
- adoptierter Ausländer E674 
- und bestandskräftig anerkannte Asylberechtigte E 940 
- und illegale Einreise E 643 
- für nachgezogene Familienangehörige E 773 
- und Sozialhilfe E 1097 (170) 
- und Verletzung der Sichtvermerkspflicht E 996 
- und Vertriebenenverf ahren im Heimatland E 643 
- Zuweisungsentscheidung und Antrag auf E 997 
Aufgaben, öffentliche 
- ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung bei Abfal l­

beseitigung E 349 
- Übertragung auf privatrechtliche Organisation . . . 1074 
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- Wahrnehmung durch Privatpersonen als öffentlich-recht­
liche Geschäftsführung ohne Auftrag E271 

Auflage 
- Anpassungs- und Ausbauklauseln in wasserrechtlicher Ge­

nehmigung E779 
- zur dinglichen Sicherung verlorener Zuschüsse . . . . 11 
- für Gaststättenerlaubnis E353 
- Wildschutzzaun an Bundesfernstraße E 1042 
Aufschiebende Wirkung 
- Umfang E 360 (59) 
- des Widerspruchs gegen Schließung eines Schlacht- und 

Viehhofs E 358 
Aufsicht 
- des Bundesamtes für Zivildienst E 781 (119) 
- Staatsaufsicht über Gemeinden E73 
Aufwendung 
- Ersatz bei öffentlich-rechtlicher Geschäftsführung ohne 

Auftrag E 271 
Ausbildungsförderung 
- bei Ausbildung zum Krankenpfleger oder Krankenpfleger­

helfer E817 
- für Besuch von nicht im Gesetz bestimmten Ausbildungs­

stätten E 817 
- Bundesausbildungsförderungsgesetz, Kommentar . L 784 
- Erstausbildung E817 
- und Nichtbestehen der Abschlußprüfung E 815 
- Überschreitung der Förderungshöchstdauer . . . . E 815 
Ausgaben 
- Ausgabenbefugnis der Europäischen Gemeinschaft . .537 
- außer -und überplanmäßige im Haushaltsplan 16 
- Notbewilligungsrecht des Bundesfinanzministers . . . 16 
Ausländer, Ausländerrecht 
- Abschiebung: s. dort 
- Aufenthaltserlaubnis: s. dort 
- und Ausländerpolitik in Europa L 603 
- Ausweisung E 824 
- Duldungsanspruch während Vertriebenenverfahren . E 643 
- E i n b ü r g e r u n g E 319 (49, 50, 51) 
- Einschleusung von Ausländern E 997 
-Familiennachzug 105, E 773 
- und Gemeinderatsbeschlüsse 655 
- illegale Einreise E 643 
- Kommentar L734 
- Mitwirkung bei Ermittlung von Rauschgifttätern . E 824 
- und Rauschgifthandel E 824 
- Sichtvermerksverfahren E 643 
- Sozialhilfe E 1097 (170) 
- unzureichende Deutschkenntnisse als Wiederein­

setzungsgrund nach Ablauf der Berufungsfrist . . . E 356 
- Voraussetzungen für Erlaß einer Ausweisungs­

verfügung E 940 
- Zumutbarkeit des Vertriebenenverfahrens im 

Heimatland E 643 
- Zuwanderer aus Ostblockstaaten E 643 
Ausländerwahlrecht 
- Wahl von Ausländerbeauftragten E598 
Ausland 
- Befugnisse der Streitkräfte im Katastrophenfall . . . .926 
- staatliches Rechnungswesen 1008 
Ausschüsse 
- als Abbild des Plenums E719 
- Begrenzung der Mitgliederzahl E 308 
- und Beratung von Themen des Geheimschutzes E 308 
- Europäischer Währungsausschuß 236 

- und Recht der Fraktion auf Zugang zur Beratung . E 308 
- Sitz Vertei lung in Landtagsausschüssen E 308 
- und Stimmrecht fraktionsloser Abgeordneter . E 719, 829 
- Vorlage von Personal- und Disziplinarakten E 78 
- der Zentralbankpräsidenten der Mitgliedstaaten der Euro­

päischen Wirtschaftsgemeinschaft 237 
- Zeugenpflicht vor parlamentarischem Untersuchungsaus­

schuß E 76 
- und Zuschuß für Fraktion E719 
Ausweisung, Ausländer 
- und gerichtliche Nachprüfung E 940 
- aus Gründen der Generalprävention E 824, E 940 
- wegen Rauschgifthandels E 824 
- eines strafgerichtlich verurteilten Ausländers . . . E 940 

B 

Baugenehmigung 
- und Baueinstellungsverfügung E 732 (108) 
- Bauvoranfrage E 687 (103) 
- Bauvorbescheid E 637, E 687 (103) 
- Bebauung von Altlasten 67, 441, E 548 
- Berichtigungs- und Rücknahmemöglichkeit 673 
- und Betriebsplanzulassungsverfahren . . . . E 952 (142) 
- Bezeichnung eines Baugrundstücks E685 
- Bindungswirkung E 353, E 687 (103) 
- Dachraumausbau E 1047 (160) 
- Einhaltung des Bauwichs E 732 (111) 
- Erteilung im Widerspruchsverfahren E 686 (100) 
- Gestattung eines Anbaus an der Grenze E 725 
- für Lagerplätze E 1047 (158) 
- Mindestwohnfläche für Altenheime E 732 (106) 
- Nachtragsbaugenehmigung E 685 
- Nichtigkeit 671, 672, 673, E 685 
- Veränderungssperre und Ermessensbindung . . . . E 906 
Bauleitplanung 
- Abwägungsgebot 68 
- Abwehrrechte obligatorisch Berechtigter E 229 
- und Amtshaftung 68, E 548 
- Amtspflichten 67, E 548 
- Bedeutung von Altlasten 67 
- und Flurbereinigung 59 
- gemeindliche und bahnrechtliche Fachplanung . . E 637 
- und gemeindliche Planungsabsichten E 452 
- Gestaltungssatzung E727 
- Gewerbebetrieb neben Wohnbebauung E 400 
- großflächiger Einzelhandelsbetrieb E 1093 
- Herstellung einer Mischfläche E 176 (23) 
- und Immissionsschutz L 646 
- Kennzeichnung von Sondergebieten durch immissions-

schutzrechtliche Anforderungen E 772 
- kerntechnische Anlagen 576 
- Konfliktbewältigung im Bauplanungsrecht . . . . L361 
- mögliche Drittbegünstigte des Abwägungsgebotes . . . 70 
- und Selbstbindung der Gemeinde E 452 
- Umweltschutz E 772 
- Umweltschutz durch Bebauungsplanung und Anlagenge­

nehmigungsrecht L361 
- Veränderungssperre und Nutzungs­

änderung E 725, E 1047 (159) 
- Verbrauchermarkt in Mischgebiet E 1094 
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- Verfahrensfehler bei Bebauungsplan E 1047 (156) 
- Vergnügungsstätten im Gemeindegebiet L 783 
- Verkaufsfläche von Handelsbetrieben E 1093 
- Wohnbebauung auf ehemaligen Mülldeponien 67 
- Wohngebiet neben emittierenden Tierhaltungs­

betrieben E 687 (1049) 
- Zuordnung von Nutzungen zu einzelnen Bau­

gebieten E 227 
Bauliche Anlage 
- Altenpflegeheim kein Wohngebäude E 998 
- und bauordnungsrechtliche Verfügungen E 860 
- und baurechtliche Gestaltungssatzung E 727 
- Bauvorhaben der Stationierungsstreitkräfte . E 826 (128) 
- Erhaltung L87 
- Lagerplatz E 1047 (158) 
- Nutzungsänderung bei Umwandlung eines Kinos in Spiel­

halle E 725 
- privilegierte Vorhaben im Außenbereich . E 1095, E 1096 
- Stellplatzbedarf E 687 (102) 
- und Stellplatzpflicht des Bauherrn E730 
- Untersagung einer Altanlage E903 
- wesentliche Änderung der Benutzung E687(102) 
- Zulässigkeit von Werbeanlagen E 1048 (164) 
Baurecht 
- Anordnung von Baumaßnahmen, Pflanz-, Nutzungs- und 

Abbruchsgebot L87 
- Ausnahmen und Befreiungen im öffentlichen Bau­

recht L461 
-Baurechtssammlung L783 
- und Denkmalschutz E 1048 (161) 
- und Flurbereinigung 63 
- Kommentar zum Baugesetzbuch L361 
- Kommentar für Landesbauordnung Nordrhein-

Westfalen L 1004 
- Lärmschutz E 223, 630 
- öffentliches und privates L 646 
- und Raumplanungsrecht L 87 
- Regelvermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

1977 E 1093 
- Rücksichtnahme­

gebot E 223, E 400,E 732 (111), E 860, E 1048 (161) 
- Verwirklichung von Bebauungsplänen und Erhaltung bau­

licher Anlagen L87 
Bauvorhaben im Außenbereich 
- Altenteilerhaus E 228 
- Bestandsschutz E 1048 (164) 
- Einfriedung von Grundstücken E 1047 (157) 
- Einvernehmen der Gemeinde . . E 686 (100), E 1048 (162) 
- Erweiterung eines Wochenendhauses E 732 (105) 
- Erweiterung eines Wohngebäudes . . . . E 723, E 732 (105) 
- Grundstücksteilung nach Wegfall der Privilegierung . E 228 
- landwirtschaftlicher Lohnbetrieb E 1095 
- Pferdeunterstand E 1096 
- privilegierte Vorhaben . E 1048 (162-164), E 1095, E 1096 
- Teilungsgenehmigung E228 
- Tiergehege E 1048 (163) 
- Tierkörpersammelstelle E 1048 (162) 
- und wasserrechtliche Veränderungssperre . . E 687 (103) 
Bayern 
- bayerische Gemeinden - Bayerischer Gemeindetag . L463 
- Christbaumkultur als Wald E 400 
- Duldung von Vertriebenen E 643 
-Krankenhausfinanzierung L319 
- Nachbarrecht L 134 

- Staats-und Verwaltungsrecht L914 
- Verlängerung des polizeilichen Unterbindungs-

gewahrsams 689 

Beamtenrecht 
- Arbeitsplatzschutz E 131 (15) 
- Beamtentum zwischen Reform und Tradition . . . L 915 
- Beeinträchtigung des Schulbetriebs als Folge von Streik­

maßnahmen E127 
- Beihilfe zu Kosten einer zwangsweise angeordneten Ent­

wöhnungsbehandlung der Ehefrau E123 
- Berufsbeamtentum und Beamtenorganisation . . . L915 
- Besetzung von Stellen E 132 (17, 18) 
- Ermessen des Dienstherrn bei Antrag auf Widerruf des Ur ­

laubs E 124 
- Grundsatz der Bestenauslese E 132 (17,18) 
- kollektive Kampfmaßnahmen zur Durchsetzung gemein­

samer Berufsinteressen E127 
- Mutterschutz E 131 (16) 
- Quellen und Darstellungen zur Geschichte des deutschen 

Beamtentums L915 
- Sorgepflicht des Dienstherrn E 123 
- Staat - Beamter - Gesellschaft L915 
- Unterhaltsbeitrag E 131 (14) 
- Untersagung eines Streiks E127 
- Urlaub aus familiären Gründen E124 
- Verwirklichung des Laufbahnprinzips im Schuldienst in 

Hessen E 132 (18) 
- Vorzeitige Beendigung der Beurlaubung ohne Dienst­

bezüge E124 

Beamter 
- Ablehnung einer Bewerbung E 164 
- Auswahlkriterien für Beförderung . . E 164, E 166, E 167 
- Beauftragter des Bundesdisziplinaranwalts . . . . E 683 
- Beginn der Verjährungsfrist von Regreßansprüchen . E 942 
- Beschäftigungsuntersagung bei ehemaligen 

Soldaten E 945 
- Beurteilungsermächtigung bei Laufbahnaufstieg E 167 
- der Bürger und der Vorgesetzte 986 
- und Dienstpostenvergabe ohne Beförderungs­

entscheidung E 947 
- und Dienstunfähigkeit während der Probezeit . . . E 944 
- Dienstunfall E 678 
-Dienstvergehen E 167, E 1088 
- Disziplinarverfahren (s. auch Disziplinar­

recht) . . . . E 131 (14), E 167, E 683, E 1001 (152), E 1088 
- Eintreten für die freiheitlich demokratische Grund­

ordnung E 545 
- Entfernung aus dem Dienst . . . E 131 (14), E 167, E 1088 
- Entlassung eines Beamten auf Probe E 679 
- Ermittlung des Unterhaltsbedarfs nach der Düsseldorfer 

Tabelle E 1001 (153) 
- ernennungsähnliche Verwaltungsakte E 680 
- Haftung gegenüber Dienstherrn 386 
- Haftungsminderung bei gefahrgeneigter Arbeit . . . .388 
- Mitbestimmung des Personalrates bei Versetzung . E 682 
- Mitwirkung des Personalrates bei Entlassung . . . E 679 
- Neubewilligung von Unterhaltsbeitrag . . . . E 1001 (153) 
- Ortszuschlag in außerehelicher Lebens­

gemeinschaft E 1002 (155) 
- politische Loyalität E545 
- psychologisches Eignungsgutachten E 167 
- Schadensersatz bei Verletzung von Auslesekriterien . E 166 
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- und Spannungsverhältnis zwischen Bürger und 
Behörde 987 

- tatbestandsmäßige Rückgriffsvoraussetzungen . . . .390 
- Unfallschutz bei alkoholbedingter Verkehrs-

untüchtigkeit E 678 
- verbotene Geschenkannahme E167 
- Versetzung (5. auch dort) E 682, E 1002 (154) 
- Versorgungsausgleich . E 1086 
- Vorlage von Personalakten an Untersuchungs­

ausschuß E78 
Beauftragte 
- des Bundesdisziplinaranwalts E 683 
Bebauungsplan 
- Altenpflegeheim in reinem Wohngebiet E 998 
- Altlasten im Plangebiet E 548 
- Amtshaftung bei fehlerhaftem 67, E 548 
- Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse . . . E 548 
- Aufstellung unter Mitwirkung eines befangenen Gemeinde­

ratsmitgliedes E27 
- Ausstrahlungswirkung über den Planbereich hinaus . E 27 
- Befreiung von den Festsetzungen E861 
- Bekanntmachung E 360 (61), E 452, E 1092 
- Enteignung E455 
- Ergänzung durch § 15 BauNVO E 724 
- und Festsetzung über Erstattung von Schallschutz­

kosten E 223 
- Festsetzungen im Wohnungs­

bereich . . . . E 686 (101), E 728, E 732 (107), E 1047 (160) 
- und Festsetzung von Sondergebieten E 861 
- Folgen von Verfahrensfehlern E 1047 (156), 1050 
- und gemeindliche Planungsabsichten E 452 
- und Gemeinschaftsunterkunft für Asylbewerber in Wohn­

gebiet E999 
- genehmigungsfähiges Bauvorhaben und Abwägungs­

verbot 937 
- und Gestaltungsfreiheit im Baugenehmigungs­

verfahren E724 
- Nachholung der Ausfertigung E 1092 
- Nebeneinander von Wohngebiet und Sportplatz . . E 675 
- Nichtberücksichtigung der Einwendungen von 

Betroffenen E 1047 (156) 
- Normenkontrolle . E 39 (1), E 225, E 360 (61), E 687 (104) 
- und öffentlich-rechtliche Baubeschränkung . . . . E 855 
- Rechtsfolgen rechtswidriger Ratsbeschlüsse im Aufstel­

lungsverfahren E 225, E 687 (104) 
- und Schutz obligatorisch Berechtigter E 229 
- und Umfang der konkreten Festsetzung E 724 
- Verwirklichung mit oder ohne Gebotsanordnung . . L 87 
- Vorkehrungen gegen schädliche Umweltein­

wirkungen E 223 
- Widerspruch zu Landschaftsschutz­

verordnung E 732 (110) 
- Zulässigkeit von Beherberungsbetrieben E 861 
- Zulassung von Vergnügungsstätten . . E 227,E 729, L 783 
Bedingung, aufschiebende 
- zur dinglichen Sicherung nicht rückzahlbarer Zuwen­

dungen 11 
Bedürfnisprüfung 
- beim Notbewilligungsrecht des Bundesfinanz­

ministers 19 
Befangenheit 
- Befangenheitsgründe bei Normsatzungen 196 
- Befangenheitsvorschriften für Organe der Rundfunkan­

stalten 194 

- von Gemeinderäten E 27, E 225, E 687 (104) 
Befreiung 
- Ausnahmen und Befreiungen im öffentlichen 

Baurecht L461 
- von Festsetzungen im Bebauungsplan E 861 
- von Mindestwohnflächenbestimmung für 

Altenheime E 732 (106) 
Behörde 
- und Antragsbefugnis der Gemeinde im Normenkontrollver­

fahren E858 
- Beiladung im Verwaltungsstreitverfahren E 164 
- Beurteilungsspielraum bei Entscheidung über Auswir­

kungen eines Pflanzenschutzmittels E 825 (122) 
- und gemeindefreundliches Verhalten E 306 
- rechtliche Verantwortlichkeit der Fischereiverwaltungsbe­

hörden 762 
- Rechtsverletzung durch Planfeststellung 208 
- Untersagung von Alliiertenflügen . . E 644 (93), E 645 (99) 
- Verhältnis zwischen Bürger und Behörde 987 
- Werkleitung eines kommunalen Eigenbetriebes . . E 594 
- Zuständigkeit für Anschluß- und Benutzungszwang . E 594 
- Zustellung durch Bediensteten E359 
Beihilfe 
- für zwangsweise angeordnete Alkoholentwöhnungsbe­

handlung E123 
Beiladung 
- des Konkurrenten E 600 (86) 
- einer mitwirkungsbefugten Behörde E 164 
Beitrag 
- für Beteiligten am Flurbereinigungsverfahren . E 406 (68) 
- Elternbeitrag für Kindergarten E 275 (43, 44) 
- Erhebung durch öffentlich-rechtlichen Vertrag . . . 1053 
- Erschließungsbeitrag 

(s. auch dort . E 175 (19, 20), E 176 (23), E 220, E 317, E 600 
(90), E 855, E 857, E 863, E 866 

- zur gesetzlichen Rentenversicherung für Ausfallzeiten . 89 
- Grenzen der Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben . . 1013 
- der Mitglieder der Weinbergaufbau­

gemeinschaft E 825 (126) 
Bekanntmachung 
- eines Bebauungsplans E 360 (61), E 452, E 1092 
- des Flurbereinigungsplans E 318 (46) 
Bergrecht 
- Betriebsplan und Nachbarschutz E 952 (142) 
Berlin 
- Verfassung, Kommentar L133 
- Regierungsstruktur L 1100 
Beruf 
- Standesrecht der freien Berufe 838 
Berufsfreiheit 
- und angemessene Berücksichtigung von Bewerbern für 

Taxengenehmigung E 1045, E 1046 
- Auslegung zwischen legislatorischer und privater Grund­

rechtskonkretisierung 111 
- Berufsfeld als Element zur Normbereichs­

konkretisierung 112 
- Erlaubniszwang nach dem Heilpraktikergesetz für psycho­

therapeutisch tätige Diplom-Psychologen 110 
- und Genehmigung für Taxenverkehr . . . E 1045, E 1046 
- und unternehmerische Wachstumsfreiheit. E 1045, E 1046 
Berufung 
- Einführung von Berufungsgerichten in der französischen 

Verwaltungsgerichtsbarkeit 713 
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- unzureichende Deutschkenntnisse eines Ausländers als 
Wiedereinsetzungsgrund E356 

Beschwerde 
- Ausschluß im Disziplinarverfahren E121 
- bei Nichtentscheidung über Antrag auf Prozeßkostenhilfe 

in absehbarer Zeit E 40 (8) 
- Nichtvorlagebeschwerde E588 
- Nichtzulassungsbeschwerde E 588 
- gegen richterliche Entscheidung über Freiheits­

entziehung E 168 
Besoldung 
- Kürzung der Anwärterbezüge E 907 
- Umfang der Mitbestimmung der Personalvertretungen bei 

Lohngestaltung und Eingruppierung 95 
Bestandskraft 
- des öffentlich-rechtlichen Vertrages L 602 
Bestandsschutz 
- bei Bauen im Außenbereich E 1048 (164) 
- und Festsetzung eines VerwendungsVerbotes . E 686 (101) 
- gewerblicher Anlagen E 400 
- und nachträgliche Lärmschutzanordnungen . . . . E 400 
- bei Untersagung von ursprünglich legal errichteten Altan­

lagen E 903 
Bestimmtheit 
- der Verteilungsmaßstäbe für Güterfernverkehrsgenehmi­

gung E 270 
Beteiligung 
- fraktionsloser Abgeordneter in Enquête-

Kommission E719 
- von Gemeinden im bahnrechtlichen Planfeststellungsver­

fahren E 637 
- von Gemeinden am luftverkehrsrechtlichen Genehmi­

gungsverfahren E 644 (93) 
- kommunaler Gebietskörperschaften bei Bestimmung von 

Tieffluggebieten E 645 (99) 
- des Personalrates E 679, E 682, E 683 
- von Verbänden im naturschutzrechtlichen Planfeststel­

lungsverfahren E 85 (13), 937 
Betrieb 
- Handbuch für öffentliche Verwaltung und öffentliche Be­

triebe L 1051 
- kommunaler Eigenbetrieb 594 
- Ziele in öffentlicher Verwaltung und privatem 

Betrieb L781 
Beurteilungsermächtigung 
- bei beamtenrechtlichem Laufbahnaufstieg E 167 
- der Behörde bei Entscheidung über unvertretbare Auswir­

kungen eines Pflanzenschutzmittels E 825(122) 
- bei Einschätzung der Funktionsfähigkeit des örtlichen 

Taxengewerbes E 1045, E 1046 
- des Gerichts bei Vorlageentscheidungen 756 
- des Haushaltsgesetzgebers im Rahmen des Art. 115 Abs. 1 

S a t z 2 G G E 633 
- bei Zuordnung eines Krankenhauses zu einer im Kranken­

hausplan vorgesehenen Leistungsstufe E 275 (41) 
Beweiserhebung 
- erneute bei Richterwechsel nach mündlicher Verhandlung 

bei Entscheidung im schriftlichen Verfahren . . . . E 906 
- Parteiöffentlichkeit E 40 (4) 
- Rechte des Parlamentarischen Untersuchungs­

ausschusses E119 
- Sachaufklärung durch Sachverständigen­

beweis E 780 (115) 

Bindungswirkung 
- der Baugenehmigung E 353, E 687 (103) 
- der Genehmigung zur Errichtung einer Freileitung zur 

Energieversorgung E822 
- der Rechtsetzungsdirektiven des Bundesverfassungsge­

richts bei der Normenkontrolle 698 
- der Zustimmung zur Widmung einer öffentlichen 

Straße E 1044 
- des Strafurteils über Kraftfahreignung für Verwaltungsbe­

hörde E 266 
Bremen 
- Regierungsstruktur L1100 
Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnis 
- Eingriff durch Vorlage der aus Telefonüberwachung ge­

wonnenen Unterlagen an Untersuchungsausschuß . E 119 
Bürgermeister 
- Anfrage durch Gemeinderatsmitglied E31 
- Eilentscheidung E 29 
Bund 
- Gesetzesakzeptanz 56 
- Grenzen der Verschuldung 1022 
Bundesamt für Zivildienst 
- Weisungsbefugnis E781(119) 
Bundesauftragsverwaltung 
- Abwehrrecht der Länder 884 
Bundesbahn 
- Bahnanlagen i.S.d. § 36 BBahnG E 637 
- Bauvorhaben auf Bahngelände E 637 
- Betriebskostenerstattung E 640 
- Fachplanung E 637 
- Vereinbarung der Kostenerstattung mit Gemeinde . E 640 
Bundesbank 
- Kommentar zum Bundesbankgesetz, Währungsgesetz, 

Münzgesetz L916 
Bundesdisziplinaranwalt 
- Beamter im staatsrechtlichen Sinne als Beauftragter . E 683 
Bundesfinanzminister 
- Notbewilligungsrecht 16, 707 
Bundesgerichtshof 
- Entschädigung für Straßenverkehrslärm­

immissionen L603 
Bundesländer 
- Beschränkung der Gesetzgebungshoheit E 76 
- Geltung bundesrechtlicher Zeugenpflichten E 76 
- Gesetzesakzeptanz 56 
- Kreditfinanzierung der Haushalte 1022 
- im Spannungsfeld zwischen E G , Bund und 

Kommunen 22 
- Weisungsabwehr in der Bundesauftragsverwaltung . .884 
Bundespost 
- Bestand und Erweiterung der Postdienste L 554 
- Bindung an Landes-und Ortsrecht E 1041 
- Einsatz von Elektrofahrzeugen auf autofreier Ferien­

insel E 1041 
- fehlende Eingriffskompetenz trotz Beförderungs­

vorbehalt E 950 
- Sonderrechte für Fahrzeuge E 1041 
- Verfassungsgarantie L 554 
Bundesrat 
- absolutes und suspensives Vetorecht 186 
- Anrufung des Vermittlungsausschusses 187 
- Beteiligung im Hauptverfahren 185 
- und E G 509 
- als föderatives Legislativorgan 190 
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- Initiativrecht bei Gesetzgebung 184 
- neue Verfahrensregeln 510 
- verfassungsrechtliche Stellung im Gesetzgebungs­

verfahren 181 
- Zustimmung zu Tierhalteverordnung 340 
Bundesregierung 
- Privatisierung der Flugsicherung 1073 
- Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland . L 43 
Bundesrepublik Deutschland 
- Entstehung des Grundgesetzes im Parlamentarischen 

Rat 471 
- Gemeinde-und Kreisordnungen L408 
- Grundgesetz, Kommentar L408 
- das Grundgesetz an der Schwelle der neunziger Jahre .465 
- Konkordate und Kirchenverträge L177 
- der moderne Staat L 735 
- Rechtsfragen der Durchführung des Gemeinschafts­

rechts L 1099 
- Reform staatlichen Rechnungswesens 1005 
- das Regierungssystem der Bundesrepublik 

Deutschland L 43 
- 40 Jahre Bundesstaat 499 
- 40 Jahre Rechtsstaat des Grundgesetzes 482 
Bundesstaat 
- Rückblick, Entwicklung und Ausblick auf 40 Jahre . . 499 
- schweizerisches Bundesstaatsrecht L 827 
- Zusammenarbeit der Gliedstaaten im Bundesstaat. L 868 
Bundestag 
- Akten vorlagerecht des Petitionsausschusses E 78 
- und Beteiligung fraktionsloser Abgeordneter in Enquête-

Kommission E719 
- und Entziehung der Rechte des einzelnen Abgeordneten 

durch Geschäftsordnung E719 
- Mindestredezeit E 719, 829 
- Mitgliedschaft fraktionsloser Abgeordneter im Ältesten­

rat E 719, 829 
- und Mitwirkung fraktionsloser Abgeordneter in Aus­

schüssen E 719, 829 
- Rechtsstellung fraktionsloser Abgeordneter . . E 719, 829 
-Selbstorganisation E719 
Bundesverfassungsgericht 
- Ausschluß eines Richters E73 
- Bedeutung des Verfassungsrechtsstreits zur EG-Rundfunk­

richtlinie 846 
- Gleichartigkeitsbegriff bei Steuern 1066 
- Grundgesetzkommentar anhand der Recht­

sprechung L408 
- Kommentar zum Bundesverfassungsgerichtsgesetz . L 4 3 
- Kriterium der Willkür 752 
- Nachschlagewerk der Rechtsprechung L1050 
- neue Verfassung und alte Geschichte L 556 
- Rechtsetzungsdirektiven bei der Normenkontrolle . . . 698 
- selbständige Auslegung bundesrechtlicher Normen . E 989 
Bundesverteidigungsminister 
- Bestimmung von Tieffluggebieten E 645 (99) 
- Untersagung von Alliiertenflügen . . E 644 (93), E 645 (99) 
Bundesverwaltungsgericht 
- Rechtsprechung zum Prüfungsrecht L406 
- Zuständigkeit für Beschwerden gegen Beschlüsse im Disz i ­

plinarverfahren E121 
Bundeswehr 
- Befugnisse im Verteidigungsfall 917 
- Deutsche als UNO-Soldaten 890 
- Einhaltung luftverkehrsrechtlicher Vorschriften . . . E 38 

- und Katastrophenschutz 926 
- militärischer Sicherheitsbereich auf öffentlichem 

Platz E 83 
- und Schutz ziviler Objekte 897 
- Tiefflüge E38 

Cappenberger Gespräch 
- Regionalisierung des europäischen Raums 22 
Chancengleichheit 
- und Fraktionsmindeststärke E596 
- im Verteilungsverfahren nach Güterkraftverkehrs­

gesetz E 231 (37) 

D 

Darlehen 
- Gewährung durch Gemeinde zur Praxisgründung . . E 34 
Datenschutz 
- allgemeine Regeln der Datenerhebung 567 
- Datenschutz- und Bürgerbeauftragter 670 
- Fortentwicklung bei Polizei- und Ordnungsbehörden . 566 
- Freiheitssicherung durch Datenschutz L 42 
- und verdeckte Ermittler 570 
- und Versammlungsrecht 569 
- und Vorlage von Personalakten an Ausschüsse . . . . E 78 
- Datenschutzrecht L 602 
Datenverarbeitung 
- und Nachrichtenübertragung im Telekommunikations­

recht L 4 1 
Demokratie 
- und Begriff des Volkes im Grundgesetz 535 
- und Minderheitenschutz L 232, E 308 
- und Recht auf Ausübung der Opposition E 308 
- und Wirtschaft L179 
Demonstration 
- gegen Bundeswehr-veranstaltung E 83 
- und Straßenreinigungspflicht E 268 
Denkmalschutz 
- Abbruch eines Kulturdenkmals E79 
- und baurechtliches Rücksichtnahmegebot . . E 1048 (161) 
- Denkmalbegriff 606 
- Denkmalrekonstruktionen 605 
- und Eigentumsgarantie E 79, E 452 
- Erhaltungspflicht des Eigentümers E 79, 82 
- Folgelasten E 79, 82 
- bei kirchlichen Kulturdenkmälern E 79, 82 
- Privatisierung des Schutzzweckes E 1048 (161) 
Dereliktion 
- und Zustandshaftung des Eigentümers E 172 
Deutsche Demokratische Republik 
- Bekenntnis zum sozialen Rechtsstaat 801 
- Kommunalrecht und Regionalverwaltung L 180 
- und Rechtsstellung der Staatsangehörigen in der E G . 967 
- und Verwaltungsgerichtsbarkeit 801 
Deutschland 
- das deutsch-deutsche Verhältnis 965 
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- und die deutsche Einheit 958 
- und völkerrechtliche Bestimmung des Verhältnisses zwi­

schen den deutschen Staaten 963 
- Wiedervereinigungsauftrag und europäische 

Integration 957 
Dienstunfallrecht 
- alkoholbedingte Verkehrsuntüchtigkeit E 678 
- dienstliche Veranstaltung E678 
- formelle und materielle Dienstbezogenheit E 678 
- Wegeunfall E 678 
Diplom-Psychologe 
- psychotherapeutischer als Heilpraktiker 110 
Disziplinarrecht 
- Ausnutzung dienstlicher Möglichkeiten zur Verschleierung 

einer Kontenüberziehung E 122 
- Beauftragter des Bundesdisziplinaranwaltes . . . . E 683 
- Beschwerdeausschluß E121 
- Disziplinarstrafe E122 
- Disziplinarverfahren und Lösungsbeschluß . E 1001 (152) 
- Entfernung aus dem Dienst . . . E 131 (14), E 167, E 1088 
- förmliches Disziplinarverfahren E 683 
- Mitwirkung des Personalrates E683 
- Richterdienstgericht E 360 (55) 
- Sachentscheidungsbeschluß E121 
- Unterhaltsbeitrag bei Entfernung aus dem 

Dienst E 131 (14) 
- verbotene Geschenkannahme E 167 
- Zugriff auf amtlich anvertrautes Geld E 122 
Drittschutz 
- und privatnützige Planfeststellung E 401 

E 

Ehe und Familie 
- und Anspruch eines Beamten auf Urlaub auf familiären 

Gründen E 124 
- und Aufenthaltserlaubnis adoptierter Ausländer E 674 
- und Aufenthaltserlaubnis für Ehegattennachzug E 773 
- Einbürgerung eines Ausländers mit deutschem 

Ehegatten E 319 (49, 51) 
- Elternrecht-Kindeswohl-Staatsgewalt L 132 
- Familiennachzug von Ausländern 105, E 773 
- und Neutralitäts- und Toleranzpflicht der Schule in der Er­

ziehung E313 
- und Versorgungsausgleich E 1086 
Eigentum 
- und Abbruchsgenehmigung für Kulturdenkmal . E 79, 82 
- denkmalschutzrechtliche Maßnahmen gegenüber kirchli­

chen E 79, 82 
- Erheblichkeit von Immissionen . E 397, E 675, E 772, E 778 
- und Flurbereinigung 59 
- Rechtsverletzung durch Planfeststellung 202 
- Verletzung durch Milchmengenbegrenzung . E 825 (125) 
- und Versorgungsausgleich E1086 
- und Zugriffsrecht der Bundeswehr 920 
Eigentumsgarantie 
- und Baumschutzregelungen E 404 
- und bauordnungsrechtliche Verfügungen E 860 
- Bedeutung in Leistungsverwaltung 369 
- und Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung 

für Ausfallzeiten 93 
- mit Bestandsschutz im Außenbereich E 1048 (165) 
- und Denkmalschutz E 79, E 452 

Einkommen 
- als Grundlage für Berechnung des Elternbeitrags für K i n ­

dergarten E 275 (43, 44) 
Einstweilige Anordnung 
- bei beabsichtigter Dienstpostenvergabe ohne Beförde­

rungsentscheidung E 947 
- instanzielle Gerichtszuständigkeit E 361 (62) 
- als Rechtsschutz gegen drohende Vollziehung eines be­

standskräftigen Verwaltungsaktes E 361 (62) 
- zur Untersagung eines Beamtenstreiks E 127 
- vorläufige Leistung ungekürzter Regelsatzhilfe . . E 776 
- Zurückverweisung der ablehnenden Entscheidung . E 40 (3) 
Eisenbahnkreuzung 
- Unterhaltungslast E 645 (96) 
Elternrecht 
- als Anspruch auf ungehinderten Familiennachzug von Aus­

ländern 108 
- Kindeswohl-Staatsgewalt L132 
- und Neutrali täts- und Toleranzpflicht der Schule in der Er ­

ziehung E313 
Energieversorgung 
- Beachtung der Belange der Raumordnung beim Bau von 

Energieanlagen E822 
- Energiewirtschaftsrecht, Kommentar L 1052 
- Genehmigung zur Errichtung einer Freileitung . . E 822 
- Untersagung beanstandeter Vorhaben aus Gründen des A l l ­

gemeinwohls E822 
Enquête-Kommission 
- und Beteiligung fraktionsloser Abgeordneter . . . . E 719 
Enteignung 
- und Denkmalschutz E 79, E 452 
- zur Errichtung von Schulgebäuden E 455 
- und Erwerb eines Sperrgrundstücks E403 
- aufgrund privatnütziger Planfeststellung E 401 
- aufgrund zeitweiser Untersagung des Abbaus von Boden­

schätzen E 452 
Entschädigung 
- bei Abriß von auf Altlast errichteten 

Häusern 67, 441, E 548 
- bei Flurbereinigung E 405 (67) 
- der Gebäudeeigentümer für passive Schallschutz­

maßnahmen E 223 
- bei Grundstücksinanspruchnahme für gemeinnützige A n ­

lage E 401 
- Leistungsverwaltung und System staatlicher Ersatzlei­

stungen 372 
- bei naturschutzrechtlichen Maßnahmen E 85 (11) 
- für Straßenverkehrslärmimmissionen L603 
- für zeitweise Untersagung des Abbaus von Boden­

schätzen E 452 
Entscheidungssammlung 
- des Bundesverwaltungsgerichts zum Prüfungsrecht. L406 
- in Kirchensachen seit 1946 L 407 
Erlaubnis 
- Erlaubniszwang nach dem Heilpraktikergesetz für psycho­

therapeutisch tätige Diplom-Psychologen 110 
- für stationäre Versammlungen E 1038 
Erledigung 
- durch Außerkrafttreten der Rechtsvorschrift . . E 360 (58) 
- Erledigungserklärung E 360 (52), E 1043 
- der gerichtlichen Klärung eines Antrags auf Personalrats­

ausschluß E125 
Ermessen 
- bei Abbruchsgenehmigung für Kulturdenkmal . . . . E 79 
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- bei Allgemeinverbindlichkeitserklärung eines Tarifver­
trages E 449 

- bei Anerkennung als Beschäftigungsstelle für Zivildienst­
leistende E 74 

- bei Anordnung der Ersatzvornahme E 172 
- antizipierte Betätigung durch Richtlinien . . . E 554 (84) 
- bei Antrag des Beamten auf Widerruf des Urlaubes . E 124 
- bei Auf enthaltserlaubnis E773 
- bei Auswahl des Abfallbeseitigungspflichtigen . E 405 (65) 
- bei Auswahl der Alarmierungsart E397 
- bei Beförderungsentscheidung im öffentlichen 

Dienst E 909 
- für Durchführung einer mündlichen Verhandlung . E 588 
- bei Einbürgerung eines Ausländers mit deutschem Ehe­

gatten E 319 (49, 51) 
- bei Entlassung eines Beamten auf Probe E 944 
- bei Festlegung der Fraktionsmindeststärke E 596 
- Folgenbeseitigungslast oder -anspruch als Leitlinie behörd­

licher Eingriffsermächtigung 982 
- und Fürsorgepflicht des Dienstherrn E 944 
- bei Genehmigung einer Gemeindesatzung über Zweitwoh­

nungssteuer E306 
- des Gerichts über erneute Beweisaufnahme bei Richter­

wechsel nach mündlicher Verhandlung bei Entscheidung im 
schriftlichen Verfahren E906 

- Kürzung der Regelsatzhilfe E776 
- des Landesjugendamtes bei Gewährung von Zuschüssen zu 

Betriebskosten des Kindergartens E 275 (42) 
- bei Ordnungsverfügung gegen Hundehalter 212 
- bei Regelung der Ladenschlußzeiten für 

Apotheken E 912 (135) 
- Sozialhilfegewährung an Asylbewerber E 554 (85) 
- bei Zurückstellung vom Wehrdienst E 780 (117) 
- bei Zweckentfremdungsgenehmigung E 553 (77) 
Ersatz 
- der Aufwendungen bei öffentlich-rechtlicher Geschäftsfüh­

rung ohne Auf trag E271 
Ersatzvornahme 
- Anordnung E172 
- Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens . E 1048 (162) 
- Kosten E 172, E 175 
Erschließung 
- Änderung bei Neukonzeption der Flurbereinigung . . . 65 
- Erschließungsvertrag E 176 (22), E 861 
- Gemeindeanteil am Erschließungs­

aufwand E 176 (22), E 317, E 600 (90), E 857 
- Zuordnung einer unselbständigen Verkehrs­

anlage E 175 (20) 
Erschließungsanlage 
- Begriff der Sammelstraße E 175 (19) 
- endgültige Herstellung E 176 (23) 
- Immissionsschutzanlage als beitragsfähige E 220 
- für Mischfläche E 176 (23) 
- Zuordnung einer unselbständigen Verkehrs­

anlage E 175 (20) 
Erschließungsbeitrag 
- und Aussetzungszins E866 
- bei Baubeschränkungen E 855 
- bei endgültiger Herstellung der Erschließungs­

anlage E 176 (23) 
- und Finanzzuweisung an Gemeinde zu beitragsfähigem Er -

schließungsaufwand E317 
- horizontale und vertikale Differenzierung E 220 
- für Immissionsschutzanlage E220 

- Mindestanteil der Gemeinde E 600 (90) 
- Nachveranlagung E865 
- für öffentliche Grünanlagen E 857 
- Rechtsetzungsbefugnis eines Zweckverbandes . E 176 (24) 
- bei Sammelstraße E 175 (19) 
- unselbständiger Verkehrsanlage E 175 (20) 
- Verrechnung der Vorausleistung E 863 
Erstattung 
- von Bundesbahnbetriebskosten E 640 
- ersparter Aufwendungen bei Wahrnehmung öffentlicher 

Aufgaben durch Privatperson E271 
- von Unterhaltungskosten für Kreuzungs­

anlagen E 645 (96) 
Europa 
- Ausländerrecht und -politik in Europa L 603 
- und die deutsche Teilung 957,963 
- und Grenzen der Integrationspolitik 960 
- Kommunal Verfassungen in E u r o p a L276 
- und das Verhältnis Bundesrepublik Deutsch­

land - DDR 963 
Europäische Gemeinschaften 
- allgemeine Rechtsgrundsätze und europäischer öffentlicher 

Dienst L871 
- Ausgabenbefugnis 537 
- Ausschuß der Zentralbankpräsidenten 237 
- Binnenmarkt und Kommunalpolitik 243 
- und Bundesrat 509 
- und die deutsche Einheit 957,963 
- Europäische Investitionsbank 241 
- EG-Kammer 513 
- Europäisches Verwaltungsrecht L912 
- Europäisches Währungssystem 234 
- Europäische Zentralbank 233 
- Haushaltsrecht 537 
- Kommunal Wahlrecht für EG-Bürger 519 
- und ihre monetäre Zusammenarbeit 233 
- und nationale Gesetzgebungsorgane 509 
- und Rechtsfragen der Durchführung des Gemeinschafts­

rechts in der BRD L1099 
- zur Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs in Per­

sonalsachen L871 
- und die Rechtsstellung der Staatsangehörigen der 

DDR 967 
- Rundfunkrichtlinie 846 
- Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates 527 
- Stellung des Gemeinschaftsrechts im französischen 

Recht 259 
- Umwelt- und Technikrecht 24 
- das Verfahren der deutschen Verfassungsbeschwerde und 

der europäischen Menschenrechtsbeschwerde . . . L 869 
- Verhältnis von Gemeinschaftsrecht zum nationalen 

Recht L 956 
- Währungsausschuß 236 
- Zukunft der Bundesländer im Spannungsfeld zwischen E G , 

Bund und Kommunen 22 
Europäischer Gerichtshof 
- Rechtsprechung in Personalsachen L871 
- Vorlagepflicht nationaler Gerichte 750 
Exekutive 
- Ausforschungsrecht anderer staatlicher Gewalten . . . 53 
- Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung 45 
- und parlamentarische Kontrollrechte 47 
- im Spannungsfeld staatlicher Gewalten 45 
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Fachplanung 
- Abfallbeseitigungsplanung E 588, 741 
- und allgemeine Bauleitplanung E637 
-bahnrechtliche E 637 
- Fachplanungsrecht L1002 
- Flurbereinigungsplan 59, E 318-319 (45-48) 
- und gemeindliche Planungshoheit E637 
- Grundzüge des Raumordnungs-, Stadt- und Fachplanungs­

rechts L87 
- das Nachbarrecht der öffentlichen Anlagen . . . . L 1003 
Fahrerlaubnis 
- Bindungswirkung des Strafurteils für Verwaltungs­

behörde E 266 
- Entziehung E 266, E 274 
- und Haschischkonsum E 274 
- Kraftfahreignung E 266, E 274 
- R ü c k n a h m e E 231 (35) 
Festschrift 
- 75 Jahre Bayerischer Gemeindetag L463 
- für Ludwig Mülhaupt zur Vollendung des 75. Lebens­

jahres L 870 
- für Pierre Pescatore L956 
- der Rechtswissenschaftlichen Fakultät zur 600-Jahr-Feier 

der Universität zu Köln L 828 
Feststellungsklage 
- nach Ablauf des Tarifvertrags bei Klage auf Allgemeinver­

bindlichkeitserklärung E 449 
- gegen Bestätigung nach Wohnungsbindungsgesetz . E 590 
- Erledigungsfeststellungsantrag E 1043 
- negative gemäß § 256 ZPO als Rechtsschutzmöglichkeit 

gegen Beitreibung privatrechtlicher Forderungen durch 
Verwaltungszwang 3 

- Rechtsschutzinteresse E 641 
Finanzausgleich 
- Absenken der Verbundquote E310 
- und „Albrecht-Initiative" zur Bundesbeteiligung an Sozial­

hilf eaufWendungen des Bundes und der Länder . . . .330 
- und Anhebung der fiktiven Realsteuerhebesätze . . E 310 
- Ausgleich des Unterschiedsbetrages zwischen Ausgangs­

meßzahl und Steuerkraftmeßzahl E310 
- und das Bundesstrukturhilfegesetz 330 
- für Gemeinden E 310, E 317, E 600 (90) 
- kircheninterner bei Betriebskosten eines Kinder­

gartens E 275 (42) 
- und der Verteilungsschlüssel im Strukturhilfegesetz . .334 
- zweckgebundene Finanzzuweisung . . . E 317, E 600 (90) 
Finanzierung 
- von Fraktionen mit staatlichen Zuschüssen E 719 
- Krankenhausfinanzierung 

(s. auch dort) E 275 (38-41), L 319 
Finanzkontrolle 
- und Gesetzgebung 298 
- Rechnungshof im NS-Staat und Neuordnung der staatli­

chen Finanzkontrolle im demokratischen Nachkriegs­
deutschland L733 

- Reform des Rechnungswesens 1005 
Finanzrecht 
- Kreditfinanzierung staatlicher Haushalte . . E 633,1022 
Finanzverfassung 
- Abwehr von Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleich­

gewichts E 633 

- Gleichartigkeit von Steuern 1065 
- Kreditaufnahme E633 
- regionale Ungleichgewichte und bundesstaatliche Finanz­

verfassung 330 
- Steuerreform 1067 
- und Vereinbarungen über Kostenerstattung . . . . E 640 
Finanzwesen 
- und das Bundesstrukturhilfegesetz 330 
- Notbewilligungsrecht des Bundesfinanzministers . 16,707 
Fischerei 
- Genehmigung von Wettfischveranstaltungen 766 
- Tierquälerei beim Wettangeln 762 
Flugplatz 
- Flugsicherungsstelle E 230 (31), E 231 (32), 1073 
- Genehmigung eines Militärflug­

platzes E 230 (28), E 644 (93) 
Flurbereinigungsrecht 
- Abfindungsgestaltung E318(45) 
- Änderung der Grundstückserschließung bei Neukonzeption 

der Flurbereinigung 65 
- Anhörung E318 (46), E 319 (48) 
- Aufnahme öffentlicher Anlagen E 406 (69) 
- und Bauleitplanung 59 
- Bekanntmachung des Flurbereinigungsplans . . E 318 (46) 
- Dorferneuerung 61 
- in der Nachkriegszeit 60 
- Neugestaltung des Flurbereinigungsgebiets . . E 318 (45) 
- Neukonzeption 59 
- Planänderung E319 (48) 
- Rechtsweg für Abfindung E 405 (67) 
- vereinfachte Flurbereinigung E 319 (47) 
- Verzugszinsen wegen Beitragsrückstand . . . . E 406 (68) 
- vorläufige Besitzeinweisung E 318 (46) 
- Wertermittlung 63 
- Säumniszuschläge bei Beitragsrückstand . . . . E 406 (68) 
Folgenbeseitigungsanspruch 
- bei aufgehobenem Verwaltungsakt mit Drittwirkung . 976 
- Begründung eines Rechtsverhältnisses zwischen Verwal­

tung und vormals Begünstigtem 981 
- Mitverschulden des Bürgers E 774 
- bei polizeilichem Vorbeugungsprogramm gegen Jugend­

sekten E 169 
- bei unsachgemäßer Straßenherstellung E 774 
- und Verhältnis zu den verwaltungsbehördlichen Eingriffs­

ermächtigungen 982 
Fraktion 
- Ausschluß aus Ratsfraktion E 592 
- Initiativrecht E 595 
- Finanzierung mit staatlichen Zuschüssen E 719 
- Mindeststärke im Gemeinderat E596 
- Mitgliedschaft im Ältestenrat E 719, 829 
- Mitwirkung fraktionsloser Abgeordneter in Aus­

schüssen E 719, 829 
- als politisches Gliederungsprinzip für Arbeit im Bundes­

tag E 719,829 
- Rechtsstellung fraktionsloser Abgeordneter . . E 719, 829 
- und Sitzverteilung in Landtagsausschüssen . . . . E 308 
- Überlassung von Verwaltungsunterlagen E 28 
- und Zugang zur Beratung in Ausschüssen E 308 
Frankreich 
- neue Struktur der Verwaltungsgerichtsbarkeit durch E i n ­

führung von Berufungsgerichten 713 
- Stellung des Europäischen Gemeinschaftsrechts im franzö­

sischen Recht 259 
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- Verfassung von 1946 und 1958 258 
- Verfassungsrat und soziale Republik 249 
- Verfassungsrang der in der Präambel enthaltenen ökonomi­

schen und sozialen Grundrechten 249 
- Zentralismus, Dezentralisation, Regionalismus und Föde­

ralismus L 464 
Freiheitsentziehung 
- und Höchstfrist für Polizeigewahrsam 689 
- richterliche Entscheidung nach Entlassung E 168 
- für umherreisende Gewalttäter 689 
Freizügigkeit 
- und Einschränkung bei Polizeigewahrsam für umherrei­

sende Gewalttäter 697 
- Einschränkung zur Prävention strafbarer Handlungen . 689 
Friedhof 
- Änderung der Friedhofssatzung E 360 (60) 
Frist 
- für rückwirkende Aufhebung eines Leistungs­

bescheids E355 
- zur Urteilsergänzung E40(5) 

G 

Gaststättengewerbe 
- Auflage gegen schädliche Um weltein Wirkungen . . E 353 
- Erlaubnis für Trinkhalle E 353 
- Immissionen durch Nutzung einer Trinkhalle . . . E 353 
- und Umfang der Bindungswirkung der Bau­

genehmigung E 353 
Gebühr 
- Äquivalenzprinzip E 644 (92) 
- Erhebung durch öffentlich-rechtlichen Vertrag . . . 1053 
- im Fernstraßenrecht E 644 (92) 
- Grenzen für Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben . . 1013 
- für Sondernutzung an Gewässer E 176 (26) 
- für Sondernutzung eines Warenautomates E 451 
- des Steuerberaters als erstattungsfähige Kosten im Verwal­

tungsprozeß E 360 (56) 
- Straßenreinigungsgebühren E176(27) 
- Tierkörperbeseitigungsgebühr E176(21) 
Gedächtnisschrift 
- für Günther Küchenhof f L554 
Gefahrenabwehr 
- durch Private L733 
Gefahrgut 
- Lagerung und Transport wassergefährdender Stoff e . L408 
Gemeinde 
- und Abbruchsanordnung bei Altlastbebauung 441 
- Abgabensatzung E 176 (25) 
- allgemeinpolitisches Mandat 655 
- Amtshaftung bei Altlastbebauung 67, E 548 
- Amtshaftung bei fehlerhafter Bauleitplanung . 68, E 548 
- Anforderungen an öffentliche Einrichtung . . . E 601 (91) 
- Angelegenheit der örtlichen Gemeinschaft . . . . 144,657 
- Anteil am Erschließungs­

aufwand E 176 (22), E 317, E 600 (90), E 857 
- Antragsbefugnis im Normenkontrollverfahren . . . E 858 
- bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von Vergnügungs­

stätten L783 

- und baurechtliches Einver­
nehmen E 686 (100), E 1048 (162) 

- Bayerische Gemeinden - Bayerischer Gemeindetag . L 463 
- Beteiligung im bahnrechtlichen Planfeststellungs­

verfahren E 637 
- Beteiligung am luftverkehrsrechtlichen Genehmigungsver­

fahren E 644 (93) 
- und Bürgerbegehren E 601 (891) 
- Entwicklungszusammenarbeit 142 
- Erhebung einer Zweitwohnungssteuer E 306 
- Erstattung von Bundesbahnbetriebskosten E 640 
- und Festlegungen in Regionalplan E858 
- Finanzausgleich E310 
- Finanzhoheit E306 
- und Neukonzeption der Flurbereinigung 59 
- Folgen unzulässiger Befassung 661 
- Gemeindeordnungen in der Bundesrepublik . . . . L 408 
- Gewährung von Praxisgründungsdarlehen für Arzt . E 34 
- kommunale Eigenbetriebe E 594 
- kommunale Selbstverwaltung: s. dort 
- Kommunalverfassungen: s. dort 
- Nachholung der Ausfertigung eines Bebauungs­

planes E 1092 
- Öffentlichkeitsarbeit E 600 (87) 
- Planergänzungsanspruch 208 
- Planungsabsichten E 452 
- Planungshoheit 206, E 264, E 637 
- Prozeßführungsbefugnis amtsangehöriger 

Gemeinden E37 
- Rechtsverletzung durch Planfeststellung 206 
- Selbstbindung in der Bauleitplanung E 452 
- und Spielhallenboom 611 
- Staatsaufsicht E 34, E 73 
- übergemeindliche Versorgung durch Verbraucher­

markt E 1094 
- Umweltschutz durch Bauleitplanung E 772 
- Vereinbarung der Kostenübernahme mit Bundes­

bahn E 640 
- und Vorbehalt von Fachplanungen E 637 
- Wahl von Ortsvorstehern E591 
- Zulässigkeit der Enteignung zum Zweck der Errichtung 

einer privaten Ersatzschule E 455 
- Zulassung zu gemeindlichen Einrichtungen E 30 
- zweckgebundene Finanzzuweisung . . . E 317, E 600 (90) 
Gemeinderat 
- Anfrage an Bürgermeister E31 
- Anspruch auf Aufnahme eines Gegenstandes in die Tages­

ordnung E31 
- Anspruch auf Beratung eines Antrags in der Sitzung . E 31 
- Aufhebung von Beschlüssen E 591 
- Befangenheit eines Mitglieds E 2 7 
- Berufung ehrenamtlich Tätiger E 598 
- Beschluß über atomwaffenfreie Zone 655 
- Beschlußunfähigkeit E598 
- Eilentscheidungskompetenz des Bürgermeisters . . . E 29 
- Erklärungen zu § 116 A F G 655 
- Erklärungen zu inhaftierten Chilenen 655 
- erneute Bekanntmachung von Bebauungsplänen ohne Be­

schlußfassung E 1092 
- Fraktionsausschluß E 592 
- Fraktionsmindeststärke E596 
- Informationsrecht des Mitgliedes E 3 1 
- Initiativrecht von Ratsfraktionen E595 
- Kompetenzumfang 656 
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- Minderheitenrechte E31 
- Mitwirkung Befangener bei 

Beschlüssen E 27, E 225, E 687 (104) 
- Nachholung der Ausfertigung eines Bebauungs­

plans E 1092 
- Ordnungsmaßnahmen gegenüber Zuhörern E 35 
- Sitzungsniederschrift E 31, E 35 
- Sorgfaltsmaßstab bei Amtstät igkeit E 548 
- Störung der Sitzung durch Zuhörer E 3 5 
- Tagesordnung E31 
- Überlassung von Verwaltungsunterlagen an Rats­

fraktion E 28 
- Umfang des Fragerechts der Mitglieder E 31 
- Vorbereitung der Ratsbeschlüsse durch Gemeinde­

direktor E 28 
- Wahl von Ausländerbeauftragten E598 
- Wahl von Ortsvorstehern E591 
- Wahl eines Stadtkämmerers E 600 (86) 
Gemeingebrauch 
- bei Herstellen von Profilschattenbildern in Fußgänger­

zone E 128 
- und Kunstfreiheitsgarantie E128 
- und Zufahrt zu Fernstraße E 1037 
Genehmigung 
- für Abbruch eines Kulturdenkmals E79 
- von Abfallentsorgungsanlagen 743, E 1089 
- von Bebauungsplänen E1092 
- zur Errichtung einer Freileitung zur Energie­

versorgung E822 
- eines Flughafens E 230 (28), E 231 (32), E 644 (93) 
- einer Gemeindesatzung über Erhebung einer Zweitwoh­

nungssteuer E306 
- für Güterfernverkehr E 231 (37), 270 
- einer immissionsträchtigen Anlage der Stationierungs­

streitkräfte E 826 (128) 
- und isolierte Anlagen genehmigungsfreier 

Vorhaben E 732 (108) 
- für Kiesabbau E 85 (11) 
- von Lager- und Abstellplätzen E 1047 (158) 
- landschaftsschutzrechtliche für motorsportliche Veranstal­

tungen E 85 (12) 
- von Militärflugplätzen E 230 (28), E 644 (93) 
- für Taxenverkehr E 1045, E 1046 
- von Tiergehegen im Außenbereich E 1048 (163) 
- umweltrelevanter Vorhaben in parallelen und konzen­

trierten Verfahren L232 
- wasserrechtliche E 769, E 779 
- von Wettfischveranstaltungen 766 
- für zweckentfremdete Wohnungsnutzung . . . . E 553 (77) 
Gericht 
- Ausschluß eines Bundesverfassungsrichters E 73 
- Besetzung der Richterbank E906 
- Beweisaufnahme E906 
- Entscheidung im schriftlichen Verfahren E 906 
- Richterwechsel E906 
- Verfahren des Hessischen Staatsgerichtshofes . . . L 406 
- Vorlageentscheidungen 750 
Gerichtsbarkeit 
- Abgrenzung zwischen Verfassungs- und Fachgerichtsbar­

keit 752 
Gerichtskosten 
- Nichterhebung wegen unrichtiger Sach­

behandlung E 40 (2) 
- Vollstreckung aus Kostenfestsetzungsbeschluß . . E 40 (5) 

- vorläufige Vollstreckbarkeit E 40 (5) 
- bei wiederkehrenden Leistungen E451 
Gesetz 
- Akzeptanzlehre 54 
- Gesetzesgehorsam statt Gesetzesakzeptanz 54 
- Kollision und Transformation von Normen 379 
- Vorrang bundesrechtlicher Sach- und Kollisions­

normen 379 
Gesetzesvorbehalt 
- im Bereich der LeistungsVerwaltung 367 
- im Steuerrecht 1057 
Gesetzgeber 
- Abwehr von Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleich­

gewichts E633 
- Beurteilungsermächtigung im Rahmen des Art. 115 Abs. 1 

S a t z 2 G G E 633 
- und Kreditfinanzierung staatlicher 

Haushalte E 633, 1022 
Gesetzgebung 
- und Beeinträchtigung des kommunalen Selbstverwaltungs­

rechts E 349 
- Begriff des Wohls der Allgemeinheit E 769 
- Beschränkung der Ländergesetzgebungskompetenz . E 76 
- und Finanzkontrolle 298 
- und Freiheit der Rundfunkberichterstattung 192 
- Gesetz als Mittel politischer Gestaltung 366 
- Gesetzesakzeptanz 55 
- kongruente Kompetenz für Sach- und Kollisions­

normen 381 
- Rationalisierungsmöglichkeiten L952 
- und Rechtsetzungsdirektiven des Bundesverfassungsge­

richts bei der Normenkontrolle 698 
- Stellungnahme zum Gesetz zur Einführung eines Dienstlei­

stungsabends 26 
- Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetz­

gebung L 4 2 
- verfassungsrechtliche Stellung des Bundesrates . . . .181 
Gesetzlicher Richter 
- Anspruch bei Vorlageentscheidungen 752 
Gewaltenteilung 
- Kontrollfunktion des Parlaments 47,E76 
- Rangfolge staatlicher Gewalten 47 
Gewerberecht 
- und Anspruch auf innerörtlicher Wegweiser . . . . E 1040 
- Bestätigung zum Aufstellen eines Spielgerätes mit Gewinn­

beteiligung E 912 (137) 
- Bestellung als Versteigerer E 912 (134) 
- und künstlerische Betätigung E128 
- L ä r m s c h u t z a n o r d n u n g E 353, E 400, E 772, E 778 
- Spielhallenboom 611 
- Taxengewerbe E 1045, E 1046 
- übergemeindliche Versorgung durch Verbraucher­

markt E 1094 
Gleichbehandlung 
- von Wehr- und Zivildienstleistenden E 7 4 
- Willkürerfordernis 760 
Gleichheitssatz 
- und Anerkennung als Beschäftigungsdienststelle für Z i v i l ­

dienstleistende E 7 4 
- Bedeutung in Leistungsverwaltung 367 
- und Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung 

für Ausfallzeiten 93 
- Bevorzugung von Frauen im öffentlichen Dienst . . E 909 
- beim Gemeindefinanzausgleich E310 
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- geschlechtsparitätische Mandatsverteilung 649 
- und öffentlich-rechtlicher Vertrag im Abgabenrecht. 1057 
- und Stichtagsregelungen E1086 
- und Versorgungsausgleich E1086 
Grundeigentum 
- Abwehranspruch gegen hoheitliche 

Immissionen E 397, E 675 
- Altlastbebauung 67, 441E 548 
- und Anspruch auf innerörtlicher Wegweiser . . . . E 1040 
- und Anspruch auf Wildschutzzäune an Fern­

straßen E 1042 
- Aufwendungsersatz für Schallschutz­

maßnahmen E 223, E 397 
- und Beseitigungspflicht bei aufgedrängtem Abfall . E 901 
- Bindung an Zustimmung zur Widmung E 1044 
- Entschädigung für Nutzungsuntersagung . . . . E 85 (11) 
- Folgenbeseitigungsanspruch des Straßenanliegers . E 774 
- und Zustandshaftung des Eigentümers E 172 
Grundgesetz 
- allgemeinpolitisches Mandat der Gemeinden 655 
- Begriff des Volkes 531 
- Bundesstaatlichkeit als Form politischer Einheits-

bildung E 76 
- Entstehung 471, 768 
- Entstehung, Bewährung und internationale Aus­

strahlung 768 
- gesammelte Beiträge seit 1949 L 826 
- Gewaltenteilung 47 
- Grenzen der Verschuldung des Bundes 1022 
- Kommentar anhand der Rechtsprechung des Bundesverfas­

sungsgerichts L 408 
- Menschenbild im Verfassungsstaat L 867 
- an der Schwelle der neunziger Jahre 465 
- Sonntag als Verfassungsprinzip L 1098 
- Staatszwecke im Verfassungsstaat 1077, 1079 
- Verfassungsschöpfung unter Besatzungsherrschaft . . 471 
- 40 Jahre 1077, 1079 
- 40 Jahre Rechtsstaat 482 
- Vollzug von Landesrecht durch Bundesexekutivorgan . 929 
- und Wiedervereinigungsauftrag 960 
Grundrechte 
- und Aufenthaltserlaubnis adoptierter Ausländer E 674 
- und Datenschutz 569 
- als Eingriffsabwehrrechte L 687 
- Extension des Grundrechtsschutzes 367 
- faktische Grundrechtsbeeinträchtigungen 368 
- Freiheitsgrundrechte als Leistungs- und Teil­

haberechte 368 
- Geltung im Spannungs-und Verteidigungsfall 918 
- und Gentechnologie L 782 
- geschlechtsparitätische Mandatsverteilung 649 
- auf informationelle Selbstbestimmung L 462 
- Leistungsfähigkeit L782 
- Nachzug von Familienangehörigen 105,E773 
- Recht auf Freizeitgestaltung 621 
- wirtschaftsrelevante L953 
Grundsatz 
- zur Mehrdeutigkeit des Begriffs „Grundsätzlichkeit" . 321 
Grundstück 
- und Anspruch auf Wildschutzzäune an 

Fernstraßen E 1042 
- Bezeichnung in Baugenehmigung E685 
- als dingliches Sicherungsmittel für rückzahlbare Zuwen­

dungen 8 
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- Einfriedung im Außenbereich E 1047 (157) 
- Erwerb zur Verhinderung geplanter Vorhaben . . . E 403 
- Nachbarrecht in Bayern L 134 
- Teilungsgenehmigung E 228 
Grundwasser 
- Sammlung in Drainageleitungen E 404 
Güterfernverkehrsrecht 
- Bestimmtheit der Verteilungsmaßstäbe für Genehmigungs­

erteilung E 270 
- Genehmigung für Güterfernverkehr . . . . E 231 (37), 270 
- Zulässigkeit einer Bescheidungsklage ohne gleichzeitige 

Erhebung einer Konkurrentenklage E 270 
Güterkraftverkehr 
- Chancengleichheit im Verteilungsverfahren . . E 231 (37) 
- Ordnungsmaßnahmen E 645 (94) 
- Transport wassergefährdender Stoffe L 408 

H 

Haftung 
- von Beamten gegenüber Dienstherrn 386 
- von Rundfunkkommissionsmitgliedern 202 
Hamburg 
- Regierungsstruktur L 1100 
- Staats- und Verwaltungsrecht L 86 
Handbuch 
- des Lärmschutzes und der Luftreinhaltung L 601 
- für öffentliche Verwaltung und öffentliche 

Betriebe L 1051 
fÜrOl'^üJiisationsuntersuchungen L 1052 

Handlungsfreiheit: s. Persönlichkeitsrecht, allgemeines 
Haushaltsrecht 
- außer-und überplanmäßige Ausgaben 16,707 
- Bepackungsverbot E316 
- der europäischen Gemeinschaften 537 
-Kreditaufnahme E 633, 1022 
- Lastenausgleich E 866 (129, 130) 
- Notbewilligungsrecht des Bundesfinanzministers . 16,707 
- parlamentarische Budgethoheit 16,707 
- Problematik der Kreditfinanzierung 1022 
- des Schulrechts L 735 
- des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland . . . 807 
Heilpraktiker 
- psychotherapeutisch tätige Diplom-Psychologe als Hei l ­

praktiker 110 
Heilung 
- nichtiger Veränderungssperren E 1047 (159) 
- von Verfahrens-und Formfehlern E 1092 
Hesse, Konrad 
- Würdigung zum 70. Geburtstag 119 
Hessen 
- Zuständigkeiten und Verfahren des Staatsgerichts­

hofes L406 
Hochschulen 
- Ausgestaltung des Praktikums E 460 (75) 
- dienstlichen Aufgaben der Professoren E 460 (73) 
- Exmatrikulation E 457 
- funktionsbezogene Treuepflicht von Lehr­

beauftragten E 545 
- Hochschulwahlen E 460 (71) 
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- Lehrauftrag E 460 (74), E 545 
- Lehrdeputat E 460 (73) 
- Promotion E 460 (70, 72) 
- Prüfungsberechtigung E 460 (70) 
- Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Prü­

fungsrecht L401 
- Rückmeldeverfahren E 457 
- Versicherungsnachweis des Studenten E 457 
Hundehaltung 
- ordnungsrechtliche Grundfragen 209 

I 

- Stärkung durch gesetzliche Verwendung unbestimmter 
Rechtsbegriffe 367 

Jugendhilferecht 
- Elternrecht-Kindeswohl-Staatsgewalt L 132 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts 
- Beitreibung privatrechtlicher Forderungen durch Verwal­

tungszwang 1 
- Unterlassungsanspruch gegen diffamierende Äuße­

rungen E911 
- Verbandskompetenz 873 
Juristische Person des Privatrechts 
- Beitreibung privatrechtlicher Forderungen durch Verwal­

tungszwang 1 

Immissionsschutz 
- Abwehranspruch gegen Immissionen hoheitlich betriebener 

Anlagen E 397, E 675 
- Abwehransprüche in unmittelbarem Nachbarschaftsver­

hältnis E 397 
- Auflage für Gaststättenerlaubnis zum Schutz vor Lärmim­

missionen E353 
- und Bauleitplanung L 646 
- und Bestandsschutz gewerblicher Anlagen E 400 
- Bundesimmissionsschutzgesetz, Kommentar . . . . L 556 
- Entschädigung für Straßenverkehrslärmimmissionen in der 

Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs L 603 
- Erheblichkeit von Immissionen . E 397, E 675, E 772, E 778 
- Erschließungsbeitrag für Immissionsschutzanlage- 220 
- Genehmigung einer Zementmahlanlage E 772 
- genehmigungsbedürftige Anlage von Stationierungsstreit­

kräften E 826 (128) 
- Handbuch des Lärmschutzes und der Luftrein­

haltung L601 
- Kommentar zum Immissionsschutzrecht des Bundes und 

der Länder L 461 
- Lärmschutzanordnung für Gewerbebetrieb . E 400, E 778 
- Lärmschutz und Vorsorgegebot 628 
- Lärmschutz wall E220,E264 
- passive Schallschutzmaßnahmen E 223, E 397 
- Rücksichtnahmegebot E 223 
- und Verhältnis zum Naturschutz 939 
Informationelle Selbstbestimmung 
- Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung . L462 
- und Vorlage von Personalakten an Untersuchungs­

ausschuß E78 
Informationsfreiheit 
- und Recht auf bestimmte Rundfunkorganisation . . E 635 
Innenministerium 
- Neutrali täts- und Toleranzgebot E169 
- Vorbeugungsprogramm gegen jugendtypische Gefahren­

situationen E 169 

Japan 
- kaiserliche Thronfolge 151 
- verfassungsrechtliche Stellung des Tenno 150 
Judikative 
- Ausforschungsrecht gegenüber Exekutive 53 

K 

Katastrophenschutz 
- keine Aufgabenwahrnehmung in Organleihe 928 
- und Bundeswehreinsatz 926 
- Streitkräfteeinsatz nach Landesrecht 929 
- Subsidiarität des Streitkräfteeinsatzes 929 
- Zuständigkeit im Verteidigungsfall 930 
Kindergartenrecht 
- Betriebskosten E 275 (42) 
- Elternbeitrag E 275 (43, 44) 
- kircheninterner Finanzausgleich E 275 (42) 
- Landeszuschuß E 275 (42) 
Kirche, Kirchenrecht 
- Entscheidungen in Kirchensachen seit 1946 . . . . L 407 
- Evangelisches Staatslexikon L 44 
- Gerichtsbarkeit 409 
- Konkordate und Kirchenverträge L177 
- Schutz kirchlicher Kulturdenkmäler E 79, 82 
- Staatskirchenvertragsrecht L177 
Klagebefugnis 
- bei kommunalverfassungsrechtlicher Feststellungs­

klage E 600 (88) 
- und materielle Präklusionsklausel im Naturschutz­

gesetz E 85 (13) 
- obligatorisch Berechtigter bei Nachbarklage . . . . E 229 
- bei Planfeststellungsbeschluß 204, E 645 (97) 
- des Sondereigentümers im Nachbarschafts­

prozeß E 360 (53) 
Köln 
- Festschrift der Rechtswissenschaftlichen Fakultät zur 600-

Jahr-Feier der Universität zu Köln L 828 
Körperschaft des öffentlichen Rechts 
- Beitreibung privatrechtlicher Forderungen durch Verwal­

tungszwang 1 
- Unterlassungsanspruch gegen diffamierende 

Äußerungen E911 
Kommunalaufsicht 
- bei Praxisgründungsdarlehen einer Gemeinde . . . . E 34 
- Verlagerung von Bezirksregierung auf Landkreis . . E 73 
Kommunale Gebietskörperschaft 
- Beteiligung vor Bestimmung von Tiefflug­

gebieten E 645 (99) 
Kommunale Selbstverwaltung 
- und allgemeinpolitische Erklärungen und Beschlüsse . 656 
- ärztliche Versorgung der Gemeindebürger E 34 
- Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft . . 144, E 349 
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- und Aufgabenentzug E 349 
- und Beeinträchtigung durch Gesetzgebung E 349 
- und Beteiligung vor Bestimmung von Tiefflug­

gebieten E 645 (99) 
- Durchführung von Beschlüssen E37 
- Eingriff in Planungshoheit 206, E 264, E 637 
- und Entwicklungszusammenarbeit 142 
- und Erhebung einer Zweitwohnungssteuer E 306 
- Finanzhoheit E 306 
- und Gemeindefinanzausgleich E310 
- Gewährung von Praxisgründungsdarlehen für Arzt . E 34 
- und Herrschaftsordnung in Westfalen L179 
- der kreisangehörigen Gemeinden gegenüber den 

Kreisen E 349 
- und ordnungsgemäße Aufgabenerfüllung E 349 
- und Pflicht des Gesetzgebers zur Berücksichtigung des ver­

fassungsrechtlichen Aufgabenverteilungsprinzips . E 349 
- und Pflicht der staatlichen Behörden zu gemeindefreundli­

chem Verhalten E 306 
- Prozeßführungsbefugnis amtsangehöriger 

Gemeinden E 37 
- und Recht zum Erlaß von Abgabesatzungen . . . . E 306 
- zur Situation der kommunalen Selbstverwaltung 

heute L 135 
- und staatliche Raumplanung 429 
- und Staatsaufsicht über Gemeinden E 34, E 73 
- Verlagerung der Aufgabenzuständigkeit für Abfallbeseiti­

gung auf Landkreise E 349 
- Wesensgehalt E 349 
- und zweckgebundene Finanzzuweisung . E 317, E 600 (90) 
Kommunalpolitik 
- und Wirtschaftsförderung durch Einfluß des Europäischen 

Binnenmarktes 243 
Kommunalrecht 
- allgemeinpolitische Erklärungen von Gemeinden . . .655 
- Folgen von Verfahrensfehlern bei kommunalen 

Satzungen L1050 
- Gemeinde- und Kreisordnungen L 408 
- Minderheitenschutz in kommunalen Vertretungskörper­

schaften L232 
- öffentlich-rechtliche Verträge im Abgabenrecht . . . 1053 
- und Regionalverwaltung in der DDR L 180 
Kommunalverfassung 
- Kommunalverfassungen in Europa L726 
- neue Kommunalverfassung für Nordrhein-

Westfalen L733 
- Symposium 162 
Kommunalverfassungsstreit 
- Geltendmachung der Beschlußunfähigkeit des Gemeinde­

rates E 598 
- Nichtaufnahme von Fraktionsvorschlägen in Tages­

ordnung E595 
- gegen Übertragung der Staatsaufsicht über Gemeinden auf 

Landkreise E73 
Kommunalwahl 
- Begriff des Volkes im Grundgesetz 531 
- chancengleiche Teilnahme E 600 (87) 
- und gemeindliche Öffentlichkeitsarbeit E 600 (87) 
- Wahlprüfung E 600 (89) 
- Wahlrecht für EG-Bürger 519 
Konkordat 
- und Kirchenverträge L177 
Konkurrentenklage 
- Anfechtung der Wahl des Stadtkämmerers . . . E 600 (86) 

- im Beamtenrecht E 164 
- und Bescheidungsklage im Güterfernverkehrsrecht. E 270 
Kosten 
- Abschleppkosten E 172, E 173 
- der Änderung einer höhengleichen Kreuzung . . E 645 (98) 
- Bundesbahnbetriebskosten E 640 
- für Einsatz von Schülerzügen E 640 
- der Ersatzvornahme E172 ,E175 
- erstattungsfähige im Verwaltungsprozeß . . . . E 360 (56) 
- Flugsicherungskosten E 230 (31), E 231 (32) 
- Kostenentscheidung im Widerspruchsverfahren . . E 642 
- Selbstkosten eines Krankenhauses E 275 (40) 
- für die Sicherstellung entwendeter Fahrzeuge . . . E 173 
- des Steuerberaters E 360 (56) 
- für Straßenreinigung nach Demonstration E 268 
- für Tierkörperbeseitigung E176(21) 
- Zuziehung eines Bevollmächtigten im Vorverfahren . E 642 
Kraftfahrzeug 
- Abschleppen eines Kraftfahrzeuges E172 ,E173 
- Fahrerlaubnis (s. auch dort) . . . E 231 (35), E 266, E 274 
- Fahrtenbuchauflage E 1041 
- Kraftfahreignung E 266, E 274 
- Sicherstellung entwendeter Kraftfahrzeuge . . . . E 173 
- Sonderrechte der Bundespost E 1041 
Krankenbeförderung 
- durch privates Krankentransportunternehmen E 908 
Krankenhaus 
- und Tiefflüge der Bundeswehr E38 
- Kommentar zum K H G und BPf IV L319 
Krankenhausfinanzierung 
- in Bayern L319 
- Krankenhausplan E275 (41) 
- Pflegesätze E 275 (39, 40) 
-Rücks te l lungen E 275 (40) 
- Selbstkosten E275 (40) 
- Therapieeinrichtung E 275 (38) 
- Zuordnung zu Leistungsstufe E 275 (41) 
Krankenpflege 
- ausbildungsförderungsfähige Ausbildung E 817 
Krankenversicherung 
- Handbuch L 364 
- Widerruf der Approbation als Arzt bei Betrugshandlungen 

gegenüber Versicherungsträgern E 912 (139) 
Kreditbeschaffung 
- zur Abwehr von Störungen des gesamtwirtschaftlichen 

Gleichgewichts E 633 
- Kreditfinanzierung staatlicher Haushalte 1022 
Kreisordnung 
- in der Bundesrepublik L408 
Kriegsdienstverweigerung 
- nach Ableistung des Grundwehrdienstes . . . E 781 (120) 
- und Widerruf der Wehrdiensteinberufung . . E 781 (121) 
Küchenhoff, Günther 
- Gedächtnisschrift L 554 
Kunstfreiheit 
- und Auslegung des straßenrechtlichen Begriffs „Gemeinge­

brauch" E128 
- Herstellen von Schattenrißbildnissen als künstlerische Be­

tätigung E128 
- künstlerische Betätigung als Gewerbe E 128 
- Straßenkunst E128 
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L 

Ladenschluß 
- Ermessen bei Regelung des Apothekennot­

dienstes E 912 (135) 
- Verlängerung der Ladenschlußzeiten 26 
Länder 
- und Bundesauftragsverwaltung 884 
- keine Kompetenzerweiterung durch Art. 35 G G . . . .928 
- Zuschuß zu Betriebskosten eines Kinder­

gartens E 275 (42) 
Lagerung 
- wassergefährdender Stoffe L408 
Landesverfassung 
- Aufgaben des Landtages 666 
- Auflösung des Landtages 664 
- Bürgerbeteiligung 667 
- Ende der Amtszeit des Ministerpräsidenten 663 
- Datenschutz-und Bürgerbeauftragte 670 
- Informations-, Auskunfts- und Aktenvorlagepflicht . .665 
- Schaffung eines Landesverfassungsgerichts 669 
- für Schleswig-Holstein 663 
- Untersuchungsausschüsse 667 
- Verhältnis zwischen Regierung und Parlament 663 
- Volksbefragung 668 
- Volksinitiative 668 
Landwirtschaft, Landwirtschaftsrecht 
- Abräumung von Rebflächen E 825 (126) 
- Ausnahmegenehmigung für Weinbezeich­

nung E 826 (127) 
- Beitragssatzung der Weinbergaufbaugemein-

schaft E 825 (126) 
- und Flurbereinigung 60 
- Lohnbetrieb als privilegiertes Außenbereichs-

vorhaben E 1095 
- Milchgarantiemengen: s. dort 
- naturschutzrechtliches Privileg E 85 (9) 
- Pferdeunterstand E 1096 
- Zulassung von Pflanzenschutzmitteln E 825 (122) 
Law Dictionary 
- Englisch-deutsch L 688 
Lebensmittel 
- Fleischhygiene E 912 (138) 
- Importverbot E 912 (140) 
Legislative 
- Ausforschungsrecht gegenüber Exekutive 53 
Leistungsbescheid 
- Rechtswirkungen gegen Erben E 553 (82) 
Leistungsklage 
- Rückforderung eines sozialhilferechtlichen Dar­

lehens E 1096 (166) 
Leistungsstaat 
- Grundrechte als Eingriffsabwehrrechte L 687 
Leistungsverwaltung 
- Bedeutung des Verwaltungsverfahrens 372 
- Erweiterung des staatlichen Handlungsinstrumen­

tariums 370 
- Extension des Grundrechtsschutzes 367 
- Gesetz als politisches Gestaltungsmittel 366 
- und Gesetzesvorbehalt 367 
- Handlungsspielraum der Verwaltung 371 
- Probleme der modernen 365 
- und System staatlicher Ersatzleistungen 372 

Luftreinhaltung 
- und Lärmschutz L 601 
Luftverkehr 
- drittschützende Wirkung von §6 Abs. l L u f t V O . E 645 (99) 
- Einhaltung luftverkehrsrechtlicher Vorschriften durch 

Bundeswehr E38 
- Flugsicherungsbetriebsdienst . E 230 (31), E 231 (32), 1073 
-Flugsicherungskosten E 230 (31, 32) 
- Genehmigung von Militärflug­

plätzen E 230 (28), E 644 (93) 
- Privatisierung der Flugsicherung 1073 
- Sachverständiger für Überprüfungsflüge . . . E 912 (136) 
- Tiefflüge E 38, E 645 (99) 

M 

Mandat 
- allgemeinpolitisches Mandat für Gemeinden 655 
- geschlechtsparitätische Verteilung 649 
Meinungsfreiheit 
- freie Meinungsbildung durch Rundfunk L 4 1 
Milchgarantiemengen 
- Änderung des Betriebsentwicklungsplans . . E 825 (123) 
- Berechnung der Zielmenge E 825 (123, 124) 
- Förderungsbewilligung E 825(123) 
- Mengenbegrenzung E825(125) 
Mitwirkung 
- des Bundesrates bei Gesetzgebung 184 
- des Wehrpflichtigen im Musterungsstreit . . . E 780 (113) 
Mülldeponien 
- Probleme der Bebauung 67 

N 

Nachbarklage 
- obligatorisch Berechtigter E229 
- des Sondereigentümers E 360 (53) 
Nachbarrecht 
- in Bayern L 134 
- der öffentlichen Anlagen L1003 
Nachbarschutz 
- und bergrechtlicher Betriebsplan E 952 (142) 
- Einschränkung bei Bauvorhaben der Stationierungsstreit­

kräfte E 826 (128) 
- Erheblichkeit von Geräuschimmissionen . . . E 397, E 675 
- und Festsetzung über Anzahl der Wohnungen . E 7 2 8 , E 8 6 0 
- bei Festsetzung über Grundflächenzahl . . . . E 732 (111) 
- gegen Planfeststellungen L1003 
- und Grenzbebauung E725 
- Immissionsabwehranspruch E397 ,E675 
- Nachbarklage (s. auch dort) E 229, E 360 (53) 
- und passive Schallschutzmaßnahmen E223 ,E397 
Natur- und Landschaftsschutz 
- und Abbau von Reis vorkommen E 8 5 ( l l ) 
- und Anlage einer Christbaumkultur E 400 
- Antragsbefugnis eines Verbandes E775 
- Baumschutzregelungen E404 
- Eingriff in die Umwelt L955 
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- der Eingriffstatbestand des § 8 BNatSchG 937 
- Entschädigung E 85 (11) 
- und Flurbereinigung 61 
- Landschaftsschutzgebiet E 85 (10), E 85 (12) 
- lückenfüllende Aufgabe des BNatSchG 939 
- Motorsport in Landschaftsschutzgebiet E85(12) 
- Naturschutz und Landschaftsschutz - Sozialhilfe . L464 
- Planfeststellungsverfahren E 85 (13), 937 
- Privileg für Landwirtschaft E 85 (9) 
- unvertretbare Auswirkungen eines Pflanzenschutz­

mittels E 825 (122) 
- Verbandsbeteiligung und Verbandsklage E 85 (13) 
- Widerspruch eines Bebauungsplans zur Landschaftsschutz­

verordnung E 732 (110) 
- Zulassung von Pflanzenschutzmitteln E 825 (122) 
Nebenbestimmung 
- Anpassungsklausel in wasserrechtlicher 

Genehmigung E 779 
Nebentätigkeit 
- und Beeinträchtigung dienstlicher Interessen . . . E 945 
- Begrenzung der Beschäftigung ehemaliger Soldaten . E 945 
Nordrhein-Westfalen 
- Abfallentsorgung 738 
- Befangenheitsvorschriften für die Organe der Landesrund­

funkanstalt 194 
- Begriff des Waldes i.S.d. Landesforstgesetzes . . . . E 84 
- Fortentwicklung des Datenschutzes 566 
- neue Kommunalverfassung L733 
- Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen § 53 Abs. 2 

N W L R G 200 
- Schulorganisation L736 
- Selbstverwaltungsprinzip und Herrschaftsordnung . L179 
- Stellung der Landesrundfunkanstalt 194 
- Verbot des § 53 Abs. 2 N W L R G 197 
Normenkontrolle, verfassungsgerichtliche 
- Rechtsetzungsdirektiven des Bundesverfassungs­

gerichts 698 
Normenkontrolle, verwaltungsgerichtliche 
- gegen Abfallbeseitigungsplan E 588, E 1089 
- Antragsbefugnis 

(s. auch dort) E 360 (58, 60), E 588, E 858, E 1089 
- Bebauungsplan . . E 39 (1), E 225, E 360 (61), E 687 (104) 
- Beschluß ohne mündliche Verhandlung E 39 (1) 
- Beschlußverfahren nach mündlicher Verhandlung . E 588 
- Dirnensperrbezirksverordnung E 360 (58) 
- Festlegungen in Regionalplan E 858 
- Nichtvorlagebeschwerde E588 
- Statthaftigkeit des Antrags E 360 (61) 
- Vorlageverfahren E225 
- gegen wasserrechtliche Veränderungssperre . . . . E 771 
Nutzungsänderung 
- und Stellplatzbedarf E 687 (102) 
- und Veränderungssperre E725 

o 

Öffentlicher Dienst 
- Ablehnung einer Bewerbung E 164 
- allgemeine Rechtsgrundsätze und europäischer öffentlicher 

Dienst L871 
- Aus Wahlentscheidung für Beförderung E 166 
- Beauftragter des Bundesdisziplinaranwaltes . . . . E 683 
- Beeinträchtigung des Schulbetriebs als Folge von Streik­

maßnahmen E127 
- Berufsbeamtentum und Beamtenorganisation . . . L915 
- Beurteilungsermächtigung bei Laufbahnaufstieg E 167 
- Bevorzugung von Frauen E 909 
- Dienstunfall E 678 
- Entfernung aus dem Dienst E 167, E 1088 
- Entlassung eines Beamten auf Probe E 679 
- und funktionsbezogene Treuepflicht von Lehrbeauf­

tragten E545 
- Haftung des Beamten gegenüber Dienstherrn 386 
- Haftung des Dienstherrn 392 
- Haftungsgrundlagen für Arbeitnehmer 386 
- Haftungsminderung bei gefahrgeneigter Arbeit . . . .388 
- Haftungsprivileg des § 2 Abs. 2 Pf lVG 387 
- kollektive Kampfmaßnahmen zur Durchsetzung gemein­

samer Berufsinteressen E 127 
- Konkurrentenklage (s. auch dort) . . . . E 164, E 600 (86) 
- und Lehrauftragsverhältnis E 545 
- Mitwirkung des Personalrates (s. auch 

dort) 95, E 125, E 679, E 682, 683 
- Organisations- und Personalhoheit im Rahmen der Stellen­

ausschreibung E 125 
- psychologisches Eignungsgutachten E 167 
- Rücknehmbarkeit ernennungsähnlicher Verwaltungs­

akte E 680 
- Schadensersatz bei Verletzung von Auslesekriterien . E 166 
- Stellenbesetzungsverfahren ,. E 164, E 166 
- Untersagung eines Beamtenstreiks E 127 
- Versetzung E 682 
Öffentliches Recht 
- Geschichte des öffentlichen Rechts in 

Deutschland L 827 
Öffentliche Sicherheit 
- Beeinträchtigung durch gefährliche Hunde 211 
- und Begriff der militärischen Sicherheit E 83 
Ökologie 
- und Flurbereinigung 59 
Österreich 
- Verordnungsrecht L1100 
Organisation 
- Berufsbeamtentum und Beamtenorganisation . . . L915 
- Handbuch für Organisationsuntersuchungen . . . . L 1052 
- Organisationsstruktur der Unternehmung L 88 
- rechtsstaatlicher Distanzschutz und plurale Organisations­

form im Rundfunkrecht 192 
- des Rundfunks 192, E 635 
- Schulorganisationsrecht in Nordrhein-Westfalen . L 736 
- Übertragung hoheitlicher Aufgaben auf privat­

rechtliche 1074 
Organstreitverfahren 
- Geschäftsordnungsvorschrift des Bundestages als Angriffs­

gegenstand E719 

Öffentliche Anlage 
- Aufnahme in Wege- und Gewässerplan E 406 (69) 
- Nachbarrecht der öffentlichen Anlagen L 1003 
- Schließung einer öffentlichen Einrichtung E 358 
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Parlament 
- Haushaltsrecht der E G 538 
-Kont ro l l funkt ion 47, E 76 
- Minderheitenschutz L 232, E 308 
- Rechnungshof als Berater 346 
- und Recht zur Begrenzung der Mitgliederzahl eines Aus­

schusses E 308 
- Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetz­

gebung L 4 2 
- Zeugenpflicht vor Untersuchungsausschuß E 76 
- Zunahme parlamentarischer Untersuchungs­

verfahren 45 
Parlamentarischer Rat 
- Entstehung des Grundgesetzes 471 
Parteien, politische 
- geschlechtsparitätische Mandatsverteilung 649 
- Zulassung zu gemeindlichen Einrichtungen E 30 
Persönlichkeitsrecht, allgemeines 
- als Anspruch auf Familiennachzug von Ausländern . . 109 
- und Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung 

für Ausfallzeiten 89 
- Freiheitssicherung durch Datenschutz L 42 
- Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung . L462 
- und Nichtraucherschutz 850 
- und Reiten im Walde E 989 
- des Schülers und Erziehungsauftrag des Staates . . E 313 
- und Verlängerung des polizeilichen Unterbindungs­

gewahrsams 689 
Personal 
- Personalstrukturplanung L 362 
- zur Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs in Per­

sonalsachen L871 
Personalakte 
- Vorlage an Untersuchungsausschuß E78 
Personalrat 
- Ausschluß E125 
- und dienststelleninterne Ausschreibung von Dienst­

posten E 125 
- und Eingruppierung von Mitarbeitern 95 
- Einigungsverfahren bei Streit über Umfang der Mitbestim­

mung 100 
- Einleitung des Mitbestimmungsverfahrens E 682 
- Folgen der Verletzung von Mitwirkungsvor­

schriften E 679, E 682, E 683 
- und Lohngestaltung 95 
- Mitwirkung bei Entlassung eines Beamten auf Probe . E 679 
- Mitwirkung bei förmlichen Disziplinarverfahren . E 683 
- Nachholung der Mitwirkung E 683 
- Rechtsschutzbedürfnis für gerichtliche Klärung eines Aus­

schlußantrages E125 
Personenbeförderung 
- angemessene Berücksichtigung von Al t - und 

Neubewerbern E 1045, E 1046 
- Funktionsfähigkeit des örtlichen Taxen­

verkehrs E 1045, E 1046 
- Krankenbeförderung E908 
- Taxengenehmigung E 1045, E 1046 
Petitionsausschuß 
- Vorlage von Personal- und Disziplinarakten E 78 
Planfeststellung 
- abfallrechtliche . E 401, E 405 (64), E 588, 737, 937, E 1089 

- abwägungserhebliche Belange 205 
- anfechtungsberechtigter Personenkreis 204 
- bundesbahnrechtliche E 637 
- Flurbereinigungsplan 59, E 318-319 (45-48) 
- gemeinnützige E401 
- im Naturschutzrecht E 85 (13), 209, E 775, 937 
- und Planergänzung 208,E264 
- privatnützige E401 
- die Schranken planerischer Gestaltungsfreiheit . . L 1003 
- Verbandsklage 209 
- Verletzung gemeindlichen Eigentums 207 
- wasserrechtliche E 360 (57), E 775 
Planfeststellung, straßenrechtliche 
- und Beeinträchtigung gemeindlicher Planungs­

hoheit 206, E 264 
- Beschleunigung des Verfahrens 935 
- Einführung von Präklusionsbestimmungen 935 
- Fachplanungsrecht L 1002 
- und Klagebefugnis von Mietern E 645 (97) 
- und Lärmschutz E 264 
- Nachbarschutz bei öffentlichen Anlagen L 1003 
- Offenlegung der Straßenklassen E 230 (29) 
- Planergänzung E 264 
- Planrechtfertigung als rechtliche Planungs­

schranke E 230 (29) 
- nicht vorhersehbare nachteilige Wirkungen des Vor­

habens E 264 
- Verzögerungen 932 
Planung 
- Ausweitung eines Wasserschutzgebietes E 771 
- und Erwerb eines Sperrgrundstückes E 403 
- Fachplanung: s. dort 
- gemeindliche Planungshoheit 206, E 264, E 637 
- kerntechnischer Anlagen 574 
- von Landschaftsschutzgebieten E 85 (10) 
- Personalstrukturplanung L 362 
- Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des Bundes und 

des Landes Rheinland-Pfalz L 87 
- Raumplanungsrecht L 87 
- und Sondernutzung von Straßen 217 
- städtebauliche L 87 
Polen 
- Dezentralisation des Entscheidungsfindungs-

prozesses 374 
- Entscheidungsoptimierung auf örtlicher Ebene . . . .374 
Politik 
- Ausländerrecht und -politik in Europa L 603 
- Gesetz als Mittel politischer Gestaltung 366 
- Innenpolitik und politische Theorie L 1050 
- symbolische L 363 
Polizei, Polizei- und Ordnungsrecht 
- Abgrenzung präventives-repressives Tätigwerden . E 171 
- und Abschiebung eines Ausländers 114 
- Abschleppen eines Kraftfahrzeuges E 172 
- Anwendung unmittelbaren Zwangs E273 
- Aufklärungs-und Beratungstätigkeit E169 
- Auswahl-und Entschließungsermessen 212 
- Dereliktion E172 
- und Einsatz von Streitkräften zum Schutz ziviler 

Objekte 897 
- Einschreiten zur Eigentumssicherung E173 
- Einschreiten bei Selbstmordversuch E273 
- Ersatzvornahme E172,E175 
- Fahrtenbuchauflage E 1040 
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- Fortentwicklung des Datenschutzes 566 
- Freiheitsentziehung E 168, 689 
- Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung . . E 769 
- Gefahrenabwehrmaßnahmen E171 
- Grundfragen der Hundehaltung 209 
- konkrete Gefahrenlage E173 
- und Maßnahmen nach Versammlungsgesetz . . . . E 1038 
- österreichisches Verordnungsrecht L1100 
- und Polizeigewahrsam in Bayern für umherreisende Ge­

walttäter 697 
- Räumung und Abriß von auf Altlast errichteten Wohnhäu­

sern 441 
- Regeln der Datenerhebung 567 
- schlicht-hoheitliches Tätigwerden E169 
- Sicherstellung entwendeter Fahrzeuge E 173 
- Strafverfolgungsmaßnahmen E171 
- verdeckte Ermittler 570 
- Verlängerung des Unterbindungsgewahrsams 689 
- Vorbeugungsprogramm gegen Jugendsekten . . . . E 169 
- vorläufige Inhaftierung eines Ausländers zur Sicherung der 

Abschiebung 115 
- Widerstand gegen Polizeibeamte E273 
- Zustandshaftung E 172, E 173 
Post 
- Genehmigung einer Funkstation E 1001 (149) 
- Postzeitungsdienst E 1001 (147) 
- Werbebeilage E 1001 (148) 
Prozeßkostenhilfe 
- Beschwerde bei Nichtentscheidung über Antrag in abseh­

barer Zeit E 40 (8) 
- nach Klagerücknahme E36 
Prüfungsrecht 
- allgemein anerkannte Bewertungsgrundsätze als schul­

rechtliche Beurteilungskriterien L133 
- Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts . . L 406 
Psychotherapie 
- Diplompsychologe als Heilpraktiker 110 

R 

Raumordnung, Raum- und Landesplanung 
- und Beachtung der Belange der Raumordnung beim Bau von 

Energieanlagen E822 
- Fachplanungsrecht L1002 
- und gemeindliche Selbstverwaltung 429, E 858 
- und Genehmigung zur Errichtung einer Freileitung zur 

Energieversorgung E 822 
- Grundzüge des Raumordnungs-, Stadt- und Fachplanungs­

rechts L 8 7 
- Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des Bundes und 

des Landes Rheinland-Pfalz L 87 
- umfassender Regionalplan E 858 
- und Untersagung von Energieversorgungsanlagen . E 822 
Rechnungshof 
- als Berater parlamentarischer Gremien 346 
- Beratungsaufgabe 302 
- geschichtlicher Überblick über selbständige Beratung . 347 
- Mitwirkung bei Gesetzgebungsarbeit 298 
- Rechsrechnungshof im NS-Staat und Neuordnung der 

staatlichen Finanzkontrolle im demokratischen Nach­
kriegsdeutschland L733 

- als Sachverständiger für den Normvollzug 304 

Rechnungswesen 
- Entwicklungstrends im Ausland 1008 
- Praxis und Theorie des öffentlichen Rechnungswesens in 

der Bundesrepublik Deutschland L 870 
- Reform 1005 
Recht 
- bürgerliches in der Verwaltung L 407 
- der Gemeinden und Städte in der DDR L 180 
- Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland . L 827 
- und Rechtsbesinnung L 554 
- Richterrecht L 1049 
- Staatslexikon Recht - Wirtschaft - Gesellschaft . . L 464 
- Theorie der Rechtsetzung L952 
Rechtsanwalt 
- anwaltliche Vertretung im Prüfungsverfahren vor Richter­

dienstgericht E 360 (55) 
- Notwendigkeit der Zuziehung E 642 
Rechtsbehelfsbelehrung 
- im Widerspruchsbescheid E 40 (6) 
Rechtsbegriff, unbestimmter 
- Stärkung der Judikative durch gesetzliche 

Verwendung 367 
Rechtsberatung 
- durch Steuerberater E 360 (56) 
Rechtsnatur 
- Abwehranspruch gegen Immissionen hoheitlich betriebener 

Anlagen E 397, E 675 
- Mietgarantien der Sozialhilfeträger E 552 
Rechtsprechung 
- des Bundesgerichtshofes über Entschädigung für Verkehrs­

lärmimmissionen L 603 
- des Bundesverfassungsgerichts L 408, L 1050 
- des Bundesverwaltungsgerichts zum Prüfungsrecht. L406 
- des Europäischen Gerichtshofs in Personalsachen . L 871 
- zum Gleichartigkeitsbegriff bei Steuern 1070 
- der Verwaltungsgerichte zum Baurecht L 783 
Rechtsschutz 
- gegen Ablehnung einer Bewerbung um Beamten­

stelle E 164, E 166 
- bei Beitreibung privatrechtlicher Forderungen durch Ver­

waltungszwang 2 
- in der französischen Verwaltungsgerichtsbarkeit . . .713 
- im parlamentarischen Untersuchungsverfahren . . L 953 
- gegen richterliche Entscheidung über Freiheits­

entziehung E168 
- gegen Straßenreinigungssatzung E 231 (36) 
- gegen Vollstreckungsmaßnahmen bei Einwendung gegen 

die Forderung 4 
Rechtsschutz, vorläufiger 
- Antragsbefugnis eines Naturschutzverbandes . . . E 775 
- gegen drohende Vollziehung eines bestandskräftigen Ver­

waltungsakts E 361 (62) 
- Geltendmachung der Beschlußunfähigkeit des Gemeinde­

rates E 598 
- bei isolierter Dienstpostenvergabe E 947 
- gegen Schließung eines Schlacht- und Viehhofs . . E 358 
- vorläufige Leistung ungekürzter Regelsatzhilfe . . E 776 
Rechtsschutzbedürfnis 
- für Antrag auf Ausschluß aus Personalrat E 125 
- für einstweilige Anordnung zur Untersagung eines Beam­

tenstreiks E127 
- bei isolierter, zukünftiger Dienstpostenvergabe . . E 947 
Rechtsschutzinteresse 
- bei Erledigung des Verwaltungsakts E 641 
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- bei Feststellungsantrag nach einseitiger Erledigungserklä­
rung E 1043 

- der Gemeinde zur Kontrolle von Festlegungen in Regional­
plan E 858 

- bei Klage auf Allgemeinverbindlichkeitserklärung eines 
Tarifvertrags E 449 

Rechtsstaat 
- Bekenntnis der D D R zum sozialen Rechtsstaat 801 
- Gewährleistung des gesetzlichen Richters 752 
- Grundrechte als Eingriffsabwehrrechte L 687 
- und seine offenen Probleme 137 
- 40 Jahre Rechtsstaat des Grundgesetzes 482 
Rechtsstaatsprinzip 
- und Ausfertigung von Bebauungsplänen E 1092 
- und informelles Verwaltungshandeln 140 
- Minderheitenschutz L232 
- und Normenflut 139 
- Problematik 137 
Rechtsverordnung 
- Baumschutzregelungen E 404 
- Verbindlicherklärung eines Abfallbeseitigungs­

planes E 1089 
Rechtsweg 
- für Abfindung wegen Flurbereinigung E 405 (67) 
- für Anspruch auf Allgemeinverbindlichkeitserklärung 

eines Tarifvertrags E 449 
- bei Justizverwaltungsakten E171 
- bei Mietgarantien der Sozialhilfeträger E 552 
- bei Streit über Höhe des Ruhegehalts eines 

Beamten E 131 (14) 
- bei Streit über Umfang der Mitbestimmung der Personal­

vertretung 100 
- bei Streitigkeit über Erteilung eines Lehrauf­

trages E 460 (74) 
Regierung 
- Funktionsfähigkeit 48 
- Gestaltungsaufgabe 48 
- Notwendigkeit der Aussprache vor Entscheidung . . . 49 
- Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland . L 43 
- Struktur in Stadtstaaten L1100 
Religion, Religionsfreiheit 
- und polizeiliches Vorbeugungsprogramm gegen Jugend­

sekten E 169 
- Rajneesh-Bewegung E 169 
- und staatliche Neutrali tät und Toleranz E 169 
Rentenversicherung 
- Beitragszahlung für Ausfallzeiten 89 
- Umwandlung von Beitragszeiten in Ausfallzeiten . . . 89 
Revision 
- Bezugnahme auf Nichtzulassungsbeschwerde in Begrün­

dung E 360 (54) 
Rheinland-Pfalz 
- Landesplanungsrecht L 87 
- Straßenreinigungspflicht E 231 (36) 
Richter 
- Anspruch auf gesetzlichen bei Vorlageentscheidungen . 752 
- anwaltliche Vertretung im Prüfungsverfahren vor Dienst­

gericht E 360 (55) 
- Ausschluß eines Richters des Bundesverfassungs­

gerichts E 73 
- Beweiserhebung nach Richterwechsel E 906 
- Entscheidung über Freiheitsentziehung E 168 
- Frist zur Urteilsergänzung E 40 (5) 
- und Höchstfrist für Polizeigewahrsam 689 
- Richterrecht L 1049 

Richtlinie 
- E G - Rundfunkrichtlinie 846 
- und fehlerhafte Ermessensbetätigung E 554 (84) 
- Mitbestimmung der Personalvertretung beim Erlaß von 

Vergütungsrichtlinien 95 
Rückforderung 
- dingliche Sicherung zurückzuerstattender Zuwen­

dungen 8 
- von Prüfungsvergütung und Verjährung E 942 
- verlorener Zuschüsse 8 
Rücknahme 
- einer Baugenehmigung 673 
- von Dritten angefochtene Verwaltungsakte E 456 
- ernennungsähnlicher Verwaltungsakte E 680 
- der Fahrerlaubnis E 231 (35) 
- eines Leistungsbescheids E355 
Rücksichtnahmegebot 
- im Baurecht. E 223, E 400, E 732 (111), E 860, E 1048 (161) 
- bei Bauvorhaben der Stationierungs­

streitkräfte E 826 (128) 
Rückwirkung 
- der Aufhebung eines Leistungsbescheids E 355 
- der Erhöhung der Krankenhauspflegesätze . . . E 275 (39) 
Rundfunk 
- Anwendbarkeit der §§ 20, 21 VwVfG 195 
- Bedeutung von Inkompatibilitäts- und Befangenheitsvor­

schriften 193 
- Berichterstattungsfreiheit 192 
- Einfluß der Staatsgewalt im ZDF-Verwaltungsrat . E 635 
- E G - Rundfunkrichtlinien 846 
- Funktion des pluralen Ordnungsprinzips 192 
- Grundsatz der Staatsfreiheit E 635 
- Organisation E 635 
- Rechtsfolgen eines Verstoßes gegen § 53 Abs. 2 

N W L R G 200 
- Spannungsverhältnis von rechtsstaatlichem Distanzschutz 

und pluraler Organisationsform 192 
- Verbot privatrechtlicher Beziehungen der Kommissions­

mitglieder zur Anstalt 197 
- verfassungsrechtliche Befangenheitsgründe bei Normset­

zungen 196 
- Zusammensetzung des ZDF-Verwaltungsrates . . . E 635 
Rundfunkfreiheit 
- freie Meinungsbildung durch Rundfunk L 4 1 
- und Recht auf bestimmte Rundfunkorganisation . . E 635 
- und staatliche Mitwirkung in Kontrollgremien . . . E 635 

Satzung 
- baurechtliche Gestaltungssatzung E 727 
- Beitragssatzung der Weinbergaufbaugemein­

schaft E 825 (126) 
- über Erhebung einer Zweitwohnungssteuer . . . . E 306 
- Erlaß aufgrund Eilentscheidung des Bürgermeisters . E 29 
- Erschließungssatzung E 176 (23), E 220 
- Folgen von Verfahrensfehlern . . . . E 1047 (156), L 1050 
- Friedhofssatzung E 360 (60) 
- kommunale Abgabensatzung E 176 (25) 
- Straßenreinigungssatzung E 231 (36) 
- Tierkörperbeseitigungsgebühr E176(21) 
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- Übertragung von sozialhilferechtlichen Zuständig­
keiten E550 

Schadensersatz 
- bei Verletzung der beamtenrechtlichen Auslese­

kriterien E166 
Schadensvorsorge 
- probabilistische Methoden bei der atomrechtlichen . L555 
Schleswig-Holstein 
- Straßen-undWegegesetze L735 
- eine Verfassung für Schleswig-Holstein 663 
Schule, Schulrecht 
- allgemein anerkannte Bewertungsgrundsätze als schul­

rechtliche Beurteilungskriterien L133 
- Beeinträchtigung des Schulbetrieb als Folge von Streik­

maßnahmen E127 
- Besetzung von Schulleiterstellen E 132 (17,18) 
- Erziehungsauftrag des Staates E313 
- Gebot staatlicher Neutralität und Toleranz in der E r ­

ziehung E313 
- Handbuch des Schulrechts L735 
- Lehrerstreik E127 
- Schulorganisationsrecht in Nordrhein-Westfalen . L 736 
- Schulversuche und geltendes Recht E949 
- Verminderung der Unterrichtungsver­

pflichtung E 131 (16) 
- Verwirklichung des Laufbahnprinzips in 

Hessen E 132 (18) 
- Zugangsbeschränkung in der Orientierungsstufe E 949 
- Zulassung eines Schulbuchs zum Unterricht . . . . E 313 
- Zulässigkeit der Enteignung eines Grundstücks zur Errich­

tung eines Schulgebäudes E 455 
Schweiz 
- Schweizerisches Bundesstaatsrecht L 827 
Schwerbehindertenrecht 
- beschränkte Schutzstellung zwischen Antrag und Feststel­

lung der Schwerbehinderung E819 
- Zustimmung der Hauptfürsorgestelle zur Kündigung eines 

Arbeitnehmers E819 
Soldat 
- Auswahlermessen bei vorzeitiger Versetzung in den Ruhe­

stand E 1002 (154) 
- Deutsche als UNO-Soldaten 890 
- ehemaliger und Beschäftigungsbegrenzung E 945 
- und Erwerbstätigkeit eines Berufssoldaten außer 

Dienst E 459 
- Fürsorgepflicht des Dienstherrn E 544 
- Kauf einer eigengenutzten Zweitwohnung E 821 
- Nebentätigkeit E459 
- Trennungsgeld E 544 
- Umzugskostenvergütung E 544 
- Unterhaltssicherung E 821 
Soldatengesetz 
- Kommentar L 604 
Sondernutzung 
- und Aufstellen von Warenautomat E451 
- an Fernstraße E 644 (92) 
- an Gewässer E 176 (26) 
- bei Kunstausübung auf der Straße E128 
- und Planung von Straßen 217 
- und Sonderrechte für Fahrzeuge der Bundespost . E 1041 
- Warenabgabe auf öffentlichem Verkehrsgrund . E 231 (33) 
- Warenausstellung an Grenze zu öffentlichem Verkehrs­

raum E 231 (34) 
- und Zufahrt zu Fernstraße E1037 

Sozialbindung des Eigentums 
- Baumschutzregelungen E 404 
- und bauordnungsrechtliche Verfügungen E 860 
Sozialgerichtsverfahren 
- Aufrechnung gegenüber Erstattungsbescheid . . . E 355 
- Bezugnahme im Urteil auf vorinstanzliche Entschei­

dungen E357 
- Mindestinhalt der Entscheidungsgründe E 357 
- unzureichende Deutschkenntnisse eines Ausländers als 

Wiedereinsetzungsgrund E356 
Sozialhilfe 
- und die „Albrecht-Initiative" zur Bundesbeteiligung . 330 
- und Anschaffung eines Fernsehgerätes E 543 
- für Asylbewerber E 554 (85), E 776, E 1097 (167) 
- für Ausländer E 1097 (170) 
- und das Bundesstrukturhilfegesetz 330 
- Darlehensgewährung E 1096 (166) 
- Eingliederungshilfe E 1097 (168) 
- Gesundheitshilfe E 553 (80) 
- Hilfe bei Abfassung von Schriftsätzen E 356 
- Kommentar zum Bundessozialhilfegesetz L276 
- Kostentragung 330 
- Krankenhilfe E 1097 (172) 
- Kürzung der Regelsatzhilfe E 776 
- Mietgarantien E552 
- Naturschutz und Landschaftspflegesozialhilfe . . . L 464 
- notwendiger Lebensunterhalt E 543, E 1097 (171) 
- personenbezogener Bedarf E 1097 (169) 
- Pflegebeihilfe E 553 (81), E 554 (84) 
- wirtschaftliche Leistungsfähigkeit E 553 (83) 
Sozialrecht 
- Aufrechnung gegen Erstattungsforderung E 355 
- Beitragszahlung für Ausfallzeiten in der Rentenversiche­

rung 89 
- Bundesausbildungsförderungsgesetz L 784 
- Bundessozialhilfegesetz, Kommentar L 133 
- Frist für rückwirkende Aufhebung eines Leistungsbe­

scheids E 355 
- Fundhefte für Arbeits- und Sozialrecht L 132 
- Handbuch der Krankenversicherung L 364 
- Nichtigkeit der Eigentumsübertragung durch Sozialhil­

feempfänger E 553 (82) 
- Rechtswirkungen des Leistungsbescheids gegenüber 

Erben E 553 (82) 
- Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für die So­

zialversicherung L 364 
- sozialpolitische und sozialrechtliche Aktivitäten in den Ver­

einten Nationen L 872 
- Übertragung von Zuständigkeiten E 550 
- Umwandlung von Beitragszeiten in Ausfallzeiten in der 

Rentenversicherung 89 
- Zuständigkeit für Überleitungsanzeige E 552 
Sozialstaat 
- und grundrechtliche Freiheit 498 
- Leistungsverwaltung 365 
- sozialstaatliche Politik 496 
- Sozialstaatssatz als Verfassungsnorm 493 
Sozialstaatsprinzip 
- Verfassungsrang ökonomischer und sozialer Grund­

rechte 249 
Spruchpraxis 
- Abfallrecht E 405 (64-66) 
- Abgabenrecht E 175-176 (19-27), E 405 (63) 
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- Baurecht E 686 (100-101), E 687 (102-104), E 732 
(105-111), E 1047 (156-160), E 1048 (161-165) 

- Beamtenrecht E 131 (14-18), E 1001 (152-153), 
E 1002 (154-155) 

- Bergrecht E 952 (143) 
- Berufs-und Gewerberecht E 912 (134-140) 
- Flurbereinigungsrecht . . E 318 (45-48), E 405-406 (67-69) 
- Hochschulrecht E 460-461 (70-75) 
- Kommunalrecht E 600 (86-90), E 601 (91) 
- Krankenhausfinanzierung E 275 (38-41) 
- Landwirtschaftsrecht E 825-826 (122-127) 
- Lastenausgleich E 866-867 (129-133) 
- Naturschutzrecht E 85-86 (9-13) 
- Post E 1001 (147-149) 
- Sozialhilferecht . . . . E 553-E 554 (80-85),E 1096-E 1097 

(166-172) 
-S taa t sangehör igke i t s r ech t E 319 (49-51) 
- Stationierungsrecht (s. Streitkräfte) E 826 (128) 
- Vereinsrecht E 952 (144-146) 
- Verfahrensrecht (s. Verwaltungsprozeß) . . E 39-40 (1-8), 

E 360-361 (52-62) 
- Verkehrs- und 

Wegerecht E 230-231 (28-37), E 644-E 645 (92-99) 
- Vertriebenenrecht E 866 -867 (129-133) 
-Wehrpflichtrecht . . . . E 780 (112-117), E 1001 (150-151) 
- Wohnungsbindungsrecht, Wohnungs­

recht E 553 (76-79), E 951-952 (141-142) 
- Zivildienstrecht E 781 (118-121) 
Staat 
- Beamter - Gesellschaft L915 
- Kreditfinanzierung der Haushalte 633, 1022 
- Menschenbild im Verfassungsstaat L 867 
- der moderne Staat L 735 
- Reform des Rechnungswesens 1005 
- Regierungsstruktur in Stadtstaaten L 1100 
- Staatszeremoniell L 648 
- Staatszwecke im Verfassungsstaat 1077,1079 
Staatsangehörigkeitsrecht 
- Einbürgerung von Asylberechtigten E 319 (50, 51) 
- Einbürgerung von Ehegatten E319 (49-51) 
- Ermessen bei Einbürgerung E 319 (49-51) 
- Mehrstaatlichkeit E 319 (49-51) 
Staatliche Gewalten 
- exekutive Eigen Verantwortung im Spannungsfeld . . . 45 
Staatsgerichtshof 
- Zuständigkeiten und Verfahren des Hessischen . . L 406 
Staatslexikon 
- Evangelisches L 44 
- Recht - Wirtschaft - Gesellschaft L 464 
Staatsrecht 
- in Hamburg L 8 6 
- Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutsch­

land 807 
- und Verwaltungsrecht in Bayern L914 
Stadtoberhaupt 
- Porträts im Wandel der Zeit L136 
Städtebaurecht 
- Grundzüge des Raumordnungs-, Stadt- und Fachplanungs­

rechts L 8 7 
- und konsensuales Verwaltungshandeln 969 
- und städtebauliche Vertragstypik 970 
Standesrecht 
- der freien Berufe im Umbruch 838 

Stellplatzpflicht 
- Ablösepflicht des Rechtsnachfolgers des Bauherrn . E 730 
Steuerberater 
- Gebühren als erstattungsfähige Kosten im Verwaltungs­

prozeß E 360 (56) 
Steuern, Steuerrecht 
- Finanzreform 1067 
- Gemeindesatzung über Erhebung einer Zweitwohnungs­

steuer E 306 
- Gleichartigkeit im System der Finanz Verfassung . . . 1065 
- Gleichmäßigkeit der Besteuerung 1058,1067 
- Grenzen der Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben . . 1013 
- Realsteuerhebesatz E310 
- Sonderabgaben 1017 
- und Spielhallenboom 611 
- Zulässigkeit öff entlich-rechtlicher Verträge 1053 
Strafrecht 
- Fortpflanzungsmedizin und Humangenetik - Strafrecht­

liche Schranken? L 363 
- illegale Abfallentsorgungsanlagen 1031 
- Renaissance im Umweltbereich 1030 
- Tierquälerei beim Wettangeln 762 
- Umweltschutz-Strafrecht, Kommentar L 180 
Strafverfolgung 
- bei Einschleusung von Ausländern E 997 
Straßenanlieger 
- Entschädigung für Verkehrslärm L603 
- Folgenbeseitigungsanspruch bei unsachgemäßer Straßen­

herstellung E774 
- Geldausgleich für Straßenreinigungspflicht . . E 231 (36) 
- Rechtsanspruch auf reservierte Parkplätze . . . E 230 (30) 
- und Zustimmung zur Widmung E 1044 
Straßenbaulast 
- und Kosten der Änderung einer Kreuzung . . . E 645 (98) 
Straßenrecht 
- Abgrenzung vom Straßenverkehrsrecht E 1038 
- Anwohnerparkplätze E 230 (30) 
- Bindung an Widmungszustimmung bei Eigentümer­

wechsel E 1044 
- Erlaubnispflicht für Versammlungen E 1038 
- Gemeingebrauch: s. dort 
- und innerörtliche Wegweiser zu Gewerbebetrieb . . E 1040 
- Planfeststellung s. Planfeststellung, straßenrechtliche 
- Planung von Straßen 217 
- Sondernutzung: s. dort 
-Sondernutzungsgebühren E 451, E 644 (92) 
- und Sonderrechte für Fahrzeuge der Bundespost . E 1041 
- Straßen- und Wegegesetze des Landes Schleswig-

Holstein L735 
- Umbenennung einer Straße E 645 (95) 
- verkehrsberuhigte Zonen E 230 (30) 
- Widmung E 1044 
- Wildschutzzaun an Bundesfernstraße E 1042 
- Zufahrt zu Fernstraße E 1037 
Straßenreinigung 
- Beeinträchtigung der Versammlungsfreiheit durch Kosten-

erstattungs- und Straßenreinigungspflicht E 269 
- Pflicht des Veranstalters einer Demonstration . . . E 268 
- Straßenreinigungssatzung E 231 (36) 
- unverzügliche als Voraussetzung für Kostenerstattungsan­

spruch E 268 
- Verteilung der Gebührenlast E 176 (27) 
Straßenverkehr 
- Abschleppen eines Kraftfahrzeugs E172 ,E173 
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- Bindungswirkung des Strafurteils für Verwaltungsbehörde 
bei Entziehung der Fahrerlaubnis E266 

- Dienstunfall wegen alkoholbedingter Verkehrsuntüchtig-
keit E 678 

- und Drogenabhängigkeit E274 
- Entschädigung für Verkehrslärmimmissionen . . . L 603 
- Entziehung der Fahrerlaubnis E 266, E 274 
- und Erlaubnispflicht für Versammlungen E 1038 
- Fahrtenbuchauflage E 1040 
- innerörtliche Wegweiser zu Gewerbebetrieb . . . . E 1040 
- Kraftfahreignung E266,E274 
- und Regelungsbereich des Straßenrechts E 1038 
- Rücknahme der Fahrerlaubnis E231(35) 
- und Sonderrechte für Fahrzeuge der Bundespost . E 1041 
Streik 
- von Beamten zur Durchsetzung gemeinsamer Berufsinter­

essen E 127 
- Beeinträchtigung des Schulbetriebs als Folge von Streik­

maßnahmen E127 
- einer Lehrergewerkschaft E127 
- Untersagung durch einstweilige Anordnung . . . . E 127 
Streitkräfte 
- Bauvorhaben der Stationierungsstreitkräfte . E 826 (128) 
- Befugnisse im Katastrophenfall 926 
- Befugnisse im Verteidigungsfall 917 
- Begriff der militärischen Sicherheit E83 
- und Beteiligung an UN-Friedenstruppen 890 
- Einsatz zum Schutz ziviler Objekte 897 
- Genehmigung von Militärflug­

plätzen E 230 (28), E 644 (93) 
- Landbeschaffung für militärische Zwecke . . . E 230 (28) 
- militärischer Sicherheitsbereich auf öffentlichem 

Platz E 83 
- verfassungs- und kriegsrechtlichc Grundlagen im Verteidi­

gungsfall 917 
- und Weisungsrecht ziviler Katastrophenschutzleitung . 927 

Technik, Technikrecht 
- Bestand und Reichweite des Sicherheitsrechts 785 
- Bewältigung wissenschaftlicher und technischer Entwick­

lungen durch Verwaltungsrecht 785 
- und Einflußnahme durch private Normungsverbände . 788 
- Regelungsdefizite im Sicherheitsrecht 787 
- Techniksteuerung durch Verwaltungsinformations-

recht 798 
- technische Entwicklung und Verwaltungs­

recht 785,1082,1083,1085 
- und Umweltrecht in den Europäischen Gemein­

schaften 24 
- Viertes Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technik­

recht 24 
Technologie 
- Gentechnologie L782 
Teilungsgenehmigung 
- für bebautes Außenbereichsgrundstück E 228 
Telekommunikationstechnik 
- Nachrichtenübertragung und Datenverarbeitung im Tele­

kommunikationsrecht L41 

Tiefflüge 
- Bestimmung von Tiffluggebieten 645 (99) 
- der Bundeswehr E38 
- über Krankenhaus E38 
- Sicherheitsmindesthöhe strahlgetriebener Kampfflug­

zeuge E38 
Tierhaltung 
- Hennenhaltungsverordnung zur Regelung der Intensivtier­

haltung 338 
- ordnungsrechtliche Grundfragen der Hundehaltung . .209 
- Tiergehege E 1048 (163) 
- Tierquälerei 338, 762 
- Parlamentsvorbehalt zur Regelung der Massen­

tierhaltung 342 
Tierkörperbeseitigung 
- Festsetzung des Gebührensatzes E176(21) 
- Tierkörpersammelstelle E 1048 (162) 
Tierschutz 
- und Tierquälerei 338,762 
Transport 
- wassergefährdender Stoffe L408 

u 
Umdeutung 
- eines Vertrages über Unterhaltungslast für Kreuzungsan­

lagen E 645 (96) 
Umweltrecht 
- Einführung ins Umweltrecht L 955 
- gesetzliche Grundlage für Beeinträchtigung durch 

Abluft 938 
- und illegale Abfallentsorgung 1030 
- Lärmschutz und Vorsorgegebot 628 
- der Schutz von Natur und Landschaft vor Zer­

störung L955 
- und Technikrecht in den Europäischen Gemein­

schaften 24 
- Umweltschutz-Strafrecht, Kommentar L 180 
- Viertes Trierer Kolloquium zum Umwelt- und Technik­

recht 24 
- Vorhabengenehmigung in parallelen und konzentrierten 

Verfahren L 232 
Umweltschutz 
- durch Bauleitplanung E 772 
- durch Bebauungsplanung und Anlagengenehmigungs­

recht E 223, L 361 
- und moderne Abfallentsorgung 737 
- im Recht L 734 
- und Standortwahl für Abfallverwertungs­

anlage E 405 (64), 737 
Umweltverträglichkeitsprüfung 
- bei Abfallentsorgungsanlagen . . . E 405 (64), 737, E 1089 
- bei überörtlicher Abfallbeseitigungsplanung . . . . E 588 
- Verfahrenserleichterung beim Planfeststellungs­

beschluß 936 
Unterlassungsanspruch 
- einer Körperschaft des öffentlichen Rechts gegen diffamie­

rende Äußerungen E911 
Untersuchungsausschuß 
- Akteneinsicht 53 
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- Aktenherausgabeanspruch E119 
- Beweisverwertungsverbot hinsichtlich staatsanwaltschaft­

lich veranlaßter Aufzeichnungen von Telefon­
gesprächen E119 

- und Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung . . . 50 
- und Rechtsschutz L953 
- in Schleswig-Holstein 667 
- Umfang des Beweiserhebungsrechts E119 
- Vorlage von Personalakten E78 
- Vorsitzendenverfahren 53 
- Zeugnispflicht vor parlamentarischem E 76 
- Zunahme parlamentarischer Untersuchungs­

verfahren 45 
Unverletzlichkeit der Wohnung 
- Betreten und Durchsuchen der Wohnung eines Ausländers 

zum Zwecke der Durchführung der Abschiebung . . .116 

Veränderungssperre 
- Ausweitung eines Wasserschutzgebietes E 771 
- baurechtliche E 1047 (159) 
- und Ermessensbindung bei rechtswidriger Ablehnung eines 

Bauantrags E 906 
- Heilung durch nachträgliche Planungskonkreti­

sierung E 1047 (159) 
- und Nutzungsänderung von baulichen Anlagen . . E 725 
- Sicherung von wasserrechtlichen Vorhabe-

planungen E771 
Verbände 
- Beteiligung von Naturschutzverbänden im Planfeststel­

lungsverfahren E 85 (13), 209, E 775, 937 
- Verbandskompetenz 873 
- Verbandsklage E 85 (13), 209 
- im Naturschutzrecht E 85 (13) 
Verbot 
- Auswirkung auf Teilorganisation eines 

Vereins E 952 (145) 
Vereinsrecht 
- Anhörungsverzicht bei Vereinsverbot E 952 (144) 
- Vereinsverbot E 952 (144, 145) 
- Vereinszweck E 952 (146) 
Vereinte Nationen 
- Beteiligung der Bundeswehr an Friedenstruppen . . . 890 
- Sozialpolitische und sozialrechtliche Aktivitäten L 872 
Verfahren 
- Folgen von Verfahrensfehlern . . . . E 1047 (156), L 1050 
- des Hessischen Staatsgerichtshofs L 406 
- Vorhabengenehmigung in parallelen und konzen­

trierten L 232 
Verfahrensrecht: s. Verwaltungsprozeß 
Verfassung 
- allgemeinpolitisches Mandat für Gemeinden 655 
- Altersgrenze für Kassenärzte 580 
- Begriff der Angelegenheiten der örtlichen Gemein­

schaft 657 
- Begriff des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts . E 633 
- von Berlin, Kommentar L133 
- Bestandsgarantie der Bundespost L 554 
- der Französischen Republik von 1946 und 1958 . . . .258 

- geschlechtsparitätische Mandatsverteilung 649 
- Grenzen der Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben . . 1013 
- Grenzen der Verschuldung des Bundes 1022 
- Grundrechte als Eingriffsabwehrrechte L 687 
- Kommunalverfassungen in Europa L276 
- Landesverfassung: s. dort 
- neue Kommunalverfassung für Nordrhein-

Westfalen L733 
- Rangfolge staatlicher Gewalten 47 
- Recht auf Freizeitgestaltung 622 
- Richterrecht L 1049 
- für Schleswig-Holstein 663 
- Sonntag als Verfassungsprinzip L1098 
- Staatszwecke im Verfassungsstaat 1077,1079 
- Stellung des Bundesrates im Gesetzgebungsverfahren .181 
- Stellung des Tenno in der japanischen 150 
- und Tradition L556 
- Verfassungsschöpfung unter Besatzungsherrschaft . .471 
- 40 Jahre Grundgesetz 768 
Verfassungsbeschwerde 
- selbständige Auslegung bundesrechtliche Normen durch 

dasBVerfG E 989 
- das Verfahren der deutschen Verfassungsbeschwerde und 

der europäischen Menschenrechtsbeschwerde . . . L 869 
Verfassungsgerichtsbarkeit 
- Studien und Materialien zur Verfassungsgerichts­

barkeit L 868 
Verfassungsgeschichte 
- deutsche L 647 
- Entwicklungsgeschichte des Bundesrates 183 
Verfassungsrecht 
- und Aufgabenübertragung auf privatrechtliche Organisa­

tion 1074 
- Befangenheitsgründe bei Normsetzungen 196 
- Feiertagsrecht 624 
- französischer Verfassungsrat und soziale Republik . . 249 
- Über das Grundgesetz L 826 
- und öffentliche Bedarfsdeckung L 1098 
- und Privatisierung der Flugsicherung 1073 
- und Vereinbarkeit der Fehlbelegungsabgabe . E 951 (141) 
- Verfassungsrang der in der französischen Präambel enthal­

tenen ökonomischen und sozialen Grundrechten . . . .249 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
- bei Abriß von auf Altlast errichteten Häusern 441 
- bei Aufnahme von Vermerken in Niederschrift über Ge­

meinderatssitzung E 35 
- und Beitragszahlung zur gesetzlichen Rentenversicherung 

für Ausfallzeiten 92 
- bei Familiennachzug von Ausländern 107 
- bei Verlängerung des polizeilichen Unterbringungsgewahr­

sams 689 
- und Versorgungsausgleich E 1086 
Verjährung 
- und zurechenbare Kenntnis des Dienstherrn vom 

Schaden E 942 
Verkehrsrecht 
-Flugsicherungskosten E 230 (31, 32) 
- Genehmigung von Militärflugplätzen E 230 (28) 
- Güterfernverkehr E 231 (37) 
- Rücknahme der Fahrerlaubnis E 231 (35) 
Vermittlungsausschuß 
- Anrufung durch Bundesrat 187 
Verordnung 
- österreichisches Verordnungsrecht L 1100 
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- ordnungsbehördliche über Hundehaltung 210 
Verpflichtungsklage 
- Zusicherung der Kostenübernahme für Eingliederungs­

hilfe E 1097 (168) 
Versammlungsfreiheit, Versammlungsrecht 
- und Datenschutz 569 
- und Pflicht zur Straßenreinigung nach Demon­

stration E268 
- und straßenverkehrsrechtliche Erlaubnispflicht . . E 1038 
Versetzung 
- Mangel bei Einleitung des Mitbestimmungs­

verfahrens E 682 
- Mitbestimmung des Personalrates E 682 
- vorzeitige in den Ruhestand E 1002 (154) 
Versorgungsrecht 
- Härteregelungen E1086 
- Versorgungsausgleich bei Beamten E 1086 
- Vorversterben des Ausgleichsberechtigten E 1086 
Vertrag, öffentlich-rechtlicher 
- über die Abluftreinigung eines Esso-Tanklagers . . . .284 
- über die Beseitigung rechtswidrig errichteter Garten­

häuser 282 
- Bestandskraft L 602 
- über Betriebskläranlage einer Papierfabrik 286 
- zur Durchsetzung des Bäckerarbeitszeitgesetzes bei Groß­

bäckereien 282 
- Erschließungsvertrag E176 (22) 
- zwischen Gemeinde und Deutscher Bundesbahn über Ko­

stenerstattung E 640 
- als Instrument kooperativen Verwaltungshandelns . .281 
- im Kommunalabgabenrecht 1053 
- mit technischen Werken über umweltgerechten Ausbau von 

Kraftwerken und Müllverbrennungsanlagen 285 
Vertretung 
- anwaltliche im Prüfungsverfahren vor dem Richterdienst­

gericht E 360 (55) 
Vertriebenenrecht 
- Bekenntnis zum deutschen Volkstum . . . E 867 (131, 132) 
- Duldung von Vertriebenen E 643 
- Spätaussiedlerschaden E 866 (129) 
- Spätgeborene E867(133) 
- Wegnahmeschaden E 866 (130) 
Verwaltung 
- Beitreibung privatrechtlicher Forderungen durch Verwal­

tungszwang 1 
- und bürgerliches Recht L407 
- Eigenständigkeit der Verwaltung in der DDR 801 
- Handbuch für Organisationsuntersuchungen . . . . L 1052 
- Juristenmonopol 562 
- Kommunalrecht und Regional Verwaltung L 180 
- moderne Leistungsverwaltung 365 
- öffentliche Bedarfsdeckung L1098 
- rechtliche Verantwortlichkeit der Fischerei-Verwaltungs­

behörden 762 
- Reform des Rechnungswesens 1012 
- Ruf nach Reformen 557 
- Veränderung der Entscheidungsstrukturen L 320 
- Verwaltungsmanagement, Handbuch L 1051 
- Verwaltungsbetriebslehre L954 
- Ziele in öffentlichem und privatem Betrieb L781 
Verwaltungsakt 
- Ablehnung einer Bewerbung und Beamtenstelle . . E 164 
- Änderung der Sach-und Rechtslage nach Erlaß . . . .156 
- Anschluß- und Benutzungsverhältnis E 594 

- Bestätigung nach § 18 Abs. 1 WoBindG E 590 
- Bestimmung von Tieffluggebieten E 645 (99) 
- Dienstpostenvergabe ohne Beförderungsent­

scheidung E 947 
- dingliche Sicherung nicht zurückzahlbarer 

Zuwendungen 8 
- mit Drittwirkung und Folgenbeseitigung 976 
- Erledigung vor Klageerhebung E 641 
- Erschließungsbeitragsbescheid und Abrechnung der Vor­

ausleistung E 863 
- Genehmigung zur Errichtung einer Freileitung zur Energie­

versorgung E822 
- Nichtigkeit einer Baugenehmigung 671, E 685 
- Ordnungsverfügung an Hundehalter 211 
- präjudizielle Wirkung 161 
- Rücknahme (s. auch dort) . . E 231 (35), E 355, E 456, 673 
- und Schließung einer öffentlichen Einrichtung . . . E 358 
- Schließung eines Schlacht- und Viehhofs E 358 
- Umbenennung einer Straße E 645 (95) 
- Untersagung von Alliiertenflügen . . E 644 (93), E 645 (99) 
- Verkehrszeichen E172 
- Vollziehung E 361 (62) 
- vorsorgliche Zustimmung der Hauptfürsorgestelle zur Kün­

digung eines Arbeitnehmers bei noch nicht festgestellter 
Schwerbehinderung E819 

- wasserrechtliche Vorabzulassung E 775 
- Widerruf E 456 
- Widerspruchsverfahren (s. auch dort) . . E 641, E 686 (100) 
- Zusage der Umzugskostenvergütung E 544 
Verwaltungsgerichtsbarkeit 
- in der DDR 801 
- in Frankreich 713 
Verwaltungsgeschichte 
- deutsche L 44 
Verwaltungshandeln 
- Agreements 280 
- Arrangements 280 
- und Etablierung des Vertrages als Rechtsform des . . . 975 
- informales 277 
- kooperatives in der Verwaltungspraxis 277 
- Marketing im kommunalen Bereich L 1004 
- öffentlich-rechtlicher Vertrag 281 
- Rechtsstaatsprinzip und informelles 140 
- Vorverhandlungen 279 
Verwaltungslehre 
- Lehrbuch L178 
Verwaltungsprozeß 
- Abwehrklage gegen hoheitlich verursachte 

Immissionen E 397 
- Abwehrklage gegen Sportlärm E675 
- Amtshaftungsklage E 641 
- Anfechtungsklage (s. auch 

dort) . . . 204, E 361 (62), E 553 (82), E 600 (86), E 645 (97) 
- bei Antrag auf Allgemeinverbindlichkeitserklärung eines 

Tarifvertrages E 449 
- Behördeneigenschaft der Eigenbetriebswerkleitung . E 594 
- Beiladung einer Behörde E 164 
- Einführung in das verwaltungsgerichtliche 

Verfahren L135 
- einseitige Erledigungserklärung E 1043 
- einstweilige Anordnung (s. auch 

dort) E 40 (3), E 127, E 361 (62) 
- Einwand unzulässiger Rechtsausübung E 403 
- Erledigung der Hauptsache E 360 (52, 58) 
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- erstattungsfähige Kosten E 360 (56) 
- Feststellungsklage (s. auch 

dort) E 449, E 590, E 641, E 1043 
- Folgenbeseitigungsanspruch (s. auch dort) . . E 169, E 774 
- Gerichtskosten (5. auch dort) E 40 (2, 5, 7), E 451 
- Klageänderung E 1043 
- Klagebefugnis (s. auch 

dort) . E 85 (13), 204, E 229, E 360 (53), E 600 (88), E 645 (97) 
- Klagerücknahme E36 
- Kommunalverfassungsstreit . . . E 595, E 598, E 600 (88) 
- Konkurrentenklage (s. auch dort) . E 164, E 270, E 600 (86) 
- Leistungsklage E 1096 (166) 
- Nachbarklage E 229, E 360 (53) 
- Nachschieben von Gründen L601 
- Neubescheidungsklage E 164 
- Nichtzulassungsbeschwerde E588 
- Normenkontrolle (5. auch 

dort) . E 39 (1), E 225, E 360 (58, 60, 61), E 588, E 687 (104), 
E 771, E 858, E 1089 

- Öffentlichkeit des Verfahrens E 40 (4) 
- Prozeßkostenhilfe (s. auch dort) E 36, E 40 (8) 
- Rechtsberatung durch Steuerberater E 360 (56) 
- Revisionsbegründung E 360 (54) 
- Sachaufklärung durch Sachverständigen­

beweis E 780 (115) 
- Statthaftigkeit der Beschwerde E 40 (8) 
- Überprüfung einer beamtenrechtlichen Auswahlentschei­

dung E 164, E 166, E 167 
- Umfang der aufschiebenden Wirkung E 360 (59) 
- Unterlassen der Beiladung als Verfahrens­

fehler E 600 (86) 
- unzureichende Deutschkenntnisse als Wiedereinsetzungs­

grund E 356 
- Urteilsergänzung E 40 (5) 
-Verbandsklage E 85 (13), 209 
- Verpflichtungsklage E 1097 (168) 
- verspätetes Abfassen der Entscheidungsgründe . E 40 (2) 
Verwaltungsprozeßrecht 
- Einführung in das verwaltungsgerichtliche 

Verfahren L135 
- Lehrbuch L 648 
Verwaltungsrecht 
- besonderes L 869 
- und Bewältigung wissenschaftlicher und technischer Ent­

wicklungen 785,1082,1083,1085 
- europäisches L912 
- in Hamburg L 86 
- und illegale Abfallentsorgungsanlagen 1031 
- internationales L782 
- Regelungsdefizite im technischen Sicherheitsrecht . . 785 
- Staats- und Verwaltungsrecht in Bayern L914 
- als Steuerungsmedium technischer Realisation . . . .792 
- Techniksteuerung durch Verwaltungsinf ormations-

recht 798 
Verwaltungsrechtsweg 
- Abwehranspruch gegen Immissionen hoheitlich betriebener 

Anlagen E 397, E 675 
- Abwehrklage gegen Sirenenlärm E 397 
- Abwehrklage gegen Sportlärm E675 
- bei Fraktionsausschluß E592 
- bei Mietgarantien der Sozialhilfeträger E 552 
- bei polizeilichen Gefahrenabwehrmaßnahmen . . . E 171 
- bei Rückforderung eines sozialhilferechtlichen Dar­

lehens E 1096 (166) 

- bei Streit über Höhe des Ruhegehalts eines 
Beamten E 131 (14) 

- bei Streit über Umfang der Mitbestimmung der Personal­
vertretung 100 

Verwaltungsverfahren, Verwaltungsverfahrensrecht 
- Anwendbarkeit des VwVfG im Kommunalabgaben-

recht 1054 
- Anwendbarkeit der §§ 20, 32 VwVfG auf Rundfunkan­

stalten 195 
- Bedeutung in Leistungsverwaltung 372 
- Beteiligung von Naturschutzverbänden E 85 (13) 
- Folgen von Verfahrensfehlern . . . . E 1047 (156), L 1050 
- Kollisionsregeln in Landesverwaltungsverfahrens­

gesetzen 382 
- Parallelität von Gerichts-und Verwaltungsverfahren .158 
Verwaltungszustellungsgesetz 
- Zustellung des Leistungsbescheides der Fehlbelegungsab­

gabe E 952 (142) 
Verwaltungszwangverfahren 
- Einwendung gegen die Forderung 4 
- Mahnung als Schutz vor überraschenden Vollstreckungs­

maßnahmen 6 
- bei privatrechtlichen Forderungen 1 
- und Rechtsschutzgarantie 4 
Verzicht 
- auf Dienstgrad E 780 (116) 
Völkerrecht 
- und Friede L 870 
Volk 
- Begriff im Grundgesetz 531 
Vollstreckung 
- Abschiebung als Vollstreckungsmaßnahme 115 
- aus Kostenfestsetzungsbeschluß E 40 (5) 
- Mahnung als Schutz vor überraschenden Vollstreckungs­

maßnahmen 6 
- privatrechtlicher Forderungen im Verwaltungszwangsver­

fahren 1 
- Rechtsschutz bei Einwendungen gegen die Forderung . . 4 
- ohne vorhergehende Belehrung 6 
- zurückzahlbarer Zuwendungen 12 
Vollziehbarkeit, sofortige 
- bei Anforderung von vorläufig veranschlagten 

Kosten E175 
- und Anhörung des Adressaten des Verwaltungsaktes .379 
-Aussetzung E 780 (112) 
- einer Lärmschutzanordnung für Gewerbebetrieb E 778 
- von Ordnungsverfügung an Hundehalter 216 
- Rechtsschutz gegen drohende Vollziehung eines bestands­

kräftigen Verwaltungsaktes E 361 (62) 
Vorlageverfahren 
- und Anspruch auf gesetzlichen Richter 752 
- Nichtvorlagebeschwerde E588 
- im Normenkontrollverfahren E225 
- Vorlagepflicht für nationale Gerichte an Europäischem Ge­

richtshof 750 

w 
Wahl, Wahlrecht 
- von Ausländerbeauftragten E 598 
- Zur Bedeutung symbolischen Handelns in der Wahlkampf­

kommunikation der Bundesrepublik Deutschland . L 363 
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- geschlechtsparitätische Mandatsverteilung 649 
- Hochschulwahlen E 460 (71) 
- Kommunal wähl: s. dort 
- materielle Präklusion von Vorbringen E 600 (89) 
- von Ortsvorstehern E591 
- Regelung der Fraktionsmindeststärke in Wahl­

periode E596 
Wald 
- Begriff des Waldes E 84 
- Beseitigung eines Fichtenbestandes E 400 
- Förderung durch Einfluß des Europäischen Binnenmarktes 

auf Kommunalpolitik 243 
- Kronenschluß E 84 
- Reiten im Wald E 989 
- Umwandlung E 400 
- Weihnachtsbaumkultur E 400 
Wasserrecht 
- Antragsbefugnis eines Naturschutzverbandes . . . E 775 
- Auflage in Anlagengenehmigung E779 
- Ausweitung eines Wasserschutzgebietes E 771 
- behördliche Überwachung E 405 (63) 
- Begriff des Wohls der Allgemeinheit E 769 
- Einleiten von Abwasser E 394 
- Entnahme und Zuleiten von Schmutzwasser . . E 176 (26) 
- und Flurbereinigung 63 
- Gefährdung der öffentlichen Wasserversorgung . . E 769 
- Grundwasserdrainage E 404 
- Planfeststellung E 360 (57), E 775 
- Sondernutzung an Gewässer E 176 (26) 
- Veränderungssperre E 687 (103), E 771 
- Vorabzulassung E 775 
Wehrpflicht 
- ärztliche Untersuchungspflicht E 780 (112, 115) 
- Einberufung E 780 (112) 
- Grundwehrdienst E 781 (120) 
- und Kauf einer eigengenutzten Zweitwohnung . . . E 821 
- Mitwirkungspflicht im Musterungsstreit . . . E 780 (113) 
- Sachaufklärung durch Sachverständigen­

beweis E 780 (115) 
- und Unterhaltssicherung E 821 
- Verzicht auf Dienstgrad E 780 (116) 
- vorübergehende Wehrdienstunfähigkeit . . . E 780 (112) 
- Wehrdienstfähigkeit E 1001 (151) 
- Widerruf der Einberufung E 781 (121) 
- Widerruf des Gelöbnisses E 780 (116) 
- Zurückstellung E 780 (114, 117), E 1001 (150) 
Weinrecht 
- Abräumung von Rebflächen E 825 (126) 
- Ausnahmegenehmigung für Weinbe­

zeichnung E 826 (127) 
- Beitragssatzung der Weinbergaufbaugemein-

schaft E 826 (126) 
- Prüfungsverfahren für Zuerkennung eines Prädikats für 

Qualitätswein E 826 (127) 
Werbeanlage 
- und baurechtliche Gestaltungssatzung E 727 
- Zulässigkeit E 1048 (164) 
Wettbewerb 
- Erhöhung der Taxenkonzessionen E 1046 
- Standesrecht der freien Berufe 838 
Widerruf 
- der Approbation als Arzt E 912 (139) 
- von Dritten angefochtene Verwaltungsakte E 456 
- der Einberufung zum Wehrdienst E781(121) 

- des Gelöbnisses durch Wehrpflichtigen . . . . E 780 (116) 
- des Urlaubs E 124 
- Widerrufsregelung in den Haushaltsgesetzen Niedersach­

sens E 316 
Widerspruch 
- gegen Flurbereinigungsplan E 318 (46) 
- gegen Schließungeines Schlacht- und Viehhofs . . E 358 
Widerspruchsverfahren 
- nach Erledigung des Verwaltungsaktes E 641 
- Erteilung einer Baugenehmigung E 686 (100) 
- Kostenentscheidung E 642 
- Notwendigkeit der Zuziehung eines Bevoll­

mächtigten E 642 
- Rechtsbehelfsbelehrung E 40 (6) 
- Umfang der Wirkung E 360 (59) 
- Zustellung des Bescheids E359 
Widmung 
- Bindung an Zustimmung bei Eigentümerwechsel . E 1044 
- Überlassung einer gemeindlichen öffentlichen Einrichtung 

zu widmungsfremden Zwecken E30 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
- und unzureichende Deutschkenntnisse eines 

Ausländers E356 
Wirtschaft, Wirtschaftsrecht 
- und Demokratie L179 
- Energiewirtschaftsrecht, Kommentar L 1052 
- Förderung durch Einfluß des Europäischen Binnenmarktes 

auf Kommunalpolitik 243 
- Grundrechtsschutz der Wirtschaftstätigkeit . . . . L 953 
- Lehrbuch L 86 
- Staatslexikon Recht - Wirtschaft - Gesellschaft . . L 464 
- Wirtschaftsförderung durch Einfluß des europäischen B i n ­

nenmarktes 243 
Wissenschaft 
- wissenschaftliche Entwicklung und Verwaltungs­

recht 1082, 1083, 1085 
Wohnung, Wohnungsrecht 
- Auskunft-und Nachweispflicht E 553 (78) 
- Bestätigung nach § 18 Abs. 1 WoBindG E 590 
- erhöhter Wohnungsbedarf E 553 (76) 
- Fehlbelegungsabgabe . E 553 (79), E 951 (141), E 952 (142) 
- Zweckentfremdung E 553 (77) 
- Zweitwohnungssteuer E306 
Wohnungseigentum 
- Ersatz der Aufwendungen eines Soldaten beim Kauf einer 

Zweitwohnung E 821 
- Nachbarklage des Sondereigentümers E 360 (53) 

Zentralbank 
- Autonomie einer künftigen Europäischen Zentral­

bank 233 
- Federal Reserve System 239 
- Modelle für eine Europäische Zentralbank 238 
- Notenbanksystem 239 
Zinsen 
- Aussetzungszins für Erschließungsbeitrag E 866 
- wegen Beitragsrückstand eines Flurbereinigungsteilneh­

mers E 406 (68) 
- des RückZahlungsanspruchs aus sozialhilferechtlichem 

Darlehen E 1096 (166) 
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Zivildienst 
- Anerkennung als Beschäftigungsdienststelle E 74 
- Aufgaben im sozialen Bereich E74 
- Belastungsvergleich zu Wehrdienst E 74 
- Beschäftigungsstelle E 781 (118, 119) 
- Beurlaubung eines Beamten ohne Dienstbezüge . . E 944 
- Spätverweigerer E 944 
- Weisungsbefugnis des Bundesamtes E 781 (119) 
- und Widerruf der Wehrdiensteinberufung . . E 781 (121) 
- Zurückstellung E 781 (120) 
Zulassung 
- zu gemeindlichen Einrichtungen E 30 
- von Pflanzenschutzmitteln E 825 (122) 
Zumutbarkeit 
- bei Erhaltung eines Kulturdenkmals E 79, 82 
Zuschüsse 
- Auflage zur dinglichen Sicherheit 11 
- zu Betriebskosten des Kindergartens E 275 (42) 
- für Erhaltung eines Kulturdenkmals E 79, 82 
- für Fraktion für Parlamentsarbeit E719 
- verlorene 8 
Zusicherung 
- Kostenübernahme für Eingliederungshilfe . . E 1097 (168) 
- der Umzugskostenvergütung E 544 
Zuständigkeit, Gerichte 
- des Hessischen Staatsgerichtshofes L 406 
- instanzielle für Entscheidung über Antrag auf Erlaß einer 

einstweiligen Anordnung E 361 (62) 
Zuständigkeit, Gesetzgebung 
- für Baumschutzregelungen E 404 
- des Bundes bei Einschränkung der Freizügigkeit zur 

Prävention strafbarer Handlungen 689 
- des Bundes zur Regelung der Beitragszahlung zur gesetz­

lichen Rentenversicherung für Ausfallzeiten 90 
- und Beschränkung der Gesetzgebungshoheit der Bundes­

länder E 76 
- kongruente Kompetenz für Sach- und Kollisions­

normen 381 
- Theorie und Praxis parlamentarischer Gesetz­

gebung L 42 
- Wasserhaushaltsrecht E 769 

Zuständigkeit, Verwaltung 
- für Anschluß- und Benutzungszwang E 594 
- der Gemeinde zur Optimierung der Ärzteversorgung . E 34 
- zur Gewährung von Praxisgründungsdarlehen für 

Arzt E 34 
- für sozialhilferechtliche Überleitungsanzeige . . . E 550 
- Übertragung von sozialhilferechtlichen E 552 
- für Unterrichtung von Naturschutzverbänden über Plan­

feststellungsverfahren E85(13) 
Zustandshaftung 
- und Dereliktion E172 
- bei Sicherstellung von Sachen zur Eigentums­

sicherung E173 
Zustellung 
- durch Behörde E 359 
- des Widerspruchsbescheids E359 
Zustimmung 
- des Bundesfinanzministers zu überplanmäßigen und außer­

planmäßigen Ausgaben 16 
- des Bundesrates zu Tierhalteverordnungen 340 
- der Hauptfürsorgestelle zur Kündigung eines Arbeitneh­

mers bei noch nicht festgestellter Schwer­
behinderung E819 

- der Personalvertretung zu Vergütungsrichtlinien und zur 
Eingruppierung 95 

Zuwendung 
- Auflagen vorbehält 11 
- dingliche Sicherung nicht zurückzahlbarer Zu­

wendungen 8 
- unter Erfüllung einer aufschiebenden Bedingung . . . 11 
- Finanzzuweisung zu beitragsfähigem Erschließungsauf­

wand E 317, E 600 (90) 
- Rückforderung verlorener Zuschüsse 8 
- Vollstreckung zurückzahlbarer 12 
- Zuwendungsbescheid 9 
Zwangsmittel 
- Errichtung eines militärischen Sicherheitsbereichs . E 83 
Zweckverband 
- Bindung an planungsrechtliche Vorgaben der Mitgliedsge­

meinden E176 (24) 
- Rechtsetzungsbefugnis E 176 (24) 
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V. Gesetzesregister 

In den einzelnen Abschnitten (Rechtsgebieten) sind die Rechtsvorschriften in folgender Reihenfolge aufgeführt: 
vorkonstitutionelles Recht - Bundesrecht - Landesrecht. Die Zahlen hinter dem Doppelpunkt geben jeweils die Seiten an. 

Übersicht 

1. Internationales Recht 
a) Internationale Abkommen und Verträge 

2. Staats- und Verfassungsrecht 
a) Verfassungen 
b) Staatliche Organisation 
c) Staatsangehörigkeit 

3. Verwaltungsrecht 
a) Ausländerrecht 
b) Bau- und Wohnungsrecht 
c) Öffentliches Dienstrecht, Personalvertretungsrecht 
d) Finanz-, Haushalts-, Steuer- und Abgabenrecht 
e) Gesundheits-, Lebensmittel- und Umweltschutzrecht 
f) Gewerbe-, Wirtschafts- und Berufsrecht 
g) Kommunal- und Sparkassenrecht 
h) Kultus- und Medienrecht 
i) Landwirtschafts-, Natur- und Denkmalschutz- sowie 

Jagdrecht 
j) Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

k) Post- und Fernmelderecht 
1) Raumordnungsrecht 
m) Sozial- und Jugendschutzrecht 
n) Straßen-, Verkehrs- und Beförderungsrecht 
o) Vereins- und Versammlungsrecht 
p) Verteidigungs-, Wehr-, Soldaten- und Zivildienstrecht 
q) Verwaltungsverfahrens- und Datenschutzrecht 
r) Wasserrecht 

4. Gerichtsverfahrensrecht, Rechtspflege und 
Juristenausbildung 
a) Verfassungsgerichtsbarkeit 
b) Verwaltungsgerichtsbarkeit 
c) Sozialgerichtsbarkeit 
d) Ordentliche Gerichtsbarkeit 
e) Rechtspflege 

5. Z i v i l - und Arbeitsrecht 
6. Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht 

1. Internationales Recht 

a) Internationale Abkommen und Verträge 

Japanische Verfassung i.d.F. vom 3.11.1946: Art. 1: 150; Art. 2: 
151; Art. 3:152; Art. 4: 152; Art. 5: 154; Art. 6: 151; Art. 7:151; 
Art. 8: 155; Art. 14: 151; Art. 15: 151; Art. 20: 154; Art. 22:151; 
Art. 24: 151; Art. 44: 151; Art. 45: 153; Art. 54: 153; Art. 59: 
153; Art. 61: 153; Art. 66: 152; Art. 67: 153; Art. 68: 153; Art. 
69: 153; Art. 71: 153; Art. 73: 154; Art. 88: 155; Art. 96: 153 

Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfrei­
heiten i.d.F. vom 4.11. 1950 (BGBl. II 1952 S. 685, 953; II 1954 
S.14): Art. 5: 115, 692; Art. 10: 838 

Verfassung der Volksrepublik Polen i.d.F. vom 22.7.1952: Art. 
8: 376; Art. 46: 376; Art. 134: 376; Art. 144: 376 

Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft i.d.F. vom 25.3.1957 (BGBl. II S. 753, 766): Art. 2: 521; 
Art. 3: 521; Art. 3 j: 241; Art. 5: 339, 521; Art. 6: 521; Art. 8a: 
542; Art. 9: 25; Art. 12: 25; Art. 60: 846; Art. 67: 237; Art. 92 25; 
Art. 99: 25; Art. 100: 25; Art. 100a: 24; Art. 102a: 237; Art. 104: 
234; Art. 105: 236; Art. 107: 234; Art. 129: 241; Art. 130: 241; 
Art. 130f: 24; Art. 130r: 24; Art. 130s: 24; Art. 138: 520, 526; 

Art. 142: 542; Art. 144: 542; Art. 148: 541; Art. 155: 540;Art. 
173: 848; Art. 177: 750, 848; Art. 189: 339, 526, 537, 748, 751; 
Art. 199: 538; Art. 203: 538; Art. 203a: 542; Art. 204: 540; Art. 
205: 539, 540; Art. 205a: 540; Art. 206a: 540; Art. 206b: 541; 
Art. 207: 538; Art. 235: 24, 524, 849 

Zusatzabkommen zu dem Abkommen zwischen den Parteien 
des Nordatlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer 
Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland 
ausländischen Truppen i.d.F. vom 3.8.1959 (BGBl. II 1961, S. 
1183, 1218): Art. 49: 826 

Gesetz zur Einheitlichen Europäischen Akte i.d.F. vom 
28.2.1986 (BGBl. II S. 1102): Art. 2: 510 

2. Staats- und Verfassungsrecht 

a) Verfassungen 

Die Verfassung des Deutschen Reiches i.d.F. vom 11.8.1919 
(RGBl. I S. 1383): Art. 17: 534; Art. 61: 183; Art. 63: 183; Art. 
69: 183; Art. 74: 184; Art. 109: 651; Art. 136: 169; Art. 137: 79, 
169, 275, 409; Art. 138: 79; Art. 139: 621 
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Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland i.d.F. vom 
23.05.1949 (BGBl . S. 1): Art. 1: 119,141, 366,408,493, 531, 569, 
622, 699, 768, 796, 992; Art. 2: 35, 53, 70, 89, 114,128,131, 205, 
214, 273, 313, 369, 397, 408, 493, 569, 622, 675, 689, 699, 786, 
850, 911, 977, 989, 991, 1057; Art. 3: 4, 8, 30, 82, 89, 111, 128, 
131, 157, 169, 310, 317, 349, 367, 393, 408, 460, 466, 495, 587, 
600, 649, 657, 701, 750, 909, 1021, 1087; Art. 4: 106, 169, 408, 
604; Art. 5: 106,119,128, 201, 218, 460, 466, 545, 655, 786, 839; 
Art. 6:165, 313,495, 674, 773,1087; Art. 7:313; Art. 8:128,218, 
268, 569, 1038; Art. 9: 127, 495; Art. 10: 119; Art. 11: 106, 689; 
Art. 12: 110, 372, 495, 505, 583, 612, 746, 839, 1045, 1046; Art. 
12a: 75; Art. 13: 116; Art. 14: 62, 79, 82, 89, 128, 131, 204, 218, 
229, 369, 397, 401, 404, 445, 452, 495, 587, 603, 614, 675, 727, 
771, 774, 825, 860, 1040, 1057, 1086; Art. 15: 495; Art. 16: 106, 
419, 554, 993, 995; Art. 17: 78, 655; Art. 19: 2, 79,117,119,157, 
164, 169, 216, 366, 449, 567, 911; Art. 20: 2, 35, 46, 94,119,138, 
190, 193, 370, 492, 531, 626, 683, 704, 719, 751, 796, 836, 842, 
977; Art. 21: 30, 47, 128, 191, 218, 531, 654, 830; Art. 23: 959; 
Art. 24: 508, 536, 751, 846, 891, 958; Art. 25: 532, 891; Art. 28: 
34, 65, 73, 144, 163, 206, 310, 317, 349, 365, 430, 492, 531, 600, 
620, 645, 650, 655, 888; Art. 30: 116, 143, 373, 846, 877, 884, 
898; Art. 31: 119, 379, 406, 989; Art. 32: 48, 143, 502, 661; Art. 
33: 76, 125,132, 165, 166, 169, 200, 373, 496, 545, 586, 680, 889, 
909, 1074, 1086; Art. 34: 36, 67, 370, 386; Art. 35: 76, 926; Art. 
38: 55, 466, 513, 531, 650, 719, 830; Art. 40: 719, 830; Art. 42: 
50; Art. 43:47; Art. 44: 45, 48, 76, 78,119, 667; Art. 45e: 78; Art. 
50: 186; Art. 51: 182, 514; Art. 52: 50,186, 513; Art. 53: 50; Art. 
53 a: 834; Art. 56: 532; Art. 59: 48; Art. 62: 51; Art. 63:186; Art. 
64: 532; Art. 65: 47, 190; Art. 70: 144, 379, 854, 898; Art. 71: 
1065; Art. 72: 610, 1069; Art. 73: 143, 554, 660, 689; Art. 74: 90, 
119, 229, 610, 660, 769, 854,1016,1038,1041; Art. 75: 822; Art. 
76: 184; Art. 77: 186, 502; Art. 78: 186; Art. 79: 138, 190, 500, 
536, 842; Art. 80: 138, 341, 367, 502, 554; Art. 81: 191; Art. 83: 
116, 144, 373, 660, 822, 879, 884; Art. 84:116,186, 373,502, 822, 
877, 885; Art. 85: 373, 877, 884; Art. 86: 660, 1074; Art. 87: 501, 
554, 640, 1041; Art. 87a: 683, 891, 897, 917, 926; Art. 87b: 660, 
683; Art. 91: 1029; Art. 91a: 373; Art. 91b: 373; Art. 92: 47, 658; 
Art. 93: 751, 890; Art. 94: 47; Art. 99: 669; Art. 100: 670, 753, 
989; Art. 101: 657, 750, 848; Art. 103: 657, 699; Art. 104: 114, 
169, 689; Art. 104a: 310, 330, 373, 504, 542, 640, 660; Art. 105: 
620, 658, 854, 1065; Art. 106: 310, 620, 661, 854,1065; Art. 107: 
1065; Art. 108:1065; Art. 109: 366, 496, 633,1023; Art. 110:16, 
537, 707, 1026; Art. 111: 540; Art. 112: 16, 538, 633, 707, 1027; 
Art. 114: 302, 349, 540, 1006; Art. 115: 633, 1022; Art. 115c: 
694; Art. 115f: 930; Art. 116: 531; Art. 121: 186; Art. 129: 822; 
Art. 140: 79, 169, 275, 409, 622; Art. 146: 532 

Baden-Württemberg 

Verfassung i.d.F. vom 11.11.1953 (GBl. S. 173): Art. 86: 79 

Bayern 

Verfassung i.d.F. vom 2.12.1946 (GVB1. S. 333): Art. 2: 308; 
Art. 4: 308; Art. 11: 306; Art. 13: 308; Art. 83: 306; Art. 102: 
169; Art. 110: 635; Art. I l l a: 635; Art. 112: 635 

Berlin 

Verfassung von Berlin i.d.F. vom 1.9.1950 (V0B1.1S. 433): Art. 
75:1028 

Hamburg 

Verfassung i.d.F. vom 6.6.1952 (GVB1. S. 117): Art. 23a: 666 

Hessen 

Verfassung i.d.F. vom 11.12.1948 (GVB1. S. 229): Art. 25: 119; 
Art. 130: 406; Art. 137: 34; Art. 141: 1028 

Niedersachsen 

Vorläufige Niedersächsische Verfassung i.d.F. vom 13.4.1951 
(GVB1. S. 103): Art. 1: 76; Art. 11: 76 

Nordrhein-Westfalen 

Verfassung i.d.F. vom 28.6.1950 (GV.NW. S. 127): Art. 4: 310; 
Art. 25: 626; Art. 78: 310; Art. 79: 310; Art. 81: 708; Art. 83: 
310; Art. 85: 708 

Rheinland-Pfalz 

Verfassung i.d.F. vom 18.5.1947 (VOB1. S. 209): Art. 49: 317 

Saarland 

Verfassung des Saarlandes (SVerf) i.d.F. vom 15.12.1947 (ABl. 
S. 1077): Art. 108:1028 

Schleswig-Holstein 

Landessatzung von Schleswig-Holstein i.d.F. vom 7.2.1984 
(GVOB1. S. 54): Art. 2: 663; Art. 10: 665; Art. 15: 667; Art. 21: 
663; Art. 30: 663; Art. 35: 665; Art. 43: 665 

b) Staatliche Organisation und Verfassungsschutz 

Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages i.d.F. vom 
2.7.1980 (BGBl. I S. 1237): § 6: 719, 830; § 10: 719, 836; § 12: 
719, 830; § 16: 831; § 35: 719, 834; § 36: 834; § 54: 719; § 56: 
719; § 57: 719, 830; § 69: 829; § 71: 719, 836; § 75: 719, 835; 
§ 85:835 

Gesetz über die politischen Parteien (Parteiengesetz) i.d.F. 
vom 15.2.1984 (BGBl. I S. 242): § 10: 592 

Geschäftsordnung des Bundesrates i.d.F. vom 10.6.1988 
(BGBl. I S. 857): § 5: 515; § 45a: 511; § 45b: 514; § 45c: 515; 
§ 45d: 515; § 45e: 516; § 45f: 518; § 45g: 516; § 45h: 514; § 45i: 
517; § 45j: 518 

Bayern 

Geschäftsordnung für den Bayerischen Landtag i.d.F. vom 
1.8.1985 (GVB1. S. 705): § 23: 308; § 29: 308; § 30: 308 
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c) Staatsangehörigkeit 

Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz i.d.F. vom 22.7.1913 
(RGBl. S. 583): § 8: 319; § 9: 319 

3. Verwaltungsrecht 

a) Ausländerrecht 

Ausländergesetz i.d.F. vom 28.4.1965 (BGBl. IS . 353): § 2:105, 
643, 674, 773, 996; § 5: 643; § 7: 115; § 10: 117, 643, 824, 940; 
§ 11: 940; § 12: 114; § 13: 114, 824; § 14: 643; § 16: 114; § 17: 
643; § 18: 114; § 20: 118; § 21: 116, 997; § 22: 655; § 24: 116; 
§ 47 997; § 47a: 997; § 50: 114 

Verordnung zur Durchführung des Ausländerg es etzes i.d.F. 
vom 29.6.1976 (BGBl. I S. 1717): § 5: 643 

Gesetz über das Asylverfahren (Asylverfahrensgesetz -
AsylVfG) i.d.F. vom 16.7.1982 (BGBl. I S. 946): § la: 425; § 2: 
993; § 10: 115; § 11: 116; § 14: 159; § 19: 905, 997; § 21: 116; 
§ 22: 997; § 23: 999; § 28: 116, 905, 997, 1043; § 29: 905; § 30: 
905 

b) Bau- und Wohnungsrecht 

Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht 
(Wohnungseigentumsgesetz) i.d.F. vom 15.3.1951 (BGBl. I S. 
175): § 30: 11 

Bundesbaugesetz (BBauGB) i.d.F. vom 23.6.1960 (BGBl. I S. 
341): § 9: 728; § 12: 361 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Bau­
nutzung sverOrdnung - BauNVO) i.d.F. vom 26.6.1962 (BGBl. 
I S . 429): §3 : 728 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Bau­
nutzung sver Ordnung — BauNVO) i.d.F. vom 26.11.1968 
(BGBl. I S. 1237): § 6: 1094; § 11: 1094 

Bundesbaugesetz (BBauG) i.d.F. vom 18.8.1976 (BGBl. I S. 
2257, 3617): § 1: 452; § 9: 646; § 12: 452; § 18: 452; § 29: 646; 
§ 39h: 87; § 85: 455; § 87: 455; § 127: 857; § 129: 857; § 131: 
855, 857; § 133: 857 

Gesetz über städtebauliche Sanierungs- und Entwicklungs­
maßnahmen in den Gemeinden (Städtebauförderungsgesetz — 
StBauFG) i.d.F. vom 18.8.1976 (BGBl. I S. 2318, 3617): § 3: 69 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Bau­
nutzungsverordnung - BauNVO) i.d.F. vom 15.9.1977 (BGBl. 
I S. 1763): § 1: 580, 613, 637, 646, 729, 772, 783, 784; § 3: 999; 
§ 4: 616; § 4 a: 227, 612, 861; § 7: 227, 612, 725, 729; § 8: 227, 
617; § 9: 617, 778, 783; § 11: 290, 295, 772, 861,1093; § 15: 295, 
353, 612, 672, 724, 772, 999; § 16:1093; Art. 18:1047; § 19: 732, 
855; § 20: 855; § 23: 855 

Gesetz zur Sicherung der Zweckbestimmung von Sozialwoh­
nungen (Wohnungsbindungsgesetz — WoBindG) i.d.F. vom 
30.7.1980 (BGBl. I S. 1120): § 16: 553 

Zweites Wohnungsbaugesetz (Wohnungsbau- und Familien-
heimgesetz - IL WoBauG) i.d.F. vom 30.7.1980 (BGBl. I S. 
1085): § 1: 821; § 12: 821; § 100: 821 

Gesetz über den Abbau der Fehlsubventionierung im Woh­
nungswesen (AFWoG) i.d.F. vom 22.12.1981 (BGBl. IS . 1523): 
§ 11:951 

Gesetz zur Sicherstellung der Zweckbestimmung von Sozial­
wohnungen (Wohnungsbindungsgesetz - WoBindG) i.d.F. vom 
22.7.1982 (BGBl. I S. 972): § 4: 590; § 7: 553, 728; § 8: 723; § 12: 
553; § 14: 590; § 15: 590; § 16: 553, 590; § 18: 590; § 39: 723; 
§ 89:728; 

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. vom 8.12.1986 (BGBl. I S. 
2253): § 1: 39, 67, 206, 223, 225, 229, 297, 433, 442, 548, 576, 
637, 687, 724, 725, 822, 858, 1047; § 2: 225, 1047; § 3: 63, 225; 
§ 5: 637; § 6: 637; § 7: 264; § 8: 218; § 9: 206, 218,223, 579, 637, 
646, 675, 686, 732, 772 § 10: 225, 687; § 11: 637, 732; § 14: 225, 
614, 637, 725, 906,1047; § 15: 225, 614; Art. 17:1047; § 19: 228, 
746; § 20: 228; § 21: 228; § 22: 225; § 24: 218, 225; § 29: 206, 
228, 614, 637, 725; § 30: 228, 575, 612, 637, 772, 784, 861, 903; 
§ 31: 63, 295, 729, 732, 861 § 33:176, 225; § 34: 8, 230; 618, 672, 
772, 783, 860; § 35: 60, 228, 434, 575, 618, 672, 675, 723, 732, 
783, 822, 903, 1048, 1095; § 36: 141, 576, 637, 686, 1048; § 37: 
660, 826; § 38: 264, 575, 637, 746, 903; § 39: 548; § 45: 61; § 46: 
63; § 87: 971; § 89: 970; § 102: 970 § 123: 861; § 124: 1061; 
§ 125:223;§ 127:175,220; § 129:176, 220,317, 600; § 131: 220; 
§ 132: 176, 220, 317; § 133: 220, 972, 1061; § 136: 69; § 142: 72; 
§ 144c: 61; § 172: 87; § 175: 447; § 176: 223; § 177: 448; § 179: 
73, 447; § 185: 73; § 198: 71; § 201 1095; § 214: 68, 225, 724, 
1047, 1092; § 215: 1092 

Bayern 

Bayerische Bauordnung (BayBauO) i.d.F. vom 2.7.1982 
(GVB1. S. 419): Art. 66: 1047 

Berlin 

Bauordnung für Berlin (BauOBln) i.d.F. vom 28.2.1985 (GVB1. 
S. 522): § 2: 1047; § 55: 732; § 56: 732; § 62: 732; § 69: 732; 
§ 77: 860; § 80: 732; § 81: 732; § 96: 732 

Bremen 

Bremische Landesbauordnung (BremLBO) i.d.F. vom 
23.3.1983 (GBl. S. 89): § 7: 732 

Hamburgische Bauordnung (HBauO) i.d.F. vom 1.7.1986 
(GVB1.S. 183): § 13: 1048 

Nordrhein-Westfalen 

Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landes­
bauordnung (BauO NW) i.d.F. vom 26.6.1984 (GV.NW.S. 419): 
§ 47: 687 
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Rheinland-Pfalz 

Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) i.d.F. vom 
27.2.1974 (GVB1. S. 53): § 5: 727; § 17: 725; § 79: 727; § 123: 
727 

Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) i.d.F. vom 
28.11.1986 (GVB1. S. 307): § 8: 725; § 86: 727 

Saarland 

Bauordnung für das Saarland (Landesbauordnung - LBO) 
i.d.F. vom 27.12.1974 (ABl . 1975, S. 85): § 67: 730; § 76: 730; 
§ 77: 730; § 91: 730; § 92: 687; § 96: 730 

c) Öffentliches Dienstrecht, Personalvertretungsrecht 

Bundesdisziplinarordnung (BDO) i.d.F. vom 20.7.1967 (BGBl. 
I S. 751, 984): § 17: 121; § 18: 1001; § 25: 121; § 31: 683; § 33: 
683; § 35: 683; § 38: 683; § 40: 683; § 56: 683; § 62: 121; § 64: 
683; § 67: 121; § 76: 683; § 77: 131, 1001; § 79: 121; § 91: 683; 
§ 92: 683; § 95: 683; § 96: 121; § 121: 121; § 122: 121 

Gesetz über die Umzugskostenvergütung und das Trennungs­
geld für die Bundesbeamten, Richter im Bundesdienst und 
Soldaten (Bundesumzugskostengesetz - BUKG) i.d.F. vom 
13.11.1973 (BGBl . I S. 1628): § 2: 544 

Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) i.d.F. vom 
15.3.1974 (BGBl. I S. 693): § 7: 682; § 28: 125; § 67: 125; § 69: 
96, 682; § 72: 679, 683; § 75: 95, 125; § 76: 125, 682; § 77: 96; 
§ 78: 125, 679, 683; § 79: 683; § 82: 683; § 92: 683 

Verordnung über die Laufbahnen der Bundesbeamten (Bun­
deslaufbahnverordnung - BLV) i.d.F. vom 15.11.1978 (BGBl. I 
S. 1763): § 12: 680 

Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich v. 
21.2.1983 (BGBIIS. 105): § 4: 1086 

Bundesbeamtengesetz (BBG) i.d.F. vom 27.2.1985 (BGBl. I S. 
479): § 2:1088; § 6: 680; § 8: 125, 167; § 26: 682; § 31: 386, 679; 
§ 32: 907; § 54: 122, 167, 1088; § 55: 122, 167,1088; § 69a: 459; 
§ 70: 167; § 72a: 124; § 77: 122, 167, 1088; § 78: 202, 229, 386, 
942; § 79: 123, 389; § 79a: 124; § 87a: N386; § 89: 386 

Rahmengesetz zur Vereinheitlichung des Beamtenrechts (Be­
amtenrechtsrahmengesetz — BRRG) i.d.F. vom 27.2.1985 
(BGBl. IS. 462): § 2:200;§ 5:680;§ 8:680;§ 9:680;§ 127:460 

Verordnung über das Trennungsgeld bei Versetzungen und 
Abordnungen im Inland (Trennungsgeldverordnung — TGV) 
i.d.F. vom 20.5.1986 (BGBl. I S. 745): § 1: 544; § 2: 544; 

Bundesbesoldungsgesetz i.d.F. vom 1.10.1986 (BGBl. IS. 1553, 
1666): §40 : 1002; § 66: 907 

Gesetz über die Versorgung der Beamten und Richter in Bund 
und Ländern (Beamtenversorgungsgesetz - BeamtVG) i.d.F. 
vom 12.2.1987 (BGBl. IS . 570, 1339): § 31: 678; § 57: 1086 

Hamburg 

Hamburgisches Personalvertretungsgesetz (HmbPersVG) 
i.d.F. vom 16.1.1979 (GVB1. S. 17): § 87: 125 

Hessen 

Hessisches Beamtengesetz (HBG) i.d.F. vom 14.12.1976 
(GVB1.1 1977 S. 42): § 8: 132 

Niedersachsen 

Nieder sächsisches Beamtengesetz (NBG) i.d.F. vom 
11.12.1985 (GVB1. S. 493): § 7: 680; § 8:164,167; § 9: 545; § 14: 
680; § 18: 164, 680; § 19: 164, 680; § 37: 944 

Besondere Nieder sächsische Laufbahnverordnung (Bes. 
NLVO) i.d.F. vom 24.11.1986 (GVOB1. S. 347): § 5: 680; § 10: 
680 

Nordrhein-Westfalen 

Beamtengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbe­
amtengesetz - LBG) i.d.F. vom 1.5.1981 (GV.NW. S. 234): § 7: 
166; § 8: 166; § 85a: 124 

Rheinland-Pfalz 

Dienstordnungsgesetz Rheinland-Pfalz (DOG) i.d.F. vom 
20.6.1974 (GVB1. 233): § 70: 1001; § 99: 1001 

d) Finanz-, Haushalts-, Steuer- und Abgabenrecht 

Bundeshaushaltsordnung (BHO) i.d.F. vom 19.8.1969 (BGBl. I 
S. 1284): § 3: 537; § 7: 710; § 13: 633; § 18: 1024; § 25: 1006; 
§ 27: 302; § 32: 538; § 33: 538; § 37: 17, 709; § 73: 1006; § 81: 
1006; § 82:1006; § 86:1006; § 88: 302, 348; § 97: 302; § 116:18, 
711 

Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes 
und der Länder (Haushaltsgrundsätzegesetz - HGrG) i.d.F. 
vom 19.8.1969 (BGBl. I S. 1273): § 42: 302 

Gesetz über den Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz — 
LAG -) i.d.F. vom 1.10.1969 (BGBl. I S. 1909): § 11: 866; § 12: 
866; 

Abgabenordnung (AO) i.d.F. vom 4.11.1976 (BGBl. I S. 613/1 
1977 S. 269): § 3: 1056, 1065; § 38: 1056; § 42: 140; § 51: 199; 
§ 52: 75, 199; § 55: 199; § 78: 1056; § 85: 1056; § 124: 863; 
§ 128: 866; § 130: 863, 865; § 155: 863, 1057; § 218: 863, 1057; 
§ 220: 866; § 227: 621; § 228: 866; § 229: 866; § 238: 866; § 239: 
866; §240; 866; § 254: 863; § 371: 141 

Gewerbesteuergesetz 1984 (GewStG 1984) i.d.F. vom 
14.5.1984 (BGBl. I S. 657): § 16: 620 

Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefinanzen (Gemeindefi­
nanzreformgesetz) i.d.F. vom 28.1.1985 (BGBl. I S. 201): § 12: 
660 
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Einkommensteuergesetz 1986 (EStG 1986) i.d.F. vom 
15.4.1986 (BGBl. I S. 441): § 1: 79; § 18: 840; § 21: 1072 

Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Ge­
wässer (Abwasserabgabengesetz — AbwAG) i.d.F. vom 
5.3.1987 (BGBl. I S. 881): § 3: 394; § 4: 394, 405; § 6: 394, 405; 
§ 7: 394; § 10: 176, 394 

Bayern 

Kommunalabgabengesetz für das Land Bayern (BayKAG) 
i.d.F. vom 4.2.1977 (GVB1. S. 82): Art. 2: 306; Art. 13: 176 

Niedersachsen 

Niedersächsische Landeshaushaltsordnung (LHO) i.d.F. vom 
7.4.1972 (GVB1. S. 181): § 49: 165 
Niedersächsisches Kommunalabgabengesetz (NKAG) i.d.F. 
vom 5.3.1986 (GVB1. S. 79): § 1: 863; § 11: 863, 865, 866 

Nordrhein-Westfalen 

Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) i.d.F. vom 21.10.1969 (GV.NW. S. 712): § 4: 176, 1062; 
§ 6: 176; § 8: 175, 1062; § 12: 1055 

Landeshaushaltsordnung (LHO) i.d.F. vom 14.12.1971 
(GV.NW. S. 397): § 7: 8, 710; § 23: 15; § 37: 709; § 44: 9 

Gesetz zur Regelung der Zuweisungen des Landes Nordrhein-
Westfalen an die Gemeinden und Gemeindeverbände im Haus­
haltsjahr 1985 (Gemeindefinanzierungsgesetz — GFG 1985) 
i.d.F. vom 12.2.1985 (GV.NW. S. 143): § 2: 310; § 8: 310; § 9: 
310;§ 10: 310 

Rheinland-Pfalz 

Landeshaushaltsordnung für Rheinland-Pfalz (LHO) i.d.F. 
vom 20.12.1971 (GVB1. 1972 S. 2): § 59: 36 

Landesgesetz über den Finanzausgleich in Rheinland-Pfalz 
(Finanzausgleichsgesetz - F AG -) i.d.F. vom 28.10.1977 
(GVB1. S. 353): § 5: 317; § 6: 317; § 17: 317 

e) Gesundheits-, Lebensmittel- und Umweltschutzrecht 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz -
BImSchG) i.d.F. vom 15.3.1974 (BGBl. I S. 721): § 2: 580; § 3: 
223, 397, 400, 579, 628, 646, 675, 772; § 4: 646, 744; § 5: 223, 
397, 401, 628, 772, 826; § 6: 632, 772; § 7: 772; § 13: 747; § 17: 
632; § 22: 397, 400, 675, 778; § 24: 397, 400, 778; § 25: 675, 778; 
§ 41: 223, 397; § 42: 223, 603; § 43: 223, 632; § 50:296, 548, 675; 
§ 52: 633; § 60: 826 

Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln, Tabakerzeug­
nissen, kosmetischen Mitteln und Bedarfsgegenständen (Le­
bensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz) i.d.F. vom 
15.8.1974 (BGBl. I S. 1945, 1946/1 1975 S. 2652): § 7: 912; § 22: 
854; §47: 912 

Verordnung über den Schutz vor Schäden durch ionisierende 
Strahlen (Strahlenschutzverordnung — StrlSchV) i.d.F. vom 
13.10.1976 (BGBl. I S. 2905): § 28: 579 

Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Ab­
fallgesetz - AbfG) i.d.F. vom 5.1.1977 (BGBl. IS . 41, 288): § 1: 
1032; § 2: 401, 903, 937,1089; § 3: 401, 405, 901, 1089; § 4: 405, 
901, 1031; § 5: 903, 1032; § 6: 1089; § 7:N403, 405, 1036; § 8: 
401, 403, 903,1036; § 9: 903, 1035; § 10: 901; § 12: 405 

Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung übertragbarer Krank­
heiten beim Menschen (Bundes-Seuchengesetz) i.d.F. vom 
18.12.1979 (BGBl. IS . 2262,1980 IS. 151): § 11: 769; § 80: 769 

Gesetz über Wein, Likörwein, Schaumwein, weinhaltige Ge­
tränke und Branntwein aus Wein (Weingesetz) i.d.F. vom 
27.8.1982 (BGBl. I S. 1196): § 12: 826; § 14: 826; § 54: 826 

Gesetz über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen (Ab­
fallgesetz - AbfG) i.d.F. vom 27.4.1986 (BGBl. IS. 1410, B G B l . 
I 1986, S. 1501): § 1: 588; § 2: 588, 748; § 3: 349; § 5: 588; § 6: 
588, 742; § 7: 744; § 7a: 747; § 8: 588, 744, 1089 

Fleischhygienegesetz (FIHG) i.d.F. vom 24.2.1987 (BGBl. I S. 
649): § 13: 912; § 14: 912; §29: 912 

Bayern 

Gesetz über die geordnete Beseitigung von Abfällen (Bayeri­
sches Abfallgesetz) i.d.F. vom 25.6.1973 (GVB1. S. 324): Art. 19: 
405 

Niedersachsen 

Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Abfallbeseiti­
gungsgesetz (Nds. AG AbfG) i.d.F. vom 9.4.1973 (GVB1. S. 109): 
§ 1:349 

Nordrhein-Westfalen 

Abfallgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesabfall-
gesetz - LAbfG) i.d.F. vom 18.12.1973 (GV.NW. S. 562): § 16: 
742; § 17: 742; § 18: 743; § 21: 747 

Rheinland-Pfalz 

Landesverordnung zur Bekämpfung des Lärms (Lärmschutz­
verordnung) i.d.F. vom 25.10.1973 (GVB1. S. 312): § 2: 778 

f) Gewerbe-, Wirtschafts- und Berufsrecht 

Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) i.d.F. vom 
7.6.1909 (RGBl. S. 499): § 1: 838, 908 

Gesetz zur Förderung der Energiewirtschaft (Energiewirt­
schaftsgesetz) i.d.F. vom 13.12.1935 (RGBl. IS. 1451): § 4: 822; 
§ 6: 1052; § 10: 1052; § 11: 822 

Gesetz über den Ladenschluß vom 28.11.1956 (BGBl. IS. 875): 
§ 1: 128, 354; § 3: 354; § 4: 912; § 10: 354; § 20: 128, 354 
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Gesetz über die Deutsche Bundesbank vom 26.7.1957 (BGBl. I 
S. 745): § 12: 233, 242 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Krankenschwestern, 
Krankenpfleger und Kinderkrankenschwestern - AusbV 
Krankenpfleger vom 2.8.1966 (BGBl. IS. 462): § 1: 817; § 10: 
817; § 11: 817 

Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Krankenpflegehelfe­
rinnen und Krankenpflegehelfer — AusbV Krankenpflege­
helfer vom 2.8.1966 (BGBl. IS. 466): § 1: 817; § 9: 817 

Gaststättengesetz vom 5.5.1970 (BGBl. I S. 465, 1298): § 1: 
354; § 4: 353; § 5: 353; § 7: 353, 354; § 18: 353 

Spielverordnung i.d.F. vom 28.11.1979 (BGBl. I S. 1981): § 3: 
615 

Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und 
den Schutz gegen ihre Gefahren (Atomgesetz) i.d.F. vom 
15.7.1985 (BGBl . IS . 1565): § 1: 576, 577; § 6: 576; § 7: 555, 575, 
789; § 9b: 575 

Gewerbeordnung i.d.F. vom 1.1.1987 (BGBl . I S. 425): § 15a: 
128; § 16: 743; § 33: 620; § 33c: 912; § 33i: 619; § 34b: 912 

Bundesärzteordnung (BÄO) i.d.F. vom 16.4.1987 (BGBl. I 
1218): § 3: 912; § 5: 912; § 8: 912 

g) Kommunal- und Sparkassenrecht 

Baden-Württemberg 

Gemeindeordnung für Baden-Würt temberg (Gemeindeord­
nung - GemO) i.d.F. vom 3.10.1983 (GBl. S. 578, 720): § 7:146; 
§ 10: 30, 148, 601; § 14: 31; § 21: 601; § 23: 31; § 24: 31; § 25: 
31; § 33a: 596; § 34: 31; § 36: 596; § 37: 31; § 38: 31; § 41: 598 

Hessen 

Hessische Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. vom 1.4.1981 
(GVB1.1 S. 66): § 2: 34; § 19: 34, 148, 358; § 21: 598; § 53: 598; 
§ 59: 598; § 60: 598; § 62: 598; § 82: 598; § 104: 34; § 138: 34 

Niedersachsen 

Nie der sächsische Gemeindeordnung (NGO) i.d.F. vom 
22.6.1982 (GVB1. S. 229): § 2: 148; § 16: 146; § 129: 662 

Niedersächsisches Gemeinde- und Kreiswahlgesetz (Nieder-
sächsisches Kommunalwahlgesetz — NKWG —) i.d.F. vom 
28.10.1988 (GVB1. S. 189): § 46: 600 

Nordrhein-Westfalen 

Gesetz über die Kommunalwahlen im Lande Nordrhein-West­
falen (Kommunalwahlgesetz) i.d.F. vom 8.1.1979 (GV.NW. S. 
2): § 25: 591; §31: 591; § 34: 591 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen i.d.F. 
vom 13.8.1984 (GV.NW. S. 475): § 9: 27; § 13b: 27; § 13d: 591; 
§ 18: 148, 594; § 19: 594; § 23: 27; § 28: 594; § 30: 27, 592; § 31: 
28, 592; § 33: 592, 595; § 34: 598; § 36: 595; § 42: 592, 598; § 43: 
29; § 47: N28, 594; § 48: 592; § 55: 594; § 63: 1060; § 107: 163; 
§ 108:591 

Rheinland-Pfalz 

Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) i.d.F. vom 
14.12.1973 (GVB1. S. 419): § 36: 35; § 37: 35; § 38: 35; § 41: 35; 
§ 64:35; § 67: 404; §94: 317 

Landesgesetz über die Wahlen zu den kommunalen Vertre­
tungsorganen (Kommunalwahlgesetz - KWG -) i.d.F. vom 
7.9.,1982 (FVB1. S. 369): § 51: 404 

Schleswig-Holstein 

Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (Gemeindeord­
nung - GO -) i.d.F. vom 11.11.1977 (GVOB1. S. 410): § 5: 148; 
§ 13: 146;§ 17: 148 

h) Kultus- und Medienrecht 

Staatsvertrag über die Errichtung der Anstalt des öffentlichen 
Rechts "Zweites Deutsches Fernsehen" vom 24.7.1961 (GVBl. 
RH-PF S. 179): § 10: 635; § 16: 635; § 17: 635; § 20: 635; § 21: 
635 

Hochschulrahmengesetz (HRG) i.d.F. vom 9.4.1987 (BGBl. IS. 
1170): § 3: 460; § 43: 460; § 44: 460 

Baden-Württemberg 

Schulgesetz für Baden-Württemberg (SchG) i.d.F. vom 
1.8.1983 (GBl. S. 397): §1 :30 

Gesetz über die Universitäten im Lande Baden-Württemberg 
(Universitätsgesetz - UG) i.d.F. vom 30.10.1987 (GBl. S. 545): 
§91 :457 

Bayern 

Gesetz über die Erprobung und Entwicklung neuer Rundfunk­
angebote und anderer Mediendienste in Bayern (Medienerpro-
bungs- und -entwicklungsgesetz - MEG) i.d.F. vom 22.11.1984 
(GVBl. S. 445): Art. 12: 635; Art. 22: 635 

Bremen 

Bremisches Schulgesetz (BremSchulG) i.d.F. vom 31.5.1988 
(GBl S. 140): § 9: 949; § 12a: 949; § 24: 949 

Niedersachsen 

Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) i.d.F. vom 
23.10.1981 (GVBl. S. 263): § 68: 545 
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Nordrhein-Westfalen 

Gesetz über die Sonn- und Feiertage vom 22.2.1977 (GV.NW. S. 
98): § 3: 627; § 5: 627; § 6: 627; § 10: 627 

Gesetz über die wissenschaftlichen Hochschulen des Landes 
Nordrhein-Westfalen (WissHG) i.d.F. vom 20.11.1979 
(GV.NW. S. 926): § 11: 460; § 48: 460; § 95: 460; § 120: 460 

Rundfunkgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (LRG NW) 
i.d.F. vom 11.1.1988 (GV.NW. S. 6): § 36: 195; § 40: 195; § 52: 
200; § 53: 192; § 54: 197; § 55: 196; § 56: 200; § 57: 195; § 60: 
195 

Saarland 

Rundfunkgesetz für das Saarland (Landesrundfunkgesetz) 
i.d.F. vom 11.8.1987 (ABl. S. 1005): § 14: 197 

i) Landwirtschafts-, Natur- und Denkmalschutz- sowie Jagd­
recht 

Gesetz zur Erhaltung des Waldes und zur Förderung der Forst­
wirtschaft (Bundeswaldgesetz) i.d.F. vom 2.5.1975 (BGBl. I S. 
1037): § 2: 83, 400; § 5: 989; § 14: 989 

Flurbereinigungsgesetz i.d.F. vom 16.3.1976 (BGBl. I S. 546): 
§ 4: 62; § 19:406; § 32: 63; § 37: 61, 318; § 38: 65; § 40: 61; § 41: 
61, 406; § 44: 62, 318; § 46: 65; § 47: 61; § 57: 319; § 59: 63; 
§86: 319; § 87: 62, 405; §141: 64 

Bundesberggesetz (BBergG) i.d.F. vom 13 8.1980 (BGB!. I 5. 
1311): § 48: 952; § 55: 952; § 69: 69 

Verordnung über die Abgaben im Rahmen von Garantie­
mengen im Bereich der Marktorganisation für Milch und 
Milcherzeugnisse (Milch-Garantiemengen-VO) i.d.F. vom 
18.7.1986 (BGBl. I S. 1227): § 6: 825; § 9: 825 

Tierschutzgesetz i.d.F. vom 18.8.1986 (BGBl. I S. 1319): § 1: 
215, 343; § 2: 214, 343; § 2a: 339; § 16: 342; § 16b: 339; § 17: 
341, 762; §18: 214; § 21a: 339 

Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz 
- PflSchG) i.d.F. vom 15.9.1986 (BGBl. I S. 1505): § 15: 825 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesna­
turschutzgesetz - BNatSchG) i.d.F. vom 12.3.1987 (BGBl. IS. 
889): § 1: 61, 85; § 5: 85; § 6: 85; § 8: 85, 405, 937, 1021; § 12: 
404; § 15: 85; § 18: 404; § 27: 989; § 29: 85, 209, 775, 937 

Baden-Württemberg 

Gesetz zum Schutz der Kulturdenkmale (Denkmalschutzge­
setz) i.d.F. vom 25.5.1971 (GBl. S. 209): § 2: 79, 82; § 6: 79; § 7: 
79, 610;§ 8: 79 ,82;§ 11: 82;§ 24: 452;§ 25: 79, 82 

Bayern 

Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft 
und die Erholung in der freien Natur (Bayerisches Natur­

schutzgesetz - BayNatSchG) i.d.F. vom 27.7.1973 (GVBl. S. 
437): Art. 6: 400; Art. 10: 400; art. 36: 85; Art. 52: 400; Art. 55: 
85 

Waldgesetz für Bayern (BayWaldG) i.d.F. vom 25.8.1982 
(GVBl. S. 824): Art. 2: 400; Art. 9: 400 

Berlin 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege von Berlin 
(Berliner Naturschutzgesetz — NatSchGBln) i.d.F. vom 
30.1.1979 (GVBl. S. 183): § 39a: 209 

Bremen 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bremisches 
Naturschutzgesetz - BremNatSchG) i.d.F. vom 17.9.1979 
(GB1S. 345): § 44:209 

Hessen 

Hessisches Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Hessisches Naturschutzgesetz — HENaTG) i.d.F. vom 
19.9.1980 (GVBl. IS. 309): § 6: 85; § 29:1048; § 35: 85; § 36: 85, 
209,775 

Niedersachsen 

Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz vom 30.5.1978 
(GVBl. S. 517): § 25: 609 

Nordrhein-Westfalen 

Fischereigesetz für das Land Nordrhein-Westfalen — Landes­
fischereigesetz vom 11.7.1972 (GV.NW. S. 226): § 50: 763 

Denkmalschutzgesetz vom 11.3.1980 (GV.NW. S. 226): §2 : 
607; § 7: 1048; § 27: 610 

Gesetz zur Sicherung des Naturhaushalts und zur Entwick­
lung der Landschaft (Landschaftsgesetz — LG) i.d.F. vom 
26.6.1980 (GV.NW. S. 734): § 50: 989; § 51: 989 

Rheinland-Pfalz 

Denkmalschutz und -pflegegesetz vom 23.3.1978 (GVBl. S. 
159): § 3: 608 

Landesgesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Land­
schaftspflegegesetz - LPflG -) i.d.F. vom 5.2.1979 (GVBl . S. 
36): § 18: 404; § 20: 404; § 39: 404; § 40: 404 

j) Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 

Baden-Württemberg 

Polizeigesetz i.d.F. vom 16.1.1968 (GBl. S. 61, 322): § 1: 169; 
§ 22: 115; § 33: 118; § 46: 116; § 48: 169 
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Bayern 

Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen 
Staatlichen Polizei (Polizeiaufgabengesetz - PAG —) i.d.F. 
vom 24.8.1978 (GVBl . S. 561): Art. 2: 273; Art. 8: 172; Art. 11: 
273; Art. 16: 169, 273, 168; Art. 17: 168; Art. 33: 273; Art. 37: 
273; Art. 44: 273 

Gesetz über die Aufgaben und Befugnisse der Bayerischen 
Staatlichen Polizei (Polizeiaufgabengesetz - PAG -) i.d.F. 
vom 23.3.1989 (GVBl . S. 79): Art. 17: 689; Art. 19: 689 

Bremen 

Bremisches Polizeigesetz (BremPolG) i.d.F. vom 21.3.1983 
(GB1.S. 141): § 6: 172 

Hamburg 

Gesetz zum Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
vom 14.3.1966 (GVBl. S. 77): § 3: 127; § 8: 127 

Niedersachsen 

Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (NdsSOG) 
i.d.F. vom 17.11.1981 (GVBl . S. 347): § 7: 172 

Nordrhein-Westfalen 

Polizeigesetz vom 25.3.1980 (GV.NW. S. 234): § 1: 567; §2: 572; 
§ 4: 568; § 5: 172, 568; § 6: 568; § 8: 566; § 9: 568; § 19: 571; 
§ 33:568 

Gesetz über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden -
Ordnungsbehördengesetz (OBG) - i.d.F. vom 13.5.1980 
(GV.NW. S. 528): § 14: 210; § 15: 213; §16: 212; § 17: 216; § 18: 
216; § 25: 210; § 31: 210 

Rheinland-Pfallz 

Polizeiverwaltungsgesetz von Rheinland-Pfalz (PVG) i.d.F. 
vom 1.8.1981 (GVBl. S. 179, 232): § 1: 173; § 4: 173; § 5: 172, 
173; § 22: 173; § 25: 173; § 45: 172; § 52: 172 

k) Post- und Fernmelderecht 

Gesetz über das Postwesen (PostG) i.d.F. vom 28.7.1969 
(BGBl. IS . 1006): § 2: N950 

Gesetz über Fernmeldeanlagen i.d.F. vom 17.3.1977 (BGBl. IS. 
459, 573): § 2: 1001 

Postzeitungsordnung (PostZtgO) i.d.F. vom 9.9.1981 (BGBl. I 
S. 950): §5 : 1001 

Postgiroordnung i.d.F. vom 5.12.1984 (BGBl. I S. 1478): § 13: 
1001 

1) Raumordnungsrecht 

Raumordnungsgesetz vom 8.4.1965 (BGBl. IS. 306): § 1: 822; 
§ 3: 822; § 4: 822, 858; § 5: 588, 822, 858; § 7: 822 

Baden Württemberg 

Landesplanungsgesetz (LplG) i.d.F. vom 6.5.1975 (GBl. 257): 
§ 31b:822 

Landesplanungsgesetz (LplG) i.d.F. vom 10.10.1983 (GBl. S. 
621): § 13: 822; § 14: 822 

m) Sozial- und Jugendschutzrecht 

Angestelltenversicherungsgesetz i.d.F. vom 28.5.1924 (RGBl. I 
S. 563): §113: 91 

Reichsversicherungsordnung i.d.F. vom 15.12.1924 (RGBl. I S. 
779): § 165: 93; § 194: 908; § 368: 34, 583; § 368a: 581; § 368c: 
34, 581; § 368f.: 581; § 368h: 585; § 368n: 34; § 368t: 34; § 525c: 
587; § 636: 392; § 1229: 91; § 1230: 91; § 1248: 91; § 1250: 91; 
§ 1259: 89; § 1385: 89; § 1386b: 91; § 1397: 89 

Verordnung zur Durchführung des § 22 des Bundessozialhilfe­
gesetzes (Regelsatzverordnung) i.d.F. vom 20.7.1962 (BGBl. I 
S. 515): § 3: 543; § 4: 543 

Krankenpflegegesetz i.d.F. vom 20.9.1965 (BGBl. I S. 1443): 
§ 1: 817; § 2: 817; § 6: 817; § 8: 817; § 11: 817; § 13: 817; § 14a: 
817; § 14b: 817; § 14d: 817; § 14e: 817; § 14f: 817; § 14g: 817; 
§ 14h:817 

Arbeitsförderungsgesetz vom 25.6.1969 (BGBl. IS. 582): § 116: 
655 

Gesetz über die Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krank­
heitsfalle (Lohnfortzahlungsgesetz) i.d.F. vom 27.7.1969 
(BGBl. IS . 946): § 4 : 386 

Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flücht­
linge (Bundesvertriebenengesetz - BVFG) i.d.F. vom 3.9.1971 
(BGBl. I S. 1565): § 1: 867; § 6: 867 

Verordnung über die Ausbildung sförderung für den Besuch 
von Ausbildungsstätten für Heilberufe i.d.F. vom 25.6.1974 
(BGBl. I S. 1346): § 1: 817; § 2: 817 

Sozialgesetzbuch, Erstes Buch (I), Allgemeiner Teil vom 
11.12.1975 (BGBl. IS. 3015): § 1: 543; § 9: 543; § 44:1096; § 51: 
355 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) i.d.F. vom 13.2.1976 (BGBl. I 
S. 289, 1150): § 12: 543 

Sozialgesetzbuch, Viertes Buch (IV), Gemeinsame Vor­
schriften für die Sozialversicherung vom 23.12.1976 (BGBl. I 
S. 3845): § 26: 89 

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehinderter in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz — 
SchwbG) i.d.F. vom 8.10.1979 (BGBl. I S. 1649): § 1: 819; § 3: 
819; § 12: 819; § 18: 819; § 47: 819 
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Sozialgesetzbuch, Zehntes Buch (X), Verwaltungsverfahren, 
Schutz der Sozialdaten, Zusammenarbeit der Leistungsträger 
und ihre Beziehungen zu Dritten vom 18.8.1980 (BGBl. I S. 
1469, 2218)/4.11.1982 (BGBl. I S. 1450): § 1: 355; § 41: 776; 
§ 45: 355, 784; § 48: 355; § 50: 355; § 61: 1096; § 104: 1096 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) i.d.F. vom 24.5.1983 (BGBl. I 
S. 613): § 2: 553; § 28: 553; § 36: 553; § 68: 553; § 69: 553; § 90: 
550; § 91: 550; § 96: 550; § 99: 550; § 100: 550 

Bundesgesetz über individuelle Förderung der Ausbildung 
(Bundesausbildungsförderungsgesetz - BAföG) i.d.F. vom 
6.6.1983 (BGB1.IS. 645,1680): § 2: 817; § 7: 815,817; § 15:815; 
§ 15a: 815; § 20: 784; § 45a: 784 

Gesetz zur Sicherung der Eingliederung Schwerbehinderter in 
Arbeit, Beruf und Gesellschaft (Schwerbehindertengesetz -
SchwbG) i.d.F. vom 26.8.1986 (BGBl. I S. 1421): § 8: 1019 

Bundessozialhilfegesetz (BSHG) i.d.F. vom 20.1.1987 (BGBL I 
S. 401, 494): § 12: 552, 1097; § 15b: 1096; § 16: 553; § 27: 1097; 
§ 29: 553; § 37: 1097; § 40: 1097; § 69: 554, 1097; § 90: 553; 
§ 91: 553; § 93: 552; § 120: 554, 1097; § 121: 1097 
Nordrhein-Westfalen 

Zweites Gesetz zur Ausführung des Gesetzes für Jugendwohl­
fahrt (Kindergartengesetz - Kg G -) i.d.F. vom 21.12.1971 
(GV.NW. S. 534): § 14: 275; § 17: 275 

Bundesfernstraßengesetz (FStrG) i.d.F. vom 1.10.1974 (BGBl. 
I S. 2414): § 1: 230; § 2: 230, 637; § 7: 268, 1037; § 8: 644; § 8a: 
1037; § 9: 218; § 12: 645; § 15: 645; § 16: 206, 219; § 17: 205, 
219, 223, 264, 397, 774, 1042; § 18: 933 

Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) i.d.F. vom 
15.11.1974 (BGBl. I S. 3193/1 1975 S. 848): § 10: 231; § 11: 231; 
§ 15b: 266, 274; § 18: 1040; § 23: 1040; § 32a: 1040 

Luftverkehrsgesetz (LuftVG) i.d.F. vom 14.1.1981 (BGBl. I S. 
61): § 1: 38; § 6: 220, 644, 645; § 9: 205,223; § 29:1074; § 30: 38, 
220, 644, 645, 660; § 31: 1074; § 32: 38 

Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) i.d.F. vom 10.3.1983 (BGBl. 
I S. 256): § 9: 270, 1045; § 10: 231, 270; § 19b: 645 

Verordnung über Luftfahrtpersonal (LuftPersV) i.d.F. vom 
13.2.1984 (BGBl. I, 265): § 70: 912; § 75: 912; § 128: 912 

Baden-Württemberg 

Straßengesetz für Baden-Württemberg (Straßengesetz- StrG) 
i.d.F. vom26.9.1987 (GBl. S. 478): § 2:128; § 15:128; § 18:128 

Bayern 

Straßen- und Wegegesetz i.d.F. vom 5.10.1981 (GVBl. S. 448): 
Art. 6: 1044; Art. 18: 231; Art. 36: 223; Art. 46: 223; Art. 66: 
231; Art. 83: 360 

n) Straßen-, Verkehrs- und Beförderungsrecht 

Bundesbahngesetz vom 13.12.1951 (BGBl. I S. 955): § 5: 640; 
§ 8: 683; § 19a: 683; § 36: 208, 637; § 51: 640 

Gesetz über die Bundesanstalt für Flugsicherung i.d.F. vom 
23.3.1953 (BGBl. I S. 70): § 9: 230, 231 

Personenbeförderungsgesetz (PBefG) i.d.F. vom 21.3.1961 
(BGBl. I S. 241): § 13: 1045, 1046; § 29: 205, 223 

Gesetz über die Pflichtversicherung für Kraftfahrzeughalter 
(Pflichtversicherungsgesetz) i.d.F. vom 5.4.1965 (BGBl I S. 
213): § 2: 387 

Straßenverkehrsgesetz i.d.F. vom 14.5.1965 (BGBl. I S. 388): 
§ 1: 633, 1023; § 2: 266; § 4: 231, 266, 274; § 6: 172; § 24: 211 

Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) i.d.F. vom 2.4.1968 
(BGBl. II S. 173): § 8: 271; § 13: 206; § 15: 687; § 25: 172 

Luftverkehrsordnung i.d.F. vom 14.11.1969 (BGBl. I S. 2117): 
§6 :38 

Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) i.d.F. vom 16.11.1970 
(BGBl. I S. 1565: § 14: 173; § 28: 211; § 29: 1038; § 33: 231, 
1038; § 35:1041; § 36: 573; § 41:172; § 42: 230,1040; § 45:172, 
230, 1040, 1041; §49: 211 

Gesetz über Kreuzungen von Eisenbahnen und Straßen (Eisen­
bahnkreuzungsgesetz) i.d.F. vom 21.3.1971 (BGBl. I S. 337): 
§ 19:645 

Nordrhein-Westfalen 

Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrwG NW) i.d.F. vom 1.8.1983 (GV.NW. S. 306): § 17: 268; 
§ 18:1038 

Rheinland-Pfalz 

Landesstraßengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) i.d.F. vom 
1.8.1977 (GVBl. S. 273): § 17: 176, 231 

o) Vereins- und Versammlungsrecht 

Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts (Vereins­
gesetz) i.d.F. vom 5.8.1964 (BGBl. I S. 593): § 3: 952 

Gesetz über Versammlungen und Aufzüge (Versammlungsge­
setz) i.d.F. vom 15.11.1978 (BGBl. I S. 1790): § 14: 1038; § 15: 
1038 

p) Verteidigungs-, Wehr-, Soldaten- und Zivildienstrecht 

Gesetz über die Beschränkung von Grundeigentum für die mi­
litärische Verteidigung (Schutzbereichsgesetz) i.d.F. vom 
7.12.1956 (BGBl. I S. 899): § 17: 660 

Gesetz über die Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidi­
gung (Landbeschaffungsgesetz) i.d.F. vom 23.2.1957 (BGBl . I 
S. 134): § 1: 660 
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Bundesleistungsgesetz i.d.F. vom 27.9.1961 (BGBl. I S. 1769): 
§ 83:920 

Gesetz über den zivilen Ersatzdienst i.d.F. vom 16.7.1965 
(BGBl. I S. 983): § 1: 74; § 4: 74; § 14a: 74; § 24: 74 

Gesetz über die Anwendung des unmittelbaren Zwanges und 
die Ausübung besonderer Befugnisse durch Soldaten der Bun­
deswehr und zivile Wachpersonen (UZwGBw) i.d.F. vom 
12.8.1965 (BGBl. I S. 796): § 1: 83, 919; § 2: 83; § 4: 83; § 5: 83; 
§ 6: 83; § 7: 83; § 12: 920 

Gesetz über die Erweiterung des Katastrophenschutzes) i.d.F. 
vom 9.7.1968 (BGBl. I S. 776): § 1: 930 

Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz) 
i.d.F. vom 19.8.1975 (BGBl . I S. 2273): § 7: 544, 604, 780; § 9: 
780; § 15: 604; § 20: 459; § 20a: 459, 945; § 46: 780; § 56: 780 

Gesetz über den Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung 
zum Wehrdienst (Arbeitsplatzschutzgesetz) i.d.F. vom 
14.4.1980 (BGBl. I S. 425): § 9: 944; § IIa: 131; § 16a: 131 

Gesetz über die Verweigerung des Kriegsdienstes mit der 
Waffe aus Gewissensgründen (Kriegsdienstverweigerungsge­
setz - KDVG) - Art. I des Gesetzes zur Neuordnung des 
Rechts der Kriegsdienstverweigerung und des Zivildienstes 
(Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsgesetz - KDVNG) 
i.d.F. vom 28.2.1983 (BGBl . I S. 203): § 3: 781 

Gesetz zur Verbesserung der Personalstruktur in den Streit­
kräften (PersStruktG - Streitkräfte) i.d.F. vom 30.7.1985 
(BGBl. IS . 1621): § 1: 1002 

Wehrpflichtgesetz i.d.F. vom 13.6.1986 (BGBl. I S. 879): § 3: 
780; § 8: 780; § 8a: 780, 1001; § 12: 780; § 17: 780; § 35: 780 

Gesetz über den Zivildienst der Kriegsverweigerer (Zivil­
dienstgesetz - ZDG) i.d.F. vom 31.7.1986 (BGBl. I S. 1205): 
§ 4: 781; § 12: 781; § 11: 1001; § 24: 781; § 78: 944 

Gesetz über die Sicherung des Unterhalts der zum Wehrdienst 
einberufenen Wehrpflichtigen und ihrer Angehörigen (Unter­
haltssicherungsgesetz - USG) i.d.F. vom 14.12.1987 (BGBl. I 
S. 2614): § 1: 821; § 7: 821; § 7 a: 821 

q) Verwaltungsverfahrens- und Datenschutzrecht 

Verwaltungszustellungsgesetz (VwZG) i.d.F. vom 3.7.1952 
(BGBl. I S. 379): § 2: 359; § 3: 359; § 5: 359 

Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG) i.d.F. vom 
27.4.1953 (BGBl. I S. 157): § 42: 674 

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) i.d.F. vom 25.5.1976 
(BGBl . IS . 1253): § 1:76, 379; § 26:167; § 28:11,371,379; § 35: 
12, 63, 358; § 36: 9, 779; § 37: 11, 213; § 40: 13; § 42: 671; § 43: 
159; § 44: 74, 671,68, 80, 685,882; § 45: 601; § 46: 372, 601,882; 
§ 48: N12,156, 219, 355, 369,456, 671, 680, 784, 942, 983; § 49: 
9, 156, 219, 316, 370; § 50: 219, 456; § 51: 156, 264; § 54: 140, 
370, 975, 1055; § 59: 370; § 62: 371; § 65: 76; § 72: 264; § 73: 
205, 933; § 74:206, 223,774;§ 75:208,219; § 76:219;§ 77:219 

Baden-Württemberg 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz für Baden-Württemberg 
(Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz — LVwVG -) i.d.F. 
vom 12.3.1974 (GBl. S. 93): § 2:115; § 4:116; § 5:116; § 6:116; 
§ 9: 117;§ 12: 12,116;§ 26: 116 

Bayern 

Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) 
i.d.F.vom 23.12.1976 (GVBl. S. 544): Art. 1: 382; Art. 35: 590, 
645; Art. 48: 590; Art. 49: 590; Art. 76: 360 

Berlin 

Gesetz über das Verfahren der Berliner Verwaltung vom 
8.12.1976 (GVBl. S. 2735): § 8: 382 

Bremen 

Bremisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BremVwVfG) 
i.d.F.vom 15.11.1976 (GBl. S. 243): § 2: 382 

Hamburg 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VwVG) i.d.F. vom 
13.3.1961 (GVBl. S. 79): § 20: 127; § 30: 5; § 37: 3 

Hessen 

Hessisches Verwaltungsvollstreckungsgesetz (HessVwVG) 
i.d.F. vom 4.7.1966 (GVBl. I S. 151): § 69: 175; § 72: 175; § 74: 
175 

Niedersachsen 

Vorläufiges Verwaltungsverfahrensgesetz für das Land Nie­
dersachsen (NdVwVfG) i.d.F. vom 3.12.1976 (GVBl. S. 311): 
§ 1:167, 383; § 28: 384 

Nordrhein-Westfalen 

Verwaltungsverfahrensgesetz i.d.F. vom 21.12.1976 (GV.NW. 
S. 438): § 2: 1055; § 9:195; § 20:195; § 21:195; § 44: 685; § 46: 
196; § 48:195; §49:195; § 54:1064; § 55:1064; § 56:1064; § 59: 
196; § 72: 744; § 81: 201; § 86: 201 

Verwaltungsvollstreckungsgesetz i.d.F. vom 13.5.1980 
(GV.NW. S. 519): § 5: 12; § 6: 12; § 21: 12; § 22: 13; § 40: 12; 
§ 51:121 

Rheinland Pfalz 

Landesgesetz über das Verwaltungsverfahren in Rheinland-
Pfalz (Landesverwaltungsverfahrensgesetz — LVwVfG -) 
i.d.F. vom 23.12.1976 (GVBl. S. 308): § 1: 379 
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Saarland 

Saarländisches Verwaltungsverfahrensgesetz (sVwVfG) 
i.d.F.vom 15.12.1976 (ABl. S. 1151): § 96: 382 

Schleswig-Holstein 

Allgemeines Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Hol­
stein (Landesverwaltungsgesetz - L V w V G — ) i.d.F. vom 
19.3.1979 (GVOB1. S. 181): § 315: 382; § 317: 382 

r) Wasserrecht 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushalts­
gesetz - WHG) i.d.F. vom 23.9.1986 (BGBl. I S. 1529, 1654): 
§ la: 769; § 4: 769; § 6: 394, 769; § 7a: 394, 769; § 9a: 775; § 27: 
394, 769; § 31: 223, 775; § 33: 769; § 36: 769; § 36a: 771; § 36b: 
769 

Rheinland-Pfalz 

Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswasserge­
setz - LWG -) i.d.F. vom 4.3.1983 (GVBl. S. 31): § 72: 779; 
§ 76: 779 

4. Gerichtsverfahrensrecht, Rechtspflege und 
Juristenausbildung 

a) Verfassungsgerichtsbarkeit 

Gesetz über das Bundesverfassungsgericht i.d.F. vom 
12.12.1985 (BGBl. I S. 2230): § 6: 513; § 18: 73; § 30: 50; § 31: 
425, 582, 704, 707, 1086; § 64: 719, 835; § 82: 73; § 90: 417 

b) Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Verwaltungsgerichtsordnung vom 21.1.1960 (BGBl. I S. 17): 
§ 11: 130; § 12: 130; § 39: 55; § 40: 171, 397, 405, 449, 552, 592, 
675; § 42: 204, 360, 358, 600, 645, 672, 858,1043; § 43: 449, 600, 
640, 672; § 45: 116; § 47: 39, 72, 206, 225, 360, 449, 588, 602, 
648, 771, 783, 858,1089,1092; § 54: 73; § 56: 359; § 58: 40, 590; 
§ 61: 594; § 65: 164, 600; § 67: 360; § 73: 359; § 74: 40; § 75: 3; 
§ 78: 164, 594; § 80: 4, 127, 175, 209, 216, 358, 360, 361, 379, 
602, 732, 775, 778, 947, 978, 1035; § 86: 780; § 91: 1043; § 96: 
40; § 99: 78; § 101: 588; § 103: 588; § 104: 588; § 106: 140,1060; 
§ 107: 588; § 108: 588; § 112: 906; § 113:125,204, 601, 640, 672, 
776, 976, 1097; § 114: 775; § 116: 36; § 117: 55; § 120: 40, 642; 
§ 121:169; § 123: 7, 30, 78, 361, 776; § 130: 40; § 132: 588,1093, 
1095; § 133: 40; § 138: 40; § 139: 360; § 142: 1043; § 146: 40; 
§ 154: 642; § 161: 360, 642, 1043; § 162: 360, 642; § 164: 642; 
§ 167: 40, 157; § 173: 157, 600; § 187: 116 

c) Sozialgerichtsbarkeit 

Sozialgerichtsgesetz (SGG) i.d.F. vom 23.9.1975 (BGBl. I S. 
2535): § 67: 356; § 136: 357; § 151: 356; § 202: 357 

d) Ordentliche Gerichtsbarkeit 

Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 
27.01.1877 (RGBl. S. 77): § 23: 171 

Zivilprozeßordnung i.d.F. vom 12.9.1950 (BGBl. I S. 533): § 9: 
451; § 41: 73; § 51: 37; § 78b: 360; § 114: 36; § 138: 3; § 195: 
359; § 255: 160; § 256: 3; § 313: 55, 157; § 330: 158; § 342: 158; 
§ 345: 158; § 551: 357; § § 565a: 600; § 692: 7; § 700: 158; § 704 
12; § 716: 40; § 718: 40; § 767: 40, 157; § 769: 5, 40; § 770: 5; 
§ 794: 12; § 800: 12; § 802: 14; § 804: 12; § 811: 543; § 864: 14; 
§ 866: 12; § 867: 12; § 869: 12; § 870: 14; § 901: 12 

Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) i.d.F. vom 9.5.1975 (BGBl. I 
S. 1077): § 152: 570 

Strafprozeßordnung i.d.F. vom 7.4.1987 (BGBl. IS. 1074): § 22: 
73; § 23: 73; § 94: 573; § 96: 119; § 100a: 119; § 100b: 119; 
§ 136a: 568; § 148a: 73; § 152: 567; § 152a: 76; § 153: 764; 
§ 161: 570; § 163: 567; § 170: 119, 763; § 260: 55; § 267: 266; 
§ 304: 121 § 373a: 158; § 410: 158 

e) Rechtspflege 

Deutsches Richtergesetz i.d.F. vom 19.4.1972 (BGBl. I S. 713): 
§ 26: 360; §43: 50 

Gerichtskostengesetz i.d.F. vom 15.12.1975 (BGBl. I S. 3047): 
§ 8:36,40; § 13:451 

5. Zivil- und Arbeitsrecht 

Bürgerliches Gesetzbuch vom 18.8.1896 (RGBl. S. 195): § 12: 
976; § 129: 13; § 130: 1044; § 134: 203, 819, 883; § 138: 553, 
782; § 177: 883; § 179: 883; § 181: 199; § 183: 1044; § 185: 
1044; § 193: 29; § 226: 403; § 242: 403; § 249: 610; § 251: 774; 
§ 254: 388, 774; § 256: 271; § 267: 552; § 276: 548; § 282: 202; 
§ 285: 202; § 288: 391, 640; § 291: 391; § 313: 861; § 328: 730; 
§ 329: 730; § 387: 355; § 398: 14; § 415: 730; § 538: 72; § 611: 
390; § 612: 96; § 670: 271; § 677: 173, 271; § 679: 271; § 683: 
173, 271; § 723: 592; § 737: 592; § 812: 271; § 817: 553; § 823: 
386, 911; § 826: 158; § 831: 370, 386; § 839: 36, 67, 370, 386, 
548; § 844: 391; § 845: 391; § 873: 13; § 875: 14; § 879: 13; 
§ 903:403; § 906: 223,397, 603, 675; § 959:172,173; § 1004:35, 
397, 675, 911, 976; § 1147: 13; § 1154: 14; § 1168: 14; § 1183: 
14; § 1191:13; § 1192:13; § 1629: 700; § 1643: 700; § 1767: 674 

Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
18.8.1896 (RGBl. S. 604): Art. 110: 610; Art. 111: 610 

Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwal­
tung vom 24.3.1897 (RGBl S. 97): § 1: 14; § 9: 14; § 10: 14; § 16: 
14; § 27: 14 

Gesetz über den Versicherungsvertrag vom 30.5.1908 (RGBl. 
S. 263): § 152: 387 

Verordnung über das Erbbaurecht vom 15.1.1919 (RGBl. S. 72, 
122): § 1: 11; § 11: 14 

Grundbuchordnung i.d.F. vom 5.8.1935 (RGBl. I S. 1073): § 1: 
12; § 13: 13; § 19: 13; § 29: 12 
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V. Gesetzesregister LI 

Tarifvertragsgesetz (TVG) i.d.F. vom 25.8.1969 (BGBl. I S. 
1323): §5: 449 

Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbe­
dingungen (AGB-Gesetz) i.d.F. vom 9.12.1976 (BGBl. I S. 
3317): § 9 : 2 7 5 

Betriebsverfassungsgesetz i.d.F. vom 23.12.1988 (BGBl. 11989 
S. 1): § 99: 102 

6. Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht 

Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) i.d.F. vom 
19.2.1987 (BGBl. I S. 602): § 121: 211 

Strafgesetzbuch (StGB) i.d.F. vom 10.3.1987 (BGBl. I S. 945, 
1160): § 2: 1036; § 11: 683; § 25: 997; § 69: 266; § 69a: 266; 
§ 86a: 131; § 113: 273; § 129:119; § 185: 911; § 194: 911; § 303: 
212; § 323c: 273; § 327: 1031 
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LII VI. Entscheidungsregister 

VI. Entscheidungsregister 

Namen in Klammem bezeichnen die Verfasser der Anmerkungen 
Kursivzahlen in der letzten Spalte geben Fundstellen in den amtlichen Sammlungen an 

Sp mit folgender Zahl bedeutet Spruchpraxis mit laufender Nummer 

A. Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften 

B. Bundesgerichte 

I. Bundesverfassungsgericht 
BVerf GE 

21.06.1988 2 BvR 602/83 73 78,331 
23.11.1988 2 BvR 1619/83 u.a 349 79,127 
18.04.1989 2 B v F l / 8 2 633 
18.04.1989 2 BvR 1169/84 674 
05.07.1989 l B v L 11/87 u.a 1086 
06.06.1989 1 BvR 921/85 989 
13.06.1989 2 B v E l / 8 8 719 

II. Bundesverwaltungsgericht 
BVerwGE 

08. 03. 1988 6 P 32.85 125 79, 101 
08. 04. 1988 7 B 78.86 . . . (Sp 70) 460 
14. 04. 1988 3 C 36.86 (Sp 38) 275 
14. 04. 1988 4 B 55.88 . . . (Sp9) 85 
15. 04. 1988 4 N 4.87 225 79, 200 
28. 04. 1988 2 C 58.85 123 79, 249 
29.04. 1988 7 C 33.87 397 79, 254 
29. 04. 1988 8 C 69.86 74 79, 274 
03. 05. 1988 4 C 11 u. 12.85 (Sp 28) 230 
03. 05. 1988 4 C 26.84 (Sp 29) 230 
03. 05. 1988 7 C 89. 86 I 

(Ingo Richter) 313 79,298 
19. 05. 1988 2 A 4.87 124 79, 336 
19. 05. 1988 7 C 37.87 76 79, 339 
30. 05. 1988 7 B 173.87 . . . (Sp71) 460 
31. 05. 1988 4 B 88.88 723 
03. 06. 1988 8 C 114.86 . . . (Sp 19) 175 
16. 06. 1988 4 B 102.88 . . . (Sp 10) 85 
23. 06. 1988 5 C 1.86 . . . (Sp 46) 318 
23. 06. 1988 5C27.86 (Sp 80) 553 79, 356 
23. 06. 1988 5 C 69.84 . . . (Sp45) 318 
30. 06. 1988 2 C 11.87 . . . (Sp 15) 131 80, 1 
30. 06. 1988 2 C 60.86 . . . (Sp 16) 131 
01. 07. 1988 4 C 49.86 264 80, 7 
13. 07. 1988 7 B 128.88 (Sp 30) 230 
15. 07. 1988 7 C 5.87 (Sp 92) 644 80,36 
15. 07. 1988 7 C 46.87 266 80, 43 
28. 07. 1988 4 B 119.88 227 
02. 08. 1988 7 B 92.88 . . . (Sp 72) 460 
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10.08.1988 4 C 20.84 . . . . (Sp 100) 686 
10.08. 1988 4 C B 19.88 . . . . (Sp2) 40 
12. 08. 1988 1 D B 23.88 121 86, 48 
12. 08. 1988 6 P 5.87 125 80, 50 
17. 08. 1988 5 C 65.85 . . . . . . . . (Sp81) 553 
19. 08. 1988 4 C 16.86 . . . . . . . . (Sp32) 231 
19. 08. 1988 4 C 47.86 . . . . . . . . (Sp31) 230 
19.08. 1988 8 C 31.87 . . . . (Sp 112) 780 
19. 08. 1988 8 C 47.86 . . . . . . . . (Sp 63) 405 80, 73 
19.08. 1988 8 C 48.86 . . . . 394 80, 83 
19. 08. 1988 8 C 51.87 . . . . 220 80, 99 
19. 08. 1988 8 C 84.86 . . . . (Sp 118) 781 
19. 08. 1988 8 C 117.86 . . . . 821 80, 90 
22. 08. 1988 1 ER 401.88 . . . . (Sp3) 40 
23. 08. 1988 1 D 16.88 . . . . 122 86, 51 
24. 08. 1988 8 C 26.86 . . . . . . . . (Sp76) 553 
25. 08. 1988 2 C 51.86 . . . . 166 80, 123 
25. 08. 1988 2 C 62.85 . . . . 164 80, 127 
26. 08. 1988 7 B 124.88 . . . . 400 
01. 09. 1988 3 C 62.86 . . . . (Sp 130) 866 80, 152 
06. 09. 1988 I C 71.86 . . . . 268 80, 158 
06. 09. 1988 4 C 5.86 271 80, 170 
07. 09. 1988 4 N 1.87 223 80, 184 
08. 09. 1988 4 NB 15.88 . . . . (Spi ) 39 
08. 09. 1988 5 C 8.85 . . . . (Sp47) 319 80, 193 
08. 09. 1988 5 C 58.84 . . . . . . . . (Sp48) 319 
08. 09. 1988 9 CB 38.88 . . . . (Sp4) 40 
09.09. 1988 4 B 37.88 . . . . 822 
13.09. 1988 4 B 155.88 . . . . (Sp 105) 732 
14. 09. 1988 4 B 131.88 . . . . 228 
21.09. 1988 1 D 140.87 167 86, 74 
22. 09. 1988 2 C 35.86 . . . . 167 
23.09. 1988 7 B 150.88 . . . . . . . . (Sp 86) 600 80, 229 
27. 09. 1988 1 C 3.85 . . . . (Sp 50) 319 
27. 09. 1988 I C 20.88 . . . . . . . . (Sp51) 319 
27.09. 1988 I C 52.87 . . . . . . . . (Sp 49) 319 80, 233 
29. 09. 1988 7 B 185.87 . . . . . . . . (Sp 52) 360 
04. 10. 1988 I C 72.86 . . . . 353 80. 259 
07. 10. 1988 7 C 65.87 . . . . 270 80, 270 
10. 10. 1988 7 B 37.88 . . . . . . . . (Sp 64) 405 
11. 10. 1988 1 A 14.83 . . . . (Sp 145) 952 
13. 10. 1988 5 C 35.85 . . . . 815 80, 290 
14. 10. 1988 4 C 1.86 . . . . (Sp 53) 360 
18. 10. 1988 1 A 89.83 . . . . (Sp 144) 952 80, 299 
21. 10. 1988 8 C 89.86 . . . . (Sp 113) 780 
21. 10. 1988 8 C 112.86 . . . . (Sp 119) 781 
25. 10. 1988 9 C 37.88 . . . . . . . . (Sp 54) 360 80, 321 



VI. Entscheidungsregister LUI 

31.10.1988 1 DB 16.88 (Sp 14) 131 86,78 28.03.1989 4 N B 39.88 771 
03.11.1988 5 C 18.85 (Sp 67) 405 80,340 05.04.1989 8 C 60.87 (Sp 116) 780 
03.11.1988 5 C 38.84 (Sp 68) 406 80,334 06.04.1989 1 C 70.86 824 
03.11.1988 5 C 69.85 543 06.04.1989 2 C 83.86 944 
03.11.1988 7 C 84.86 (Sp 73) 460 07.04.1989 8 C 75.87 (Sp 121) 781 
03.11.1988 7 C 115.86 449 80,355 07.04.1989 8 C 79.88 (Sp 117) 780 
10.11.1988 3 C 19.87 (Sp 122) 825 81,12 11.04.1989 2 B 48.89 944 
11.11.1988 8 C 23.87 (Sp 120) 781 11.04.1989 4 B 65.89 860 
11.11.1988 8 C 71.87 857 11.04.1989 9 C 60.88 905 
11.11.1988 8 C 94.86 (Sp 114) 780 12.04.1989 1 D 120.87 (Sp 152) 1001 
17.11.1988 7 B 169.88 (Sp 87) 600 14.04.1989 4 C 34.88 774 
22.11.1988 I C 43.86 354 14.04.1989 4 C 52.87 772 
25.11.1988 8 C 42.87 (Sp 115) 780 21.04.1989 7 C 48.88 (Sp 148) 1001 
08.12.1988 3 C 6.87 (Sp 125) 825 81,49 21.04.1989 7 C 50.88 1038 
08.12.1988 3 C 39.87 (Sp 129) 866 81,61 24.04.1989 1 A 36.89 773 
08.12.1988 3 C 45.87 (Sp 124) 825 24.04.1989 4 B 72.89 860 
08.12.1988 3 C 81.87 (Sp 123) 825 81,68 25.04.1989 9 C 61.88 1043 
15.12.1988 5 C 2.84 (Sp 69) 406 28.04.1989 1 B 73.89 (Sp 134) 912 
15.12.1988 5 C 67.85 819 81,84 08.05.1989 4 B 78.89 861 
16.12.1988 4 C 40.86 (Sp 93) 644 81,95 16.05.1989 4 B 90.89 1042 
16.12.1988 4 C 48.86 637 81,111 16.05.1989 4 NB 3.89 (Sp 156) 1047 
16.12.1988 4 N B 1.88 (Sp 101) 686 17.05.1989 4 CB 6.89 906 
16.12.1988 7 C 87.87 (Sp 147) 1001 24.05.1989 4 NB 10.89 1092 
20.12.1988 7 N B 2.88 1089 81,128 26.05.1989 8 C 87.87 (Sp 150) 1001 
20.12.1988 7 N B 3.88 588 81,139 30.05.1989 9 C 44.88 993 
22.12.1988 7 B 208.87 (Sp 88) 600 30.05.1989 9 C 62.88 995 
29.12.1988 4 C 14.88 451 16.06.1989 8 C 63.88 (Sp 151) 1001 
09.01.1989 6 C 47.86 544 81,149 23.06.1989 7 B 90.89 1040 
12.01.1989 7 B 202. 88 (Sp 89) 600 30.06.1989 4 C 40.88 1037 
13.01.1989 4 NB 33.88 452 28.07.1989 4 B 18.89 1093 
17.01.1989 I C 46.86 940 81,155 28.07.1989 7 C 65.88 1041 
19.01.1989 7 B 7.89 (Sp 74) 460 02.08.1989 7 B 62.89 1040 
19.01.1989 7 C 77.87 675 81,197 11.08.1989 4 B 151.89 1095 
19.01.1989 7 C 82.87 901 29.08.1989 4 B 61.89 1095 
19.01.1989 7 C 89.87 545 81,212 01.09.1989 4 B 99.89 1094 
20.01.1989 8 C 30.87 641 81,226 06.09.1989 1 D 50.88 1088 
27.01.1989 7 B 12.89 (Sp 90) 600 
31.01.1989 9 C 68.87 (Sp 132) 867 
31.01.1989 9 C 78.87 (Sp 131) 867 III. Bundesgerichtshof 
02.02.1989 5 C 2.86 817 
02.02.1989 1 DB 37.88 683 
03.02.1989 8 C 66.87 855 81,251 23.06.1988 III ZR 8/87 452 105,15 
13.02.1989 4 B 15.89 (Sp 107) 732 07.07.1988 III ZR 134/87 455 
16.02.1989 3 C 35.86 (Sp 135) 912 14.07.1988 IX ZR 254/87 (Sp 39) 275 105,260 
21.02.1989 I C 73.86 (Sp 136) 912 27.10.1988 RiZ (R) 5/88 (Sp 55) 360 
23.02.1989 2 C 8.88 682 81,288 26.01.1989 III ZR 194/87 548 206,323 
23.02.1989 2 C 25.87 680 81,282 21.02.1989 K Z R 7/88 908 107,40 
23.02.1989 2 C 38.86 678 81,265 
23.02.1989 2 C 76.86 679 81,277 
01.03.1989 4 B 24.89 725 IV. Bundessozialgericht 
02.03.1989 1 B 24.89 (Sp 137) 912 
03.03.1989 8 C 98.85 (Sp 141) 951 
03.03.1989 8 C 119.86 (Sp 142) 952 09.06.1988 4 RA 9/88 355 63,224 
06.03.1989 4 NB 8.89 724 14.06.1988 7 B A r 58/88 356 
08.03.1989 1 B 41.89 996 15.11.1988 4/11 a RA 20/87 357 
08.03. 1989 7 B 173.88 903 
09.03.1989 2 C 21.87 942 81,301 
09.03.1989 2 C 59.86 907 81,298 
15.03.1989 4 N B 10.88 858 81,307 
15.03.1989 7 C 42.87 640 81,312 
16.03.1989 4 C 25.86 (Sp 143) 952 
17.03.1989 4 C 30.88 769 
17.03.1989 4 C 41.85 (Sp 106) 732 
22.03.1989 1 DB 30.88 683 

BGHZ 

BSGE 
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LIV VI. Entscheidungsregister 

C. Gerichte in den Bundesländern 

I. Verfassungsgerichte und Verwaltungsgerichte 

1. Baden-Württemberg 

Verwaltungsgerichtshof 

28.03. 
10.05. 
16.05. 
16.05. 
18.05. 
06.06. 
17.08. 
29. 08. 
06. 09. 
03. 11. 
14. 12. 

1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 

26.01. 1989 
05. 04. 1989 
17.05. 1989 
19.05. 1989 
20. 06. 1989 

14. 12. 1988 
15. 12. 1988 
16. 02. 1989 

22. 12. 
12.01. 
19.02. 
04. 03. 
15.03. 
03.05. 
07. 06. 
18. 10. 
21. 11. 
20. 12. 
20. 12. 
17.02. 
21.02. 
15.03. 

1987 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1989 
1989 
1989 

ESVGH 

39, 159 

39, 10 
39, 238 

39, 28 

I S 1493/87 (Sp91) 601 
I S 1949/87 79 
1 S 1746/88 30 
I S 1826/87 171 
10 S 682/86 (Sp41) 275 
I S 2460/87 31 
14 S 689/87 128 
15 1233/86 169 
10 S 2334/87 274 
I S 274/87 (Sp 58) 360 
9 S 2649/87 
(Edmund Beckmann) 457 
I S 3834/88 596 
I S 2540/87 (Sp 162) 1048 
3 S 3650/88 998 
8 S 555/89 999 
6 S 972/89 776 

2. Bayern 

a) Verfassungsgerichtshof 
VerfGH 

Vf. l l8-IV-87 308 41,124 
Vf.70-VI-86 306 41, 140 
Vf.8-VII-87 635 42,11 

b) Verwaltungsgerichtshof 

23 B 86.02638 (Sp 24) 176 
23 C 87.03851 (Sp 56) 360 
8 B 86.01328 (Sp 95) 645 
23 B 87.02994 (Sp 25) 176 
8 CS 88.00196 (Sp 57) 360 
8 B 85 A. 442 (Sp 96) 645 
8 A 87.40010 (Sp 97) 645 
7 CE 88.2150 (Sp 75) 460 
20 CS 88.2324 (Sp 65) 405 
20 A 88.40072 401 
20 A 88.40073 403 
7 B 87.03104 590 
8 B 87.00100 1044 
25 B 87.00566 (Sp 140) 912 

VGHn.F. 

41, 38 

41, 26 

42, 1 

42, 50 

c) Verwaltungsgerichte 

aa) Verwaltungsgericht München 

26.01.1989 M 17 K 88.4099 643 

bb) Verwaltungsgericht Würzburg 

14.06.1988 W 3 K 87.1628 552 
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3. Berlin 

Oberverwaltungsgericht 

23.08.1988 OVG2S7 .88 (Sp 108) 732 
01.11.1988 O V G 2 S 8.88 229 
02.12.1988 OVG 2 A 3.87 (Sp 159) 1047 
10.02.1989 O V G 2 B 152.86. . . . (Sp 109) 732 
10.03.1989 OVG 2 B 4.87 (Sp 160) 1047 

4. Bremen 

Oberverwaltungsgericht 

16.08.1988 OVG I B A 25/88 172 
01.03.1989 OVG 1B 5/89 ( S p i l l ) 732 
05.04.1989 OVG 1B 10/89 728 
26.05.1989 OVG 1B 33/89 949 
30.08.1989 OVG I B A 23/88 . . . . (Sp 23) 176 

5. Hamburg 

Oberverwaltungsgericht 

20.07. 1988 OVG Bf VI 35/86 . • • (Sp 40) 275 
01.08. 1988 OVG Bf VI 51/86 . . . (Sp 26) 176 
16. 08. 1988 OVG Bs 1 126/88 . . . (Sp 59) 360 
22. 10. 1988 OVG Bs 1 195/88 . 127 
14. 11. 1988 OVG Bs 1 130/88 . . . (Sp 85) 554 
08.02. 1989 OVG Bs IV 8/89 . . . (Spl70) 1097 
27. 04. 1989 OVG Bf II 46/88 . . (Spl64) 1048 
28.04. 1989 OVG Bf IV 8/89 . . . (Spl71) 1097 
23.06. 1989 OVG Bf IV 32/89 . . (Spl72) 1097 

6. Hessen 

a) Staatsgerichtshof 

26. 04. 1988 HVerfG 1/88 119 

05.01. 
17. 03. 
18.05. 
27.05. 
13.06. 
24. 06. 
28. 06. 
11. 07. 
27. 07. 
27.07. 
12. 08. 
25. 08. 
30.08. 
13. 10. 
21. 10. 
11. 11. 
14. 12. 
14. 02. 
16.02. 
26. 04. 

1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1988 
1989 
1989 
1989 

b) Verwaltungsgerichtshof 

ESVGH 

6 T G 3547/87 598 
4 TG 1104/88 (Sp 12) 85 39, 152 
5 U E 2282/86 (Sp 5) 40 39,228 
6 U E 2076/84 34 38,250 
1 TG 2054/88 (Sp 17) 132 39, 230 
4 U E 3240/86 (Sp 6) 40 38,289 
1 T G 1627/88 (Sp 18) 132 
2 T H 740/88 (Sp 13) 85 
3 U E 1870/84 (Sp 110) 732 38,310 
11 N 216/84 (Sp 60) 360 
4 N 2430/84 (Sp 61) 360 
5 TG 3303/88 358 39,17 
4 U E 2766/86 642 
6 T G 3636/88 598 
4 U E 3066/84 (Sp 133) 867 
10 R 1445/88 (Sp62) 361 39,81 
3 U E 3599/88 (Sp 163) 1048 
7 T H 2335/88 775 
10 T H 3490/88 997 
6 T G 748/89 911 
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c) Verwaltungsgerichte 

aa) Verwaltungsgericht Darmstadt 

06.10.1988 III/V E 827/81 38 

bb) Verwaltungsgericht Frankfurt 

22.03.1988 III /V-H 2420/87 175 

cc) Verwaltungsgericht Gießen 

20.04.1988 II/1E7/86 (Sp 37) 231 

7. Niedersachsen 

a) Oberverwaltungsgericht Lüneburg 

(für die Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein) 

19.05.1988 9 A 167/86 316 
23.06.1988 12 A 255-257/86 83 
14.12.1988 9 A 66/87 863 
23.12.1988 9 B 95/88 865 
31.01.1989 9 B 97/88 866 

14.10.1988 15 A 1004/86 591 
18. 10. 1988 8 A 1037/86 (Sp 42) 275 
19.10.1988 14 A 2101/85 (Sp 79) 553 
21.11.1988 15 B 2380/88 592 
07.12.1988 22 A 1013/88 594 
21. 12. 1988 15 A 951/87 595 
09.01.1989 10 a N E 75/86 729 
20.01.1989 13 B 1630/88 (Sp 94) 645 
20.02.1989 13 A 1854/88 (Sp 149) 1001 
02.03.1989 21 B 1861/88 (Sp 128) 826 
03.03. 1989 13 B 373/89 950 
09. 05. 1989 13 A 994/88 1045 
09.06.1989 7 B 745/89 (Sp 161) 1048 
15. 06. 1989 6 B 1318/89 909 
22.06.1989 17 B 873/89 (Sp 167) 1097 

c) Verwaltungsgerichte 

aa) Verwaltungsgericht Köln 

11. 11. 1987 3 K 5555/86 459 

bb) Verwaltungsgericht Münster 

07. 03. 1989 7 K 1868/87 1046 

b) Verwaltungsgericht Oldenburg 

22.03.1989 7 V G A 172/86 u.a. . . . (Sp 99) 645 

8. Nordrhein-Westfalen 

a) Verfassungsgerichtshof 

16. 12. 1988 9/87 310 

b) Oberverwaltungsgericht 

22.01.1988 10 A 1299/87 84 
23. 02. 1988 7 A 1261/86 685 
25. 02. 1988 2 A 1429/85 (Sp 20) 175 
15. 03. 1988 2 A 1988/85 (Sp 21) 176 
21.03.1988 10 a N E 14/86 27 
25. 04. 1988 13 A 464/87 456 
29.04.1988 15 A 2207/85 28 
17.05.1989 8 A 189/87 (Sp 166) 1096 
17.05.1988 8 A 825/86 550 
18.05.1988 14 A 77/86 (Sp 77) 553 
31.05.1988 2 A 1739/86 29 
03.06.1988 1 B 426/88 78 
07. 06. 1988 3 A 1465/86 (Sp 22) 176 
14.06.1988 1 A 1745/86 359 
21. 06. 1988 8 A 1416/86 (Sp 82) 553 
01. 07. 1988 8 A 2032/86 (Sp 43) 275 
01.07.1988 8 A 2711/85 (Sp 44) 276 
19. 07. 1988 8 A 2011/86 (Sp 83) 553 
19.07.1988 8 A 2436/86 (Sp 168) 1097 
10.08.1988 17 A 1483/86 (Sp 84) 554 
01.09.1988 11 A 1158/87 (Sp 102) 687 
13.09.1988 8 A 1241/86 (Sp 169) 1097 
14.09.1988 14 A 1053/85 (Sp 78) 553 

9. Rheinland-Pfalz 

Oberverwaltungsgericht 

26.01.1988 6 A 86/86 (Sp 27) 176 
04.02.1988 1 A 24/86 (Sp 98) 645 
15.03.1988 7 A 44/87 172 
31.03.1988 1 A 104/86 404 
17.05.1988 7 A 64/87 35 
05.07.1988 7 A 25/87 (Sp 35) 231 
22.08.1988 2 B 21/88 (Sp 7) 40 
25.08.1988 13 E15/88 (Sp 8) 40 
25.08.1988 13 E 23/88 36 
26.08.1988 3 E 1/88 (Sp 153) 1001 
16.09.1988 7 B 40/88 (Sp 126) 825 
20.09.1988 6 A 94/87 (Sp 36) 231 
20.09.1988 7 A 22/88 173 
20.09.1988 7 A 70/87 (Sp 66) 405 
22.09.1988 1 A 82/86 727 
30.11.1988 10 C 8/88 (Sp 104) 687 
06. 12. 1988 7 A 29/88 317 
21.12.1988 2 A 45/88 (Sp 154) 1002 
27.12.1988 7 B 67/88 778 
09.01.1989 1 B 69/88 725 
21.02.1989 7 A 58/88 (Sp 127) 826 
12.04.1989 2 A109/88 945 
20.04.1989 1 A 40/87 779 
09.05.1989 6 A124/88 (Sp 139) 912 
05.07.1989 2 A 22/89 (Sp 155) 1002 

10. Saarland 

a) Verfassungsgerichtshof 

12.06.1987 2 R 247/85 730 
25. 09. 1987 2 R 150/84 (Sp 103) 687 

AS 

22, 109 

22, 149 
22, 190 

22, 228 

22, 267 

22, 277 
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LVI VI. Entscheidungsregister 

b) Oberverwaltungsgericht 

AS 

24.06.1988 2 R 203/84 (Sp 165) 1048 22,210 
07.11.1988 1 R 322/87 861 
10.04.1989 1 W7/89 947 

11. Schleswig-Holstein 

Oberverwaltungsgericht Lüneburg 

(für die Länder Niedersachsen und Schleswig-Holstein) 

siehe bei Niedersachsen (7 a) S. L V 

II. Ordentliche Gerichte 

1. Bayerisches Oberstes Landesgericht 

28.03.1988 RReg. 1 Z 281/86 . . . . ( S p i 1) 85 
05. 05. 1988 BReg. 3 Z 14/88 168 

09. 06. 1988 3 Ob OWi 52/88 (Sp 33) 231 
17. 08. 1988 3 Ob OWi 77/88 . . (Sp 34) 231 
* 18. 11. 1988 RReg. 1 St 186/88 273 
15. 12. 1988 BReg. 4 St 217/88 997 
19. 12. 1988 3 Ob OWi 29/88 400 
06. 04. 1989 BReg. 3 Z 10/89 . . . . (Spl46) 952 
11. 05. 1989 3 Ob OWi 88/88 . . . . (Spl38) 912 
04. 07. 1989 3 Ob OWi 90/89 . . . . (Spl58) 1047 
13. 07. 1989 3 Ob OWi 100/89 . . . (Spl57) 1047 

2. Oberlandesgerichte 

a) Koblenz 

08. 07. 1988 2 Ss 246/88 404 

b) Schleswig 

14. 07. 1988 14 U 347/85 37 
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Jahr 1930 zu Zeiten Kästners, der - noch dazu als Satiri­
ker, den ich wi rk l ich nicht zu spielen beabsichtige - Posi­
tives nicht zu entdecken vermochte, gibt es heute auch 
davon genug. Aber jene Frage, wo das Positive bleibe, 
läßt sich hier in Ausführ l ichkei t nicht beantworten. S i ­
cher ist, d aß die Skepsis der ausg le i chend-abwägenden 
Korrektur bedarf. Die eingangs gekennzeichneten 6 5, 
wahrscheinlich schon als zu se lbs tvers tändl ich empfun­
denen und daher von vielen kaum noch wahrgenomme­
nen Errungenschaften des Rechtsstaats der Bundesrepu­
blik l ießen sich ohne Zweifel liebevoll und farbenfroh 
ausmalen. So wäre etwa - ein Beispiel für manch anderes 
- die bedeutsame Leistung insbesondere des Bundesver­
fassungsgerichts, aber auch der Fachgerichtsbarkeiten, 
bei der Ausgestaltung der Grundrechte einer vertieften 
zustimmenden Würd igung wert - eine Leistung, die die 
Grundrechte erst zu dem gemacht hat, was Art . 1 Abs . 3 
G G gebietet, näml ich zu einem die gesamte Staatsgewalt 
bindenden unmittelbar geltenden Recht. Es kann nicht 
zweifelhaft sein, daß unser Rechtsstaat Respekt verdient. 
Aber der Lobpreisungen haben wir vielleicht schon zu 
viele; sie verführen eher dazu, die H ä n d e selbstgefällig in 
den Schoß zu legen, und helfen kaum, den Karren, wenn 
er denn irgendwo angeeckt sein sollte, wieder in flotte 
Fahrt zu bringen. 

Mi t den skizzierten G e f ä h r d u n g e n 6 6 , denen der Rechts­
staat von innen und a u ß e n her ausgesetzt ist, m ü s s e n wir 
wohl oder übel fertig werden. Wenn wir uns ihrer b e w u ß t 

sind, sollten wir dazu imstande sein. „Der Zustand des 
Rechtsstaates ist ein trauriger, . . . wenn man all das K r i t i ­
sche in Betracht zieht, was gegen Praktiken und Gewohn­
heiten vorgetragen wird , die sich unter Berufung auf den 
Rechtsstaat e ingebü rge r t haben" - so hat sich Manfred 
Rommel, der O b e r b ü r g e r m e i s t e r von Stuttgart, geäußer t , 
als sich ein hochbesetztes Gremium daran machte, ü b e r 
den Zustand des Rechtsstaates nachzudenken 6 7 . Aber 
hoffnungsvoll fügte er hinzu, wenn man mit diesem Zu­
stand den Zustand vergleiche, in dem wir uns befänden, 
wenn unser Staat kein Rechtsstaat wäre, so ergebe sich 
alsbald ein wesentlich freundlicheres B i l d ; auch der mit 
Mänge ln behaftete Rechtsstaat ist positiv zu bewerten 6 7 . 
M i t dem Rechtsstaat ist es nicht anders als mit der Demo­
kratie, von der bekanntl ich gesagt worden ist, sie sei die 
denkbar schlechteste Staatsform, aber eine bessere gebe 
es halt nicht. Heute m ö g e n manche schon wieder mit der 
Idee l iebäugeln, i m Namen einer vom „richtigen" Be­
w u ß t s e i n getragenen und notfalls minderheitsgesteuer­
ten Demokratie eine a n s t ä n d i g e Diktatur vorzuziehen 
oder in Kauf zu nehmen; nur: Eine Diktatur bleibt nicht 
lange ans tändig . V o r Sch l immem kann nur der Rechts­
staat bewahren. Ihn m ü s s e n wir mit Augenmaß und i m 
B e w u ß t s e i n seiner Mögl ichke i ten , Grenzen und Gefähr­
dungen erhalten; und h ü t e n m ü s s e n wir uns davor, ihn 
hintertreiben und dadurch zum Gespöt t werden zu las­
sen, aber ebenso, ihn zu ü b e r t r e i b e n und damit buchs t äb ­
l i ch zu Tode zu reiten. 

65 Vgl. den Text bei Anm. 1. 
66 Zu solchen Gefährdungen vgl. auch Eberhard Schmidt-Aß-

mann, Der Rechtsstaat, in: Isensee/Kirchhof(Hrsg.), Handbuch 
des Staatsrechts, Bd. I, 1987, S. 987 (1040 f.). Konrad Hesse hat 
bereits 1962 auf „eine Schwäche des deutschen Rechtsstaats­
denkens" hingewiesen, „das unpolitisch und einseitig allein 
auf die Erhaltung individueller Freiheit blickend, in die Ge­

fahr gerät, einen Zustand herbeizuführen, in dem der »bürger­
lich-liberale' Rechtsstaat in sein Gegenteil umschlägt." Vgl. 
Konrad Hesse, Der Rechtsstaat im Verfassungssystem des 
Grundgesetzes, in: Staatsverfassung und Kirchenordnung, 
Festgabe für Rudolf Smend zum 80. Geburtstag, 1962, S. 71 
(72). 

67 Rommel (Anm. 22), S. 1. 

Der Sozialstaat 

Von Professor Dr. Peter Badura, M ü n c h e n 

I. Die soziale Staatsaufgabe und die Rechtsidee 
der sozialen Gerechtigkeit 
1. Die verbindende Kraft der politischen und kulturellen 
Überzeugungen , auf der die Legi t imitä t und Verläßlich­
keit der durch das Grundgesetz normativ geschaffenen 
Verfassungsordnung in der ersten Zeit der Bundesrepu­
bl ik beruhte, ist heute s c h w ä c h e r geworden und für ein­
zelne Normbereiche durch gewandelte Vorstellungen 
verdrängt . Ü b e r k o m m e n e und vertraut gewordene Ab­
grenzungen und Frontl inien sind verblaßt, neue Ideen 
und Bewegungen haben das Fe ld betreten. Die gesell­
schaftlichen V e r ä n d e r u n g e n und neue politische Grund­

fragen haben Wandlungen i n den P rämis sen des normati­
ven Verfassungslebens hervorgerufen. 

Im Zuge der fortschreitenden Ä n d e r u n g der gesellschaft­
l ichen Verhä l tn isse und der politischen Praxis und der 
dadurch offen oder verdeckt ausge lös ten Verfassungsent­
wicklung haben sich Bestrebungen vers tärkt geltend ge­
macht, die Staatsauf gaben mi t den Mitteln der Verfas­
sungsrechts zu best immen und auch sachlich zu beein­
flussen. Z u einem Te i l g e h ö r e n derartige Absichten i n 
den Bereich der Verfassungspolit ik, haup tsäch l ich in Ge­
stalt von Projekten, das Grundgesetz durch Staatszielbe­
stimmungen und Gese t zgebungsau f t r äge , etwa einen U m -
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weltschutzartikel, zu e rgänzen 1 . Daneben aber wi rd in 
vielgestaltigen B e m ü h u n g e n versucht, dem Verfassungs­
recht mit den Mitteln der Auslegung und Anwendung des 
Grundgesetzes Direktiven und Programme für Gesetzge­
bung, Regierung und Verwaltung zu erschl ießen und so 
die Verfassung auch für neue Lagen und politische Ziele 
zum Sprechen zu bringen. A l s besonders ausbaufähig hat 
sich in neuerer Zeit der Rechtsgedanke der grundrechtli­
chen Schutzpflichten des Staates erwiesen, mit dessen 
Hilfe ein breiter Fächer gesellschaftspolitischer, sozialpo­
litischer und ökologischer „Relevanz" und Programmatik 
aus dem textlich kargen Grundrechtskatalog gewonnen 
werden konnte 2 . Zwischen den i m Kern deutlich zurück­
haltenden Rechtsauffassungen des Bundesverfassungs­
gerichts 3 und den manchmal doch recht unbedenklich 
assoziierenden Ableitungen der theoretisch oder politisch 
interessierten Verfassungsinterpreten klafft ein deutli­
cher Abstand. 

Der Sozialstaatssatz, gewis se rmaßen die klassische Ver­
fassungsnorm übe r die Aufgaben des Staates, hat - für 
sich allein oder in Verbindung mit einzelnen Grundrech­
ten - seine zentrale Rolle als Wegweiser der Politik be­
hauptet 4. Durch das P räd ika t „sozial", das die Verfassung 
dem neukonstituierten Staat Bundesrepublik Deutsch­
land zugesprochen hat (Art. 20 Abs . 1, 28 Abs . 1 GG) , wi rd 
symbolisch und praktisch die Verbindung der rechtlich 
geordneten politischen Institutionen zu den beherrschen­
den S t r ö m u n g e n und Interessen der demokratischen In­
dustrie- und Arbeitsgesellschaft hergestellt 5. Das damit 
inkorporierte Prinzip erlaubt es, die großen Fragen der 
Zeit - Sozialgestaltung, Umverteilung, sozialer Ausgleich, 
Streit um soziale Bes i tzs tände und ökonomische Bedin­
gungen sozialen Fortschritts und sozialer Sicherung, Be­
schäft igungspoli t ik, soziale Selbstverwaltung und kollek­
tive Interessenwahrung - in ihren mögl ichen rechtlichen 
Aspekten juristisch zu fassen und zu formulieren 6 . Es ist 
nur scheinbar paradox, daß die verfassungsrechtlich gesi­
chert nachweisbaren Rechtsfolgen ganz auße r Verhäl tnis 
zu der nicht versiegenden Fülle der Gedanken und Be-

1 Staatszielbestimmungen/Gesetzgebungsaufträge, Bericht der 
Sachverständigenkommission, hrsg. vom Bundesminister des 
Innern und vom Bundesminister der Justiz, 1983; H.H. Rupp, 
Ergänzung des Grundgesetzes um eine Vorschrift über den 
Umweltschutz? DVB1. 1985, S. 990; D. Rauschning, Aufnahme 
einer Staatszielbestimmung über Umweltschutz in das Grund­
gesetz? DÖV 1986, S. 489; O. Depenheuer, Politischer Wille und 
Verfassungsänderung, DVB1. 1987, S. 809; A. von Mutius, 
Staatszielbestimmung „Umweltschutz", WiV 1987, S. 51; 17. 
Karpen, Zu einem Grundrecht auf Umweltschutz, in: W. Thie-
me, (Hrsg.), Umweltschutz im Recht, 1988, S. 9; M. Kloepfer, 
Umweltschutz und Verfassungsrecht, DVB1. 1988, S. 305; D. 
Murswiek, Umweltschutz-Staatszielbestimmung oder Grund­
satznorm? ZRP 1988, S. 14. 

2 K. Stern, Staatsrecht, Bd. III/l, 1988, S. 728 ff., 931 ff. 
3 BVerfGE 39, 1 (44 ff.); 46, 160 (164); 49, 89 (140 ff.); 53, 30 (57 ff.); 

56, 54; 77, 170 (214 ff.); 77, 381 (405 ff.). 
4 K. Stern, Sozialstaat, EvStL, 3. Aufl., 1987, Sp. 3269; H.F. Za­

cher, Das soziale Staatsziel, HStR, Bd. I, 1987, § 25, S. 1045. 
5 G.A. Ritter, Entstehung und Entwicklung des Sozialstaates in 

vergleichender Perspektive, HZ 243, 1986, S. 1. 
6 R. Scholz, Sozialstaat zwischen Wachstums- und Rezessionsge­

sellschaft, 1981; J. Isensee, Der Sozialstaat in der Wirtschafts­
krise, in: Festschrift für Johannes Broermann, 1982, S. 365; P. 
Badura, Schlußfolgerungen - Erfahrungen und Einsichten -, 
in: Sozialstaat, Bd. 2 der Veröffentlichungen der Walter-Ray­
mond-Stiftung, 1983, S. 267; Chr. Degenhart, Rechtsstaat -
Sozialstaat, in: Festschrift für Hans Ulrich Scupin, 1983, S. 537. 

trachtungen stehen, die dem Sozialstaatssatz und dem 
Sozialstaatsprinzip gewidmet werden 7 . Der Sozialstaats­
satz, verstanden als Prinzip der Verfassungsordnung, ist 
zwar für sich allein a u ß e r s t a n d e , bestimmte Gebote oder 
Verbote, Rechte oder Pfl ichten zu beg ründen . E r kann 
jedoch als eine der Leit ideen der materiellen Verfas­
sungsnormen, haup t säch l i ch der Freiheiten und Garan­
tien des Grundrechtsteils, ub iqu i t ä r e Wirkung entfalten, 
so daß von einer „sozials taat l ichen Grundrechtstheorie" 8 

und von einer „sozials taat l ichen Interpretation" schlecht­
hin gesprochen werden kann, die unter anderem „unge­
schriebene soziale Grundrechte" sichtbar zu machen 
vermag 9 . 

2. Der Sozialstaatssatz als Verfassungsnorm verweist auf 
die kennzeichnende Staatsaufgabe der demokratischen 
Industriegesellschaft. M i t der fortschreitenden Durchset­
zung des demokratischen Prinzips in der Organisation 
der politischen Willensbildung und der Legit imierung 
politischer Herrschaft korrespondiert die du rchgäng ige 
Best immung der Staatsaufgaben durch die sozialstaatli­
che Idee der sozialen Gerechtigkeit. Der Staat soll durch 
Sozialgestaltung im Wege der Gesetzgebung und der F i ­
nanzpolitik fortdauernd in den gesellschaftlichen Ver­
häl tn issen und in der Lage der einzelnen und der g roßen 
sozialen Gruppen eine sozial gerechte Ordnung gewähr­
leisten. M i t der Formel der „sozialen Gerechtigkeit" wird 
die zeitlose Maxime der Gerechtigkeit als Grund und 
Grenze des Rechts auf eine bestimmte geschichtliche und 
politische Lage bezogen, näml i ch auf die besondere Be­
dürftigkeit und Hilfsbedürf t igkei t des einzelnen in der 
entwickelten Industrie- und Arbeitsgesellschaft. Über die 
solidarische Fürsorge , welche die Gesellschaft ihren in 
Armut oder Not geratenen Mitgliedern schuldet, auch 
über die Bezugnahme auf die jahrzehntelangen Errun­
genschaften und Ziele der Sozialpolitik hinaus, bringt das 
Sozialstaatsprinzip als Idee und Verfassungsnorm eine 
Abkehr von dem übersp i tz ten Freiheits- und Autonomie­
gedanken des Liberalismus zum Ausdruck. Der Sozial­
staatssatz inkorporiert den Wohlfahrtsstaat in das Verfas­
sungsrecht, er verwandelt die dem Staat abverlangte Ge­
währ le i s tung der sozialen Gerechtigkeit und die damit 
der Gesellschaft auferlegte Sol idari tä t aller Gesellschafts­
glieder in eine Rechtsfrage und ein juristisches Problem. 
Ähnlich wie die P r ä a m b e l und die Norm des Art . 151 
Abs. 1 WeimRVerf . bedeutet „Sozialstaat" im Grundge­
setz, wie H.F. Zacher mit einem Wort Günter Dürigs 
zusammengefaß t hat, die Aufnahme des „der historischen 
sozialen Bewegung Gemeinsamen", nicht allerdings als 
historisch oder ideologisch besch ränk te s Programm, son­
dern als fortdauernd zu b e w ä h r e n d e Verpflichtung und 
Staatsaufgabe1 0. 

7 P. Badura, Sozialstaat und Sozialrecht, Die Sozialgerichtsbar­
keit 1980, 1. 

8 E.-W. Böckenförde, Grundrechtstheorie und Grundrechtsinter­
pretation (1974), in: ders., Staat, Gesellschaft, Freiheit, 1976, 
S. 221 (238 ff.). 

9 J. Isensee, Sozialstaat (Anm. 6), S. 367. - Siehe BVerfGE 1, 97 
(105). 

10 H.-F. Zacher, Soziales Staatsziel (Anm. 4), S. 1057; K. Stern, 
Sozialstaat (Anm. 4), Sp. 3271; P. Badura, Das Verwaltungs­
monopol, 1963, S. 330 ff.; ders., Staatsrecht, 1986, S. 194 ff.; H.-
J. Papier, Der Einfluß des Verfassungsrechts auf das Sozial­
recht, in: von Maydell/Ruland (Hrsg.), Sozialrechtshandbuch, 
1989, S. 114. 
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Der Sozialstaat zielt auf die Hebung des allgemeinen 
Wohlstands und Ausbrei tung der Teilhabe am gesell­
schaftlichen Re ich tum 1 1 . Der Sozialstaat impliziert dem­
nach ein Programm der sozialen Sicherung, des sozialen 
Ausgleichs, der Umvertei lung und der Verteilungsge­
rechtigkeit, pari passu aber ein Programm der Ordnung 
und Gestaltung der Wirtschaft und der F ö r d e r u n g des 
Wirtschaftswachstums. „Die modernen Industriestaaten 
unserer Zeit s ind seit l ängerem aus der B e s c h r ä n k u n g 
ihrer Akt iv i tä ten auf allgemeine Ordnungsaufgaben her­
ausgewachsen. Sie alle sind genötigt , ihre Wirtschafts­
und Sozialpolit ik in den Dienst bestimmter Zielsetzun­
gen zu stellen, vor allem der inneren und ä u ß e r e n finan­
ziellen Stabi l i tä t , eines befriedigenden und mögl i chs t 
g le ichmäßigen Wirtschaftswachstums, der bes tmögl i ­
chen Verwendung der ver fügbaren Arbei tskräf te und der 
sonstigen nationalen Produktionsfaktoren sowie einer ge­
wissen Verringerung der Ung le i chmäß igke i t der E i n k o m ­
mens- und V e r m ö g e n s v e r t e i l u n g " 1 2 . Die Stabilitätsnovel­
le zum Grundgesetz - Fünfzehn tes Gesetz zur Ä n d e r u n g 
des Grundgesetzes vom 8. Jun i 1967 ( B G B l . I S. 581) -
und das Gesetz zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Jun i 1967 ( B G B l . I 
S. 582) haben aus der sozialstaatlichen Aufgabe Grundsä t ­
ze und Direkt iven für die Konjunktur- und Strukturpoli­
tik abgeleitet 1 3. Die Bi ldung der Europäischen Gemein­
schaften (siehe Art . 2 EWG-Vertrag) und ihre Fortent­
wicklung, zuletzt durch die Einheitl iche E u r o p ä i s c h e A k ­
te vom 17./28. Februar 1986 ( B G B l . II S. 1102), ziehen die 
Folgerung daraus, daß die Wirtschafts- und Sozialpoli t ik 
des Sozialstaates in Europa unter den heutigen Bedin­
gungen die Grenzen des souveränen Nationalstaates 
sprengt. 

3. Der Sozialstaat ist der Staat, sofern er durch Entschei­
dungen, Vorkehrungen, M a ß n a h m e n , Normsetzung, A b ­
gabenerhebung und Leistungen eine virtuell umfassende 
Verantwortung für Wohlfahrt, soziale Gerechtigkeit und 
soziale Sicherung in Anspruch nimmt oder kraft Verfas­
sung oder Ideologie in Anspruch nehmen soll. „Sozial­
staat" heißt , d a ß der Staat die sozialen Aufgaben wahr­
nimmt oder wahrnehmen soll. Das bedeutet Zentralisie­
rung, Normenflut und Bürokra t ie und eine Abgrenzung, 
unter U m s t ä n d e n eine Konkurrenz zu Nächs ten l i ebe , Fa­
milie, engeren Gemeinschaften, Verbänden und vor allem 
auch zu den Kirchen. 

Anspruch und Expansion des Sozialstaates werfen die 
Frage nach den Grenzen der sozialen Staatsaufgabe auf 1 4. 
Sozialstaat kann nicht bedeuten, daß allein der Staat für 
die soziale Gerechtigkeit einsteht. Eine sozial gerechte 
Gesellschaftsordnung bewähr t sich zuerst darin, daß sie 
die Mögl ichkei t für jedermann sichert, durch eigene Ent­
scheidung und Leistung einen selbstbestimmten Beitrag 

in Wirtschaft und Kul tur zu erbringen. Die Vergesell­
schaftung der individuellen Daseinsverantwortung wür­
de die Grundregel des freiheitlichen Sozialstaates verlet­
zen, die als der „Pr imat der Selbstverantwortung" be­
zeichnet werden kann, und verfassungsrechtlich darauf 
beruht, daß die Würde des Menschen und die freie Entfal­
tung seiner Persönl ichkei t (Art. 1 Abs. 1, 2 Abs . 1 GG) 
ohne Selbstbestimmung und Eigenverantwortlichkeit 
wesenlos s ind 1 5 . Diese Einsicht lenkt den B l i c k auf die 
Ethik des Sozialstaates. Die staatliche Gemeinschaft darf 
die strukturelle Mißbrauchsgefahr bei den sozialstaatli­
chen Leistungssystemen nicht hinnehmen. Diese mit 
dem Sozialstaat gegebene politische Aufgabe, etwa in der 
Reform der Krankenversicherung, ist nicht deswegen 
von geringerem Gewicht, weil verfassungsrechtliche 
Maßs t äbe - außer dem allgemeinen Gleichheitssatz 
(Art. 3 Abs . 1 GG) - nicht bereitstehen. Das Maß des So­
zialstaates m u ß auch deswegen gefunden werden, weil 
man nur auf diese Ar t und Weise die moralische Integri tä t 
des auf den Sozialstaat Angewiesenen wiederfinden 
kann. 

II. Die normative Kraft des Sozialstaatssatzes 

1. Nach der heute kaum noch in Frage gestellten herr­
schenden Auffassung ist der Sozialstaatssatz eine Verfas­
sungsnorm mit verpflichtender Wirkung für Gesetzge­
bung, Regierung, Verwaltung und Rechtsprechung und 
ist die Ar t und Weise der dem Sozialstaatssatz zukom­
menden Rechtswirkung am treffendsten mit der Kenn­
zeichnung als Staatszielbestimmung zu erfassen. „Staats­
zielbestimmungen" sind Verfassungsnormen mit recht­
l ich bindender Wirkung, die der Staats tä t igkei t die fort­
dauernde Beachtung oder Erfüllung bestimmter Aufga­
ben - sachlich umschriebener Ziele - vorschreiben 1 6 . Sie 
u m r e i ß e n ein bestimmtes Programm der Staatstät igkei t , 
ohne nur appellativer Programmsatz ohne Rechtsgebot 
zu sein, und sind dadurch eine Richtlinie oder Direktive 
für das staatliche Handeln, auch für die Auslegung von 
Gesetzen und sonstigen Rechtsvorschriften. Da die voll­
ziehende Gewalt und die Rechtsprechung an Gesetz und 
Recht gebunden sind, wirkt sich der verfassungsrechtli­
che Gebotsgehalt einer Staatszielbestimmung hauptsäch­
l ich für die Gesetzgebung aus. 

Die weitgespannte Vieldeutigkeit des Sozialstaatssatzes 
hat die „Gefahr einer politisch-opportunistischen Inan­
spruchnahme" 1 7 , die Versuchung eines ideologisch be­
stimmten „Zugriffs auf die Sozialstaatlichkeit" 1 8 zur nahe­
liegenden Folge, zwingt jedoch eine juristisch überzeu­
gungskräf t ige Auslegung und Anwendung zu großer Zu­
rückha l tung . Der Sozialstaatssatz darf nicht durch unmit­
telbare Anwendung ohne Gesetz, neben dem Gesetz oder 
gegen das Gesetz durch Ausschöpfung aller Bedeutungs-

11 H.F. Zacher, Soziales Staatsziel (Anm. 4), S. 1078. 
12 Kommission für die Finanzreform, Gutachten über die Finanz­

reform in der Bundesrepublik Deutschland (Troeger-Gutach-
ten), 1966, Tz. 58. 

13 Siehe zuvor schon das Gesetz zur Bildung eines Sachverstän­
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung vom 14. August 1963 (BGBl. I S. 685). 

14 W. Weber, Die verfassungsrechtlichen Grenzen sozialstaatli­
cher Forderungen, Staat 4, 1965, S. 409. 

15 H. F. Zacher, Soziales Staatsziel (Anm. 4), S. 1062. 
16 U. Scheuner, Staatszielbestimmungen, in: Festschrift für Ernst 

Forsthoff, 1972, S. 325; J. Lücke, Soziale Grundrechte als 
Staatszielbestimmungen und Gesetzgebungsaufträge, AöR 
107,1982, S. 15; P. Badura, Staatsrecht, 1986, D 35 und 43. 

17 E. Benda, Der soziale Rechtsstaat, HbVerfR, 1983, S. 477 (523), 
auch S. 511. 

18 H. P. Ipsen, Gebundene Sozialstaatlichkeit, in: Festschrift für 
Konrad Zweigert, 1981, S. 747 (750). 
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facetten des Wortes „sozial" zur normativen Basis beliebi­
ger Programme und W ü n s c h b a r k e i t e n verfälscht werden. 

Das Bundesverfassungsgericht hat von Anbeginn betont, 
d a ß der Sozialstaatssatz für sich allein Gebote und Verbo­
te, Rechte und Pflichten g rundsä tz l i ch nicht hervorzu­
bringen vermag, d a ß es Sache des Gesetzgebers ist, ein 
Recht zu schaffen, das „den Idealen der sozialen Gerech­
tigkeit, der Freiheit, Gleichheit und Bi l l igke i t " entspricht, 
und daß „Sozialstaat" ein „der konkreten Ausgestaltung 
in hohem M a ß e fähiges und bedürf t iges Pr inz ip" ist 1 9 . Das 
Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes en thä l t - so das 
Gericht - infolge seiner Weite und Unbestimmtheit regel­
mäß ig keine unmittelbaren Handlungsanweisungen, die 
durch die Gerichte ohne gesetzliche Grundlage in einfa­
ches Recht umgesetzt werden k ö n n t e n . Insoweit ist es 
richterlicher Inhaltsbestimmung weniger zugängl ich als 
die Grundrechte; es zu verwirkl ichen ist i n erster L in ie 
Aufgabe des Gesetzgebers 2 0. Das Sozialstaatsprinzip ist 
auch nicht geeignet, Grundrechte ohne nähe re Konkret i ­
sierung, also unmittelbar, zu b e s c h r ä n k e n . Die unmittel­
bare Begrenzung einer grundrechtlichen Freiheit durch 
das Sozialstaatsprinzip w ü r d e voraussetzen, daß das Pr in­
zip für eine derartige Begrenzung einen „konkre ten und 
verbindlichen Auftrag" enthielte. Wegen der „Offenheit 
der demokratischen Ordnung des Grundgesetzes, welche 
die Ordnung eines freien politischen Prozesses ist, kann 
das Sozialstaatsprinzip den Grundrechten keine unmit­
telbaren Schranken ziehen. „Das Sozialstaatsprinzip stellt 
also dem Staat eine Aufgabe, sagt aber nichts darüber , 
wie diese Aufgabe im einzelnen zu verwirkl ichen ist 2 1 . 

2. Der Sozialstaatssatz als Verfassungsnorm übe r die 
Staatsaufgaben führt zu der Dokt r in der politischen Ge­
staltungsfreiheit des Gesetzgebers22; denn die Staatsaufga­
ben sind unbestimmt, unbestimmbar und an veränder l i ­
chen Gegebenheiten und Einf lüssen orientiert. A u f der 
Grundlage der politischen Gestaltungsfreiheit des Ge­
setzgebers kann das Sozialstaatsprinzip in der juristisch 
eher faßbaren sozialen E inb indung der wirtschaftlichen 
Freiheit zur Sicherung der gerechten Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung in Erscheinung treten, insbesonde­
re durch den Schutz der Arbei t und ihres Ertrages. Es ist 
Sache des Gesetzgebers und seiner politischen Gestal­
tungsfreiheit, die notwendigen Best immungen übe r das 
Wirtschafts- und Arbeitsleben zu erlassen, dabei die 
Rechte und Pflichten der einzelnen auszuformen und 
auch die erforderlichen B e s c h r ä n k u n g e n der wirtschaftli­
chen Freiheiten festzulegen. In diesem Sinn ist das 
Grundgesetz wirtschaftspolitisch „neu t ra l " 2 3 . 

Das stets von neuem auszugleichende Spannungsverhä l t ­
nis von sozialer Staatsaufgabe und Wirtschaftsfreiheit ist 
die verfassungsrechtliche und verfassungspolitische 
Kernfrage des sozialen Rechtsstaates, der „gebundenen 
Sozialstaatlichkeit" 2 4 . Sie darf nicht einseitig durch politi-

19 BVerfGE 1, 97 (100); 5, 85 (198). 
20 BVerfGE 65, 182 (193). 
21 BVerfGE 52, 283 (298); 59, 231 (262 f.). 
22 Vgl. z. B. zum weiten Spielraum des politischen Ermessens des 

Gesetzgebers bei der Regelung der Beamtenversorgung (Art. 
33 Abs. 5, 3 Abs. 1 GG): BVerfGE 76, 256 (295), 330. 

23 BVerfGE 4, 7 (17 ff.); 7, 377 (400); 50, 290 (336 ff.). 
24 H. P. Ipsen (Anm. 18), S. 753. 

sehe Direkt ion der Wirtschaft nach dieser oder jener 
Spielart sozialistischer Programmatik aufgelöst werden. 
Die soziale Staatsaufgabe tritt aus der Verfassungsord­
nung und dem inneren Zusammenhang der sachlichen 
Entscheidungen des Verfassunggebers nicht hinaus. So­
zialordnung und Wirtschaftsverfassung des sozialen 
Rechtsstaates sind dualistisch; der staatliche Eingriff i n 
Rechte und Freiheiten m u ß m e ß b a r bleiben und ist recht­
fer t igungsbedürf t ig . Eine staatliche oder wirtschaftsde­
mokratische Investitionslenkung nach der Lei t l inie einer 
qualitativen Wohlfahrtsfunktion und daraus abgeleiteten 
„Bedürfnissen" des einzelnen w ü r d e die Dispositionsbe­
fugnis, Initiative und Verantwortung - und damit auch 
das Ris iko - unternehmerischer Entscheidungen dem 
Prinzip nach von der privatwirtschaftlichen und markt­
wirtschaftlichen Ordnung ab lösen und so das sozialstaat­
liche G e g e n ü b e r privatwirtschaftlicher Autonomie und 
öffentlicher Sozialgestaltung aufheben 2 5 . 

Der Sozialstaatssatz gibt dem Gesetzgeber eine Richt­
schnur für das Gewicht und die Dringlichkeit der staatli­
chen Aufgaben. Das Sozialstaatsprinzip verlangt staatli­
che Vor- und Fürsorge für einzelne oder für Gruppen der 
Gesellschaft, die aufgrund persön l icher L e b e n s u m s t ä n d e 
oder gesellschaftlicher Benachteiligung in ihrer persönl i­
chen und sozialen Entfaltung gehindert sind. Die soziale 
Sicherung des einzelnen im H i n b l i c k auf die Ris iken der 
Industrie- und Arbeitsgesellschaft ist eine Zielsetzung, 
die übe r den Schutz sozial besonders Schwacher hinaus 
auch durch das Interesse der Allgemeinheit an der A r ­
beitswelt als einer wesentlichen Grundlage der Volks­
wirtschaft bestimmt wi rd 2 6 . Ebenso ist es „für das ganze 
Volk von entscheidender Bedeutung" und gehör t es „zu 
der dem Staat obliegenden, i hm durch das Gebot der 
Sozialstaatlichkeit vom Grundgesetz auch besonders auf­
gegebenen Daseinsvorsorge", d a ß „die Arbeitslosigkeit 
auf der einen Seite und der Mangel der Arbei tskräfte auf 
der anderen Seite gemindert und behoben werden" 2 7 . Die 
Einsicht in die Abhängigkei t einer t ragfähigen und in 
eine geordnete öffentliche Finanzwirtschaft e ingefügten 
sozialen Sicherung von nachhaltiger wirtschaftlicher Pro­
speri tät führt folgerichtig zu sozialstaatlichen Zielen der 
Wirtschaftspolitik. So versteht beispielsweise das Bun­
desverfassungsgericht die ö k o n o m i s c h e und soziale Ent­
wicklung als permanente Aufgabe und betont die Bedeu­
tung der Statistik für eine am Sozialstaatsprinzip orien­
tierte staatliche Pol i t ik 2 8 . A n anderer Stelle charakteri­
siert das Gericht die Sicherstellung der Energieversor­
gung durch geeignete M a ß n a h m e n , wie z .B . die Errich­
tung oder Erweiterung von Energieanlagen, als eine öf­
fentliche Aufgabe von größter Bedeutung. Die Energie­
versorgung gehört - so das Gericht - zum Bereich der 
Daseinsvorsorge, sie ist eine Leistung, deren der Bürger 
zur Sicherung einer m e n s c h e n w ü r d i g e n Existenz unum­
gänglich bedarf2 9. Verallgemeinernd kann von einem so­
zialstaatlichen Verfassungsauftrag der Wachstumsvorsor­
ge gesprochen werden. 

25 P. Badura, Staatsrecht (Anm. 16), S. 198); H. F. Zacher, Sozia­
les Staatsziel (Anm. 4), S. 1061. 

26 BVerfGE 45, 376 (387). 
27 BVerfGE 21. 245 (251). 
28 BVerfGE 65.1 (47). - Siehe § 1 Satz 5 Bundesstatistikgesetz. 
29 BVerfGE 66, 248 (258). 
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3. Der Sozialstaatssatz ist die verfassungsrechtliche In­
korporation eines politischen Prinzips und der zeitgebun­
denen Rechtsidee der sozialen Gerechtigkeit. E r en thä l t 
einen hinreichend faßbaren Gehalt an individualisierba­
rer Rechtszuweisung nicht und kann deshalb nicht 
Grundlage subjektiv öffentlicher Rechte sein. A u c h aus 
einer „sozials taat l ichen" Interpretation der Grundrechte 
können unmittelbar durch die Grundrechtsnorm geschaf­
fene Leistungs- oder Teilhaberechte nicht gewonnen wer­
den, wenngleich so die sozialen Schutzpflichten des Staa­
tes eine je grundrechtsspezifische Konkretisierung erhal­
ten, die sich objektivrechtlich als R ich tmaß für den Ge­
setzgeber zur Geltung bringt 3 0 . Verletzt der Gesetzgeber 
eine grundrechtliche Schutzpflicht durch Nichterfül lung 
oder durch eine mangelhafte Regelung, kann eine 
Schwelle offenkundiger Mißach tung des Schutzgebots 
erreicht werden, die dem Betroffenen einen Individualan­
spruch gegen den Gesetzgeber zuweist 3 1 . Liegt eine ge­
setzliche Regelung vor, kann die sozialstaatliche Ausle­
gungsdirektive, ggf. i m Zusammenwirken mit spezielle­
ren Verfassungsnormen, das konkrete Maß der individu­
ellen Rechte und Pflichten bestimmen 3 2 . 

Die auf den ersten B l i c k beherrschend hervortretende 
Polari tät sozialstaatlicher Gestaltung und Intervention 
und grundrechtlicher Freiheit erschöpft den Beitrag der 
Grundrechte zum Verfassungsrecht des Sozialstaates 
nicht. Eine Reihe von Grundrechten weisen eine Dimen­
sion auf, die für Freiheit und Schutz des einzelnen im 
Sozialstaat wesentlich sind. Dazu zählen etwa die Garan­
tien und Rechte, die sich auf den Schutz der Ehe und 
Familie, auf die Pflege und Erziehung der Kinder, auf den 
Schutz und die Fü r so rge der Gemeinschaft für die Mut­
ter 3 3 und auf die Gleichstellung der unehelichen Kinder 
beziehen (Art. 6 GG). 

E i n zentrales sozialstaatliches Grundrecht ist die allen 
Deutschen zugesicherte Freiheit, Beruf, Arbeitsplatz und 
Ausbildungsstätte frei zu wählen und den Beruf frei aus­
zuüben (Art. 12 Abs. 1 G G ) 3 4 . Eine besondere Garantie 
zum Schutz der abhäng igen Arbeit ist die Koalitionsfrei­
heit (Art. 9 Abs . 3 GG), auch wenn sich die individuelle 
und kollektive Gewähr le i s tung durch dieses Grundrecht 
nicht auf die Arbeitnehmer und deren Koalit ionen be­
schränkt . Die Koalitionsfreiheit ist gerade in ihrer Rechts­
zuweisung zugunsten der Koalitionen eine Ausprägung 
des Sozialstaatsprinzips 3 5. Sie vertraut die autonome 
Wahrung und F ö r d e r u n g der Arbeits- und Wirtschaftsbe­
dingungen mit den Mit teln des kollektiven Arbeitsrechts 
den Koali t ionen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer an. 

30 K.-J. Bieback, Sozialstaatsprinzip und Grundrechte, EuGRZ 
1985, S. 657 (663 ff.). 

31 BVerfGE 56, 54. 
32 Vgl. beispielsweise die sozialstaatlich gebotene Sicherung der 

realen Möglichkeit, sein Recht vor Gericht zu verfolgen: 
BVerfGE 1, 109 (111); 56, 139 (143); BVerfG Beschl. vom 26. 4. 
1988- 1 BvL 84/86 -. 

33 Art. 6 Abs. 4 GG konkretisiert das Sozialstaatsprinzip für sei­
nen speziellen Bereich (BVerfGE 32, 273 [279]). 

34 H. P. Schneider I H. Lecheler, Artikel 12 - Freiheit des Berufs 
und Grundrecht der Arbeit, W D S t R L 43, 1985, S. 7, 48; P. 
Badura, Staatsrecht (Anm. 16), C 77 und D 36; ders., Arbeit als 
Beruf (Art. 12 Abs. 1 GG), in: Festschrift für Wilhelm Herschel, 
1982, S. 21. 

35 BVerfGE 4, 96 (101 f.). 

Der Primat der politischen Regelung und Sozialgestal­
tung durch die staatliche Gemeinschaft, durch die gesetz­
gebende Volksvertretung und die parlamentarisch ver­
antwortliche Regierung, wi rd jedoch zu Unrecht in Frage 
gestellt, wenn gesagt wi rd , das Sozialstaatsprinzip unter­
streiche „die Autonomie und (Gleich-)Berechtigung kol­
lektiver, demokratisch strukturierter Formen gesell­
schaftlicher Organisation g e g e n ü b e r der staatlichen So­
zialgestaltung" 3 6. Die Bedingungen, unter denen die Koa­
litionen zu einer „s innvol len Ordnung und Befriedung 
des Arbeitslebens" 3 7 i n der Lage sind, und die Einfügung 
der autonomen Regelungsvollmacht der Koali t ionen in 
die Rechts- und Gesellschaftsordnung im ganzen, vor 
allem die Wahrung der Interessen der Allgemeinheit und 
der Grundrechte der einzelnen, k ö n n e n der staatlichen 
Verantwortung nicht entzogen werden 3 8 . 

Das private Eigentum erscheint prononciert als Gegen­
stand sozialstaatlicher B e s c h r ä n k u n g , um die sozialen 
Schutzbedür fn i sse zu erreichen, besonders i m Hinbl ick 
auf das Wirtschaftseigentum, das Grundeigentum und 
das vermietbare Hauseigentum. Schon die Eigentumsga­
rantie selbst bekräft igt die Sozialgebundenheit des Eigen­
tums und benennt a u s d r ü c k l i c h das Recht des Gesetzge­
bers, Inhalt und Schranken des Eigentums zu bestimmen 
(Art. 14 Abs . 1 Satz 2 und Abs . 2 GG) . M i t dem Sozialisie-
rungsartikel werden gemeinwirtschaftliche Formen der -
entprivatisierten - Eigentumsverfassung abstrakt aner­
kannt (Art. 15 GG). Das Bundesverfassungsgericht hat als 
ein Kr i te r ium der legislatorischen Eigentumsgestaltung 
den „sozialen Bezug" und die „soziale Funkt ion" des be­
troffenen Eigentumsobjekts herangezogen 3 9, wodurch 
vornehmlich für das wirtschaftlich genutzte Eigentum 
eine Stufung in der Garantiewirkung des Grundrechts 
eröffnet wird . Im Lichte des sozialstaatlichen Schutzprin­
zips erweist sich die Eigentumsgarantie jedoch nicht nur 
als mehr oder weniger stabile Barriere für den eine sozial 
gerechte Ordnung anstrebenden Gesetzgeber, sondern 
auch als Schutzwehr für die als Ergebnis von Arbeit und 
Leistung erworbenen Rechte, also als Te i l der zu gewähr­
leistenden sozial gerechten Ordnung. Diese Seite der so­
zialstaatlichen Eigentumsordnung zeigt sich besonders 
augenfäll ig im Eigentumsschutz der Anwartschaften und 
A n s p r ü c h e aus der Sozialversicherung 4 0 . 

V o n herausgehobener Bedeutung für die sozialstaatliche 
Gesetzgebung ist das Grundrecht des allgemeinen Gleich­
heitssatzes (Art. 3 Abs . 1 GG) . Das Bundesverfassungsge­
richt hat zunehmend die Reichweite des allgemeinen 
Gleichheitssatzes mit Hilfe des Sozialsstaatssatzes ver­
s t ä rk t 4 1 . Im Bereich des sozialen Schutzes und der sozia­
len Sicherung wird diesem M a ß s t a b damit eine über das 
Gebot willkürfreier Sachgerechtigkeit hinausreichende 
Verdichtung gegeben, wenngleich nicht bis zu der S tä rke 
der besonderen Gleichbehandlungsgebote nach Art. 3 
Abs . 2 und 3 sowie Ar t . 6 Abs . 5 G G . Diese L in ie der 

36 K.-J. Bieback, (Anm. 30), S. 659, 668, 669. 
37 BVerfGE 4, 96 (107). 
38 P. Badura, Neutralität des Staates und koalitionsrechtliches 

Gleichgewicht, in: Festschrift für Wolfgang Zeidler, 1987, 
Bd. 2, S. 1591; R. Scholz, Koalitionsfreiheit, HStR, Bd. VI, 1989, 
S. 1115 (1140 ff.). 

39 BVerfGE 52, 1 (32); u.ö. 
40 BVerfGE 53, 257; 54, 11; 72, 9. 
41 BVerfGE 42, 176; 45, 376; u.ö. 

Die Öffentliche Verwaltung - Juni 1989 - Heft 11 



496 Badura - Der Sozialstaat 

Rechtsprechung hat offenbar den Gedanken aufgenom­
men, daß im Recht der sozialen Sicherung das Sozial­
staatsprinzip schon unmittelbar bei der P rü fung an Art . 3 
Abs. 1 G G zum Zuge kommen m ü s s e 4 2 . Erwogen, aber 
offengelassen wurde die Frage, ob und inwieweit der 
Gesetzgeber aus Art . 3 Abs. 2 G G in Verbindung mit dem 
Sozia"staatsprinzip verpflichtet sein könn te , die Voraus­
setzungen für eine faktische Gleichberechtigung zwi­
schen Männern und Frauen - im Wege der F ö r d e r u n g und 
Unters tü tzung der Grundrechtsverwirklichung - zu 
schaffen4 3. 

4. Die Frage, ob die Sicherung oder Bewahrung„soz ia le r 
Besitzstände1' zum Sozialstaat gehört , läßt sich allein mit 
Hilfe des Sozialstaatssatzes nicht beantworten. Eine Ver-
fassungsgarnatie des sozialen Besitzstandes stößt i m 
Hauptpunkt auf eine außer rech t l i che Grenze: „Das Ver­
fassungsgesetz kann nur Ver t e i lungsmaßs täbe bereitstel­
len, nicht aber Verteilungsmasse" 4 4 . Die „Vertei lungs­
maßstäbe" , wie haup tsäch l ich Art . 3 Abs. 1 G G in Verbin­
dung mit dem Sozialstaatssatz, liefern aber auch keine 
hinreichenden Kri ter ien für die Entscheidung darüber , 
ob und unter welchen Voraussetzungen „soziale Besitz­
stände", also der erreichte Stand sozialer Sicherheit, so­
zialer Einrichtungen, sozialer Rechte und Ansprüche , so­
zialer Teilhabe, insgesamt die Summe der Errungenschaf­
ten des Sozialstaats, verfassungsrechtliche Garantie ge­
nießen können . Der Sozialstaatssatz selbst kann eine sol­
che Garantie nicht sein. Recht lapidar hat das Bundesver­
fassungsgericht konstatiert, eine Verfassungsgarantie des 
bestehenden Systems der Sozialversicherung oder doch 
seiner tragenden Organisationsprinzipien sei dem Grund­
gesetz nicht zu entnehmen 4 5 . 

Ist der Sozialstaat ein „Prozeß" und d e m g e m ä ß das Pr in­
zip des Sozialstaats auf Wandel und Veränderbarke i t und 
auf die Anerkennung immer neuer „sozialer Ris iken" in 
einem „erf indungsreichen Wechsel von Forderung und 
Erfüllung" angelegt, m u ß folgerichtig der Auftrag, den 
Sozialstaat zu realisieren, „auch die Kompetenz umschlie­
ßen, d rängende soziale Probleme von heute den sozialen 
Lösungen von gestern vorzuziehen und partikulare sozia­
le Besi tzstände weitergreifenden sozialen Ordnungen zu 
opfern" 4 6. Es scheint, daß mit diesen E inschä tzungen 
nich: nur auf die politische Getaltungsfreiheit des Gesetz­
gebers bei der Erfül lung der sozialen Staatsaufgabe hin­
gewiesen wird. V o n den verfassungsrechtlichen Garan­
tien der Gleichheit und der Rechtssicherheit wird jedoch 
erwartet werden müssen , daß erworbene Rechte nicht po­
litischer Zweckmäß igke i t geopfert werden und daß der 
Sozialstaat ein die selbstgeschaffenen Vertrauenslagen 
respektierender und ein in planhafter Folgerichtigkeit 
verlaufender Prozeß ist. Das etwas aufreizende Schlag-

42 Abvv. Meinung Rupp-von Brünneck, BVerfGE 36, 237 (247, 
248 ff.); H. F. Zacher, Soziale Gleichheit, AöR 93, 1968, S. 341. 

43 BVerfGE 74, 163 (179 f.) - J. Hofmann, Das Gleichberechti-
gungsgebot des Art. 3 II GG, JuS 1988, S. 249 (256 ff). 

44 J Isensee, Sozialstaat (Anm. 6), S. 368. 
45 EVerfGE 39, 302(314). 
46 H. F. Zacher, Was können wir über das Sozialstaatsprinzip 

wissen? in: Festschrift für Hans Peter Ipsen, 1977, S. 207; ders., 
Der Sozialstaat als Prozeß, ZgS 134, 1978, S. 15. - Dazu P. 
Badura, Sozialstaatlichkeit (Anm. 7), S. 5. 

wort von den „sozialen Bes i t z s t änden" verdeckt, d a ß ddazu 
auch individuel l erworbene konkrete Rechte und A n ­
wartschaften gehören , die nicht ohne Schutz bleiben kkön-
nen. M i t der Anerkennung des teilhaberechtlichen Eicgen-
tumsschutzes sozialversicherungsrechtlicher Rechtspoosi-
tionen ist ein K e r n s t ü c k sozialer Sicherheit der belidebi-
gen Disposi t ion und erneuten Umverteilung entzopgen. 
Eine vergleichbare Garantie kommt den entsprechenaden 
Rechten der Beamten zu (Art. 33 Abs . 5 GG). Soweit diliese 
spezielleren Schutzrechte nicht greifen, bietet die V e r f a s ­
sung den Grundsatz des rechtsstaatlichen Vertrauaens-
schutzes41. Der rechtsstaatliche Vertrauensschutz ist m i c h t 
Bestandsschutz. Die Ver läßl ichkei t des Rechts, diee er 
vermittelt, ist g e g e n ü b e r V e r ä n d e r u n g e n der rechtserhheb-
lichen Gegebenheit nicht neutral, so daß Anpassunigen 
und Fortentwicklungen des Rechts - auch unter Urrnge-
staltung oder E i n s c h r ä n k u n g bestehender Rechtspossitio-
nen - mögl ich bleiben, sofern eine sachgerechte Abowä-
gung und Ausgleichung der betroffenen Interessen der 
Allgemeinheit und der schu tzwürd igen Vertrauensinnter-
essen der Berechtigten erfolgt. Dabei wird nicht zulletzt 
ins Gewicht fallen, daß die Sanierung der Staatsfinannzen, 
u.a. durch Einsparungen auf der Ausgabenseite derr öf­
fentlichen Haushalte, und konjunkturelle Steuerunngs-
m a ß n a h m e n (vgl. Art . 109 Abs . 2 bis 4 GG) eine ü b e r g r e i ­
fende und legitime Aufgabe des Gesetzgebers zugunssten 
des Staatsganzen s ind 4 8 . Das Sozialstaatsprinzip kannn so­
mit nicht unter dem Stichwort des „sozialen Besitzsstan­
des" dazu führen, die „Anpassung des Rechts an neiuere 
Entwicklungen und wechselnde öffentliche Interesssen" 
durch den Gesetzgeber unvertretbar e inzuschränken 4 ' 4 9 . Es 
bildet aber auch keinen Freibrief für eine Sozialpol l i t ik , 
die den Erfordernissen einer geordneten und p l anmiäß i -
gen Finanzpoli t ik und Hausha l t s führung u n g e n ü g e n d 
Beachtung schenkt. 

III. Sozialstaatliche Politik 

1. B e i der Verwirkl ichung der wohlfahrtsstaatlicchen 
Staatsziele durch die wirtschafts-, sozial- und geesell-
schaftspolitische Gesetzgebung zeigt sich das Recht t als 
Instrument sozialgestaltender Politik. Der Sozialsstaat 
kann deshalb für das Verfassungsrecht nicht nur in i der 
Perspektive von Interesse sein, welche normative K r a f t 
der Sozialstaatssatz aufbringen kann. Gegenstand derr Po­
li t ik ist das Problem der mach tabhäng igen Entscheidiung 
übe r öffentliche Belange und private Interessen. D?amit 
erweist sich, d a ß Weg und Erfolg des Sozialstaates von 
den Institutionen der parlamentarischen Demokrcatie, 
von der Arbeitsweise und Funkt ionsfähigkei t des paartei-
enstaatlichen Parlamentarismus abhängig sind. Der * So­
zialstaat setzt und fordert ein Ziel politischen Handeeins. 
Dementsprechend gibt es praktische Bedingungen,, auf 
die der Sozialstaat angewiesen ist, um dieses ZieA zu 
erreichen, und gibt es Erfolgskriterien im Hinblicke auf 
das Erreichen des Zieles. 

47 BVerfGE 55, 100; 56,175; 63,152; 64, 87; 64.158; 72, 175 (1906 ff); 
76, 256 (345 ff.). - H. Maurer, Kontinuitätsgewähr und Verrtrau-
ensschutz, HStR, Bd. III, 1988, S. 211. 

48 BVerfGE 76, 256 (367 f.). 
49 BVerfGE 72, 175 (199). 
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Die uunbestimmte Vieldeutigkeit des Wortes „sozial" hat 
nicht t nur Konsequenzen für die juristische Ermit t lung 
der reechtlichen Tragweise des Sozialstaatssatzes. Sie si-
gnalissiert auch - und vor allem - die Komplex i t ä t sozial-
staathlicher Pol i t ik und die von ihr zu erfassenden und zu 
bewää l t igenden Zielkonflikte. M i t der Lehre von der politi­
schem Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers kann für das 
Grunadgesetz das verfassungsrechtlich gegebene M a ß an 
B i n d u i n g und Flexibil i tät gefunden werden, das dem So-
zialsttaatssatz Sinn und Wirkung verschafft. Es ist frag­
l ich, cob die rechtliche Tragweite einer Sozialstaatsklausel 
dadunrch vers tärk t werden kann, daß nach dem Muster 
einigçer Landesverfassungen dem allgemeinen Sozial-
staatsssatz eine mehr oder weniger reichhaltige besondere 
soziaLle Programmatik hinzugefügt w i r d 5 0 . Sofern nicht 
eine l k l a r umre ißba re Aufgabe vor Augen steht, wie z .B . 
im F^al l des Art. 6 Abs . 5 G G , und damit ein definierter 
Gesettzgebungsauftrag formuliert werden kann, ist es 
nicht t erfolgversprechend, die Grundfragen der sozial-
staatlilichen Poli t ik durch materielle Programmnormen in 
der Werfassung vorwegnehmend entscheiden zu wollen. 
Dies i gilt natür l ich nur, wenn nicht der Sozialstaat durch 
sozial is t ische oder wirtschaftsdemokratische 5 1 Gestaltun­
gen esrsetzt werden soll, die den politischen Kräften die 
durchgreifende Direktion des Wirtschaftsprozesses in die 
H a n d i geben würden . Nur in der theoretischen Spekula­
tion l u n d in der ideologischen Programmatik kann der 
Soziaalstaat allein auf die politische Verfügung ü b e r den 
w i r t s G c h a f t l i c h e n Prozeß b e g r ü n d e t werden. A u c h d i e Ver-
wirkLlichung der „Wirtschaftsdemokrat ie" - nicht nur eine 
s o z i a l i s t i s c h e Umwälzung - nach dem organisatiorischen 
Grunadgedanken der „sozialen Selbstbestimmung" und 
der „„gemeinwirtschaft l ichen" Verwaltung der Produk­
t ionsmi t t e l würde die Grundlagen der Verfassungsord­
nung >; ve rände rn und von der parlamentarischen Demo-
kratiee wegführen. 

Der ssozialstaatliche Leitgedanke, daß die mit dem Ar-
beitslleben der Industriegesellschaft zwangsläufig ver-
bunddenen Risiken nicht vom einzelnen Arbeitnehmer ge­
tragern werden können , sondern durch umfassende Syste­
me deer sozialen Sicherung aufgefangen oder doch gemil­
dert \werden müssen 5 2 , zielt auf die Daseinsbedingungen 
der aibhängigen Arbeit. Darin liegt keine sozialpolitische 
Vererngung der sozialen Staatsaufgabe, sondern die 
Oriemtierung an der typischen Erscheinung der Industrie-
und /Arbeitsgesellschaft. Die Verfassungsnorm kann das 
gruncdsätzl iche Ziel markieren, dennoch aber nicht ver-
hindearn, daß die sozialstaatliche Poli t ik in der weitge-
spanrnten Anerkennung aller mögl ichen Bedürfnisse den 
klarern Maßs tab für wahre Bedürft igkeit verliert 5 3 . Das 

50 Vgijl. dazu H. F. Zacher, Soziales Staatsziel (Anm. 4), S. 1048, 
10551. 

51 Diee wirtschaftliche Demokratie will, mit den Worten Hermann 
Heldlers, „den reinen Rechtsstaat zum demokratisch-sozialen 
Woohlfahrtsstaat dadurch umwandeln, daß sie die „Anarchie 
derr Produktion" durch eine gerechte Ordnung des Wirt-
schhaftswachstums zu ersetzen strebt" (H. F. Zacher, Soziales 
Staaatsziel [Anm. 4], S. 1057). 

52 BV/erfGE 75, 348 (359) (Unfallversicherung). 
53 Es widerspricht dem Gedanken des sozialen Rechtsstaates, 

daJiß Mittel der Allgemeinheit, die zur Hilfe für bedürftige 
Mittglieder bestimmt sind, mangels genügender Kontrolle 
aucch in Fällen in Anspruch genommen werden können, in 
dernen wirkliche Bedürftigkeit nicht vorliegt (BVerfGE 9. 20 
[353]). 

Sozialstaatsprinzip kann die Arbeits- und Entscheidungs­
formen nicht aufheben, die der parteienstaatlichen De­
mokratie entsprechend dem „Wettbewerb" der politi­
schen Kräfte und der Organisationsfreiheit der Interes­
sen 5 4 e igentümlich sind. Die Erfordernisse des Gemein­
wohls sind den politischen Institutionen der parlamenta­
rischen Demokratie anvertraut; durch sie müssen sie er­
kannt und zur Geltung gebracht werden. Dafür ist sach­
vers tändige „Pol i t ikbera tung" notwendig, wie sie bei­
spielsweise in gesetzlich geordneter und formalisierter 
Fo rm durch den Sachvers tänd igenra t zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Poli t ik erfolgt. Es scheint je­
doch nicht empfehlenswert, zur Steuerung der sozial­
staatlichen Expansion und Umverteilung eine Ar t sach­
vers tändige und sachbezogene Autonomie - unter E i n ­
s ch luß der aggregierten und organisierten Interessen - i m 
institutionellen Gefüge der parlamentarischen Demokra­
tie zu installieren. Abgesehen davon, daß dafür eine Ver­
fa s sungsänderung nöt ig wäre , ist nicht erkennbar, wie 
dadurch das Kraftfeld der politisch agierenden Gruppen 
und Interessen erweitert oder ve ränder t werden könn te . 

2. Unter den Bedingungen der rechtsstaatlichen Demo­
kratie ist es das Gesetz, das eine erfolgreiche Pol i t ik ver­
körper t . Die Arbeitsweise der Gesetzgebung und der 
staatsrechtliche Grundbegriff des Gesetzes sind deshalb 
Brennpunkte der sozialstaatlichen Pol i t ik 5 5 . Das Gesetz 
m u ß als staatlich gesetzte Ordnung und als Werkzeug der 
Sozialgestaltung den je notwendigen Interessenausgleich 
und die je erforderliche Konfliktregulierung normativ 
herbeiführen. „Begriff und Aufgabe des Gesetzes in unse­
rer Zeit m ü s s e n vom Boden des heutigen Staatsbildes 
eines auf die Gestaltung der Lebensverhä l tn i sse und die 
Lenkung des sozialen Daseins eingestellten Sozialstaats 
begriffen werden" 5 6 . Ebensowenig wie der Sozialstaat nur 
als Sphäre des Interessenkampfes naturalistisch ohne ein 
R i c h t m a ß sozialethischer Werte und politischer Grund­
entscheidungen Legi t imi tä t für seine Gestaltungen fin­
den kann, kann das Gesetz allein als Instrument der sozia­
len Intervention ohne Rückha l t in anerkannten Pr inz i ­
pien die Legi t imitä t des Rechts für sich beanspruchen. 

Durch das Gesetz soll ein Ausgleich der sozialen Gegen­
sätze und damit eine gerechte Sozialordnung gewährlei­
stet werden 5 7 . E i n derart allgemeines Staatsziel kann sinn­
vol l als verfassungsrechtliches Gebot nur in Betracht 
kommen, wenn dem Gesetzgeber bei der Entscheidung 
zwischen den Anforderungen der sozialstaatlichen Ord­
nung und dem Schutz der Freiheit des einzelnen ein 
weiter Raum zur freien Gestaltung zugestanden wird , 
innerhalb dessen er Ar t und A u s m a ß der gebotenen oder 
mindestens vertretbaren Eingriffe in die wirtschaftliche 
Entschl ießungsfre ihei t des einzelnen bestimmen kann 5 8 . 

54 Siehe H. H. von Arnim, Gemeinwohl und Gruppeninteressen, 
1977. 

55 F. Ossenbühl, Gesetz und Recht - Die Rechtsquellen im demo­
kratischen Rechtsstaat, HStR, Bd. III, 1988, S. 281 (290 ff.); P. 
Badura, Die parteienstaatliche Demokratie und die Gesetzge­
bung, 1986; ders., Die parlamentarische Volksvertretung und 
die Aufgabe der Gesetzgebung, ZG 1987, S. 300; ders.JJ. H. 
Kaiser, Parlamentarische Gesetzgebung und Geltungsan­
spruch des Rechts, 1987. 

56 U. Scheuner, Die Funktion des Gesetzes im Sozialstaat, in: 
Festschrift für Hans Huber, 1981, S. 127 (127 f.). 

57 BVerfGE 22, 180 (204). 
58 BVerfGE 18, 257 (273 f.). 
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Die Anerkennung der legislatorischen Entschließungsfrei­
heit betrifft den Inhalt des Gesetzes, aber auch Weg und 
Ze i tmaß der Gesetzgebung. Nur bei sachlich klar faßba­
rem und zwingendem Verfassungsgebot kann v o m Ge­
setzgeber verlangt werden, daß er zu bestimmter Zeit eine 
bestimmte politische Entscheidung zu treffen habe. Denn 
ebensowenig, wie es möglich ist, den Ausgang von Wah­
len normativ zu bestimmen, kann für die komplexen 
Aufgaben sozialstaatlicher Poli t ik im Regelfall verfas­
sungsrechtlich festgelegt werden, wie schnell und mit 
welchen Kompromissen die politischen Kräfte sich zu 
vers tändigen haben. Die Auslegung des Sozialstaatssat­
zes - wie aller Verfassungsnormen, die explizit oder kon­
kludent Staatsaufgaben regeln - m u ß beachten, d a ß es 
Funktionsbedingungen und Funktionsgrenzen des ge­
setzgebenden Parlaments gibt, die zum Tei l in den fakti­
schen Gegebenheiten, zum Teil aber auch darin ihren 
Grund haben, d a ß politische Entscheidungen im Partei­
en- und Verbändes taa t auf einem Prozeß der Auseinan­
dersetzung und Kompromiß f indung beruhen. 

IV. Grundrechtliche Freiheit im Sozialstaat 

1. Durch die for twährenden Kons te l l a t ionsänderungen 
der ausgleichsbedürf t igen sozialen Gegensätze , durch 
neue soziale Bedürft igkeit , aber auch durch die innere 
Dynamik des politischen Prozesses gewinnt der Sozial­
staat eine immer weiter vorangetriebene Ausdehnung sei­
ner Aufgaben und damit verfügende Kraft übe r die Men­
schen. Der verfassungsrechtlich zu ordnende Antagonis­
mus sozialstaatlicher Egalität, d.h. permanenter Inter­
vention und Umverteilung, und selbstbestimmter Freiheit 
und Privatautonomie^ kann nicht mit der Formel ver­
söhn t werden, es sei die Funkt ion des Sozialstaatsprin­
zips, „Freiheit e inzuschränken , um sie herzustellen" 6 0. 
Das sozialstaatliche Ziel läßt sich zwar abstrakt so aus­
d rücken , doch kann nur dem flüchtigen Betrachter ver­
borgen bleiben, d a ß die e ingeschränkte Freiheit und die 
hergestellte Freiheit von verschiedener Art sind. Die 
Grundrechte schützen nahezu durchweg die einge­
sch ränk te Freiheit, wenngleich die grundrechtlichen Ga­
rantien insoweit abgestuft sind oder der Abstufung durch 
den Gesetzgeber zugänglich sind, als die Zonen und Ent­
fa l tungsräume der „personalen" Freiheit einen bevorzug­
ten Schutz im Verhäl tnis zu denjenigen Rechten und 
Hand lungsmögl i chke i t en genießen, die einen sozialen 
Bezug und eine soziale Funkt ion aufweisen, insbesondere 
durch die Chance wirtschaftlicher Macht oder Über legen­
heit 6 1 . 

Die gesetzmäßige Freiheit im Sozialstaat ist ambivalent. 
M i t „Ambivalenz" ist der schon be rühr t e Sachverhalt ge­
meint, daß der sozialstaatliche Zugriff Freiheit beschnei­
det oder beeinflußt , um Freiheit - auch des Geschü tz ten 

selbst - zu sichern 6 2 . Z u der sozialstaatlich v e r ä n d e r t e n 
Freiheit gehören Chancen und B e t ä t i g u n g s m ö g l i c h k e i t e n 
des einzelnen, die verschiedenartig s ind: die Eigeninit iat i ­
ve, se lbs tänd ige Lebensplanung und individuel le D a ­
seinsverantwortung aller, die Leistungs- und ggf. M o b i l i ­
tä tsberei tschaf t der Arbeitnehmer, die unternehmerische 
Freiheit und Investitionsbereitschaft der Arbeitgeber, die 
Chance der persönl ichen Entfaltung aufgrund der Wahr­
nehmung einer sozialen Verantwortung durch den Staat. 
Keiner dieser Faktoren kann i m ganzen oder im wesentli­
chen durch Funktionen des sozialstaatlichen Verwal -
tungs- oder Sozialrechts ersetzt werden. 

2. Die mit den Grundrechten gesicherte Freiheit ist zu­
gleich die Basis der Autonomie, die von ganz unterschied­
lichen Kräften eingefordert wird , von organisierten Inter­
essen, von fundamentaldemokratischen Bewegungen, 
von Initiativgruppen, von Einrichtungen der Wissen­
schaft, von den Medien, von den Ki rchen und sonstigen 
Religionsgemeinschaften. Soweit hier Mitbes t immung 
oder Part izipation 6 3 bei der Formulierung, Normierung 
oder Durchsetzung sozialstaatlicher Pol i t ik angestrebt 
wird, überschre i ten derartige Vorstellungen, oft unmerk­
lich, die verfassungsrechtlich scharf gezogene Grenze 
zwischen grundrechtlicher Freiheit und Mitwirkung an 
der politischen Willensbildung in den Organen der verfaß­
ten Staatlichkeit. Eindeutig ist dies der Fa l l bei den Vor­
haben, den gesetzgebenden Körperschaf ten einen Wirt­
schafts- und Sozialrat beizugesellen 6 4 . 

Die wohlfahrtsstaatliche Instrumentalisierung oder „Poli­
tisierung" der sozial relevanten Freiheitsbereiche, vor al­
lem in Wirtschaft, sozialer Sicherung und Bi ldung, gibt 
dem gesetzgebenden und verwaltenden Staat eine früher 
unbekannte Machtfülle. Das Recht wird zu einem immer 
enger verketteten Programm und Regelwerk der gesell­
schaftlichen Beziehungen und der Zuweisung von Rech­
ten und Pflichten. Es gerät damit zunehmend unter den 
Einfluß der betroffenen, sich vielgestaltig organisieren­
den Interessen. Das liberale, verfassungssstaatliche Ge­
geneinander von Herrschaft und Freiheit, von Staat und 
Gesellschaft ist ideologisch wie praktisch weithin durch 
den Vorrang kollektiver Interessenwahrung und die weit 
in den Bereich politisch-staatlicher Herrschaft vorgescho­
bener Ansp rüche der organisierten Interessen auf Selbst­
verwaltung und Autonomie verwischt oder verdrängt 
worden. Unter den Bedingungen der demokratischen po­
litischen Willensbildung ist die aus der wohlfahrtsstaatli­
chen Vergesellschaftung der individuellen Freiheit ent­
springende Macht, die verfassungsrechtlich dem Staat 
und dessen gesetzgebender Gewalt zukommt, in der Pra­
xis des Verfassungslebens in erheblichem Maße in den 
Besitz par t ikulärer Gruppen übergegangen . Die politi­
schen Parteien vermitteln in je verschiedener Amalgamie-
rung mit Hilfe schwer durchschaubarer Proporz- und 

59 F. Wieacker, Das Sozialmodell der klassischen Privatrechtsge­
setzbücher und die Entwicklung der modernen Gesellschaft 
(1953), in: ders., Industriegesellschaft und Privatrechtsord­
nung, 1974, S. 13. 

60 K.-J. Bieback (Anm. 30), S. 661. 
61 K.-J. Bieback (Anm. 30), S. 661 f., mit den Beispielen des Volks­

zählungs-Urteils (BVerfGE 65,1) einerseits und des Mitbestim­
mungs-Urteils (BVerfGE 50, 290) andererseits. 

62 P. Badura, Sozialstaatlichkeit (Anm. 7), S. 3. 
63 P. Badura, Das Verwaltungsverfahren, in: Erichsen/Martens 

(Hrsg.), Allgemeines Verwaltungsrecht, 8. Aufl., 1988, § 38 III; 
E. Schmidt-Aßmann, Verwaltungsverfahren, HStR, Bd. III, 
1988, S. 623 (642 f.). 

64 A. Saipa, Wirtschaftsräte und gesamtwirtschaftliche Mitbe­
stimmung, AöR 102, 1977. S. 497; J. H. Kaiser, Verbände, 
HStR, Bd. II, 1987. S. 149 (166 f.). 
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Kompromißver fahren , die von ihnen protegierten und die 
für sie sonst relevanten Gruppeninteressen nach ihrem 
spezifischen Programm des Allgemeininteresses. 

Gegenübe r den einseitig etatistischen Vorstellungen der 
Demokratie zeigt die neuere Zeit eine Belebung partizipa­
tionsdemokratischer Bestrebungen, deren institutionelle 
Fo rm Organisationen von Selbstverwaltung sind. Diese 
Zwischenzone eines sozialreformerischen Neo-Korporati­
vismus hat i m Grundgesetz keine Anlaufstelle. In seinem 
Referat bei der Tüb inge r Staatsrechtslehrer-Tagung 
postulierte Friedhelm Hufen, die S t ä r k u n g der „Selbstre­
gulierung als gemeinschaftliche Wahrnehmung von indi­
vidueller Freiheit, aber auch über indiv iduel le r Verant­
wortung" sei notwendig. Selbstregulierung k ö n n e das 
Gesetz vor allem im Bereich der Daseinsvorsorge entla­

sten. Das Recht der Daseinsvorsorge verlange in besonde­
rem Maße nach Dezentralisierung und Delegation auf 
Selbs tverwal tungst räger . „Selbsthi l fegruppen und Selb­
stregulierung können hier die öffentliche Aufgabenwahr­
nehmung deutlich entlasten" 6 5. In der Diskussion sekun­
dierte Wolfgang Hoffmann-Riem mit der Forderung: Wir 
brauchen eine „Dogmatik des selbstregulativen Sozial­
staats". Diese Gedanken regen die Phantasie an, ohne sie 
besonders zu beengen. 

65 H. Hufen, Gesetzgestaltung und Gesetzesanwendung im Lei­
stungsrecht, W D S t R L 47, 1989. - Siehe den Bericht von G. 
Robbers, AöR 114, 1989, S. 113. 
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